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Einleitung. 



Während aus der Geschichte des Braugewerbes einzelne 
Zeitabschnitte schon hie und da für verschiedene Gemeinwesen 
geschildert wurden, fehlt es bisher an einer Darstellung der 
gesamten Entwicklung, die sich bis in die Gegenwart erstreckt 
und den überaus interessanten Übergang zum Großbetrieb, als 
auch die w'eitere Entwicklung unter der Flagge des Kapitalismus 
in dieser Industrie darstellt. 

Wenn auch, namentlich die letztere Periode, keine allzu 
wesentlichen Unterschiede in der Brauindustrie in den einzelnen 
Gegenden Deutschlands aufweist, so war es doch nötig, sich auf 
ein engeres Gebiet zu beschränken. 

In Karlsruhe, unserer jüngsten deutschen Residenzstadt, 
aber hat gerade das Brauereigewerbe einen bedeutenden Auf- 
schwung genommen und bildet eine der Hauptindustrieen der 
Residenz, so daß diese Stadt gewissermaßen dazu einladet, hier 
die Entwicklung der Brauindustrie zu verfolgen. 
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Die Zunftzeit 

1. Die Gründung der Zunft 

Über Karlsruhe im i8. Jahrhundert berichtet Hartleben 
in seinem „Statistischen Gemälde der Residenzstadt Karlsruhe“. 
Nach ihm trat der Biergenuß in Karlsruhe zurück, da der starke 
Weinbau in dem Großherzogtum sowohl als in den benachbarten 
überrheinischen Gegenden den Genuß des Weines allgemein ein- 
geführt hat. Das Bier wird also bei dieser lichtvollen Darstellung 
gar nicht genannt; aber um die Wende des i8. und 19. Jahr- 
hunderts waren die Weinpreise sehr gestiegen und dadurch kam 
das Bier etwas mehr in Aufnahme. Auch die warmen Getränke 
haben schon früher nicht die allgemeine starke Aufnahme er- 
halten wie in manchen anderen deutschen Städten. Die hohen 
Preise des Thees und Kaffees, schreibt er, unterdrücken in der 
neuen Zeit vollends die Allgemeinheit des Genusses. Nur unter 
den höheren Ständen wurde er mit möglichster Beschränkung 
noch beibehalten. Der wohlhabende Bürger genießt zum Vor- 
teile seiner Gesundheit ein Glas Wein und ein Stückchen Fleisch 
zum Frühstück. Der ärmere hält sich an einen Schluck Brannt- 
wein mit Brot, während sich die Hausfrau mit ihren Kindern 
mit einem Glas Milch und Brot begnügt. 

Über die Brauereien berichtet er: Bier wird in einigen 

Brauereien, besonders in der Nägelischen und Clausschen von 
vorzüglicher Güte bereitet, allein die zugenommene Konsumtion 
veranlaßt, daß es oft zu geschwind verzapft werden muß, daher 
das berühmte Heidelberger Bier nicht selten hier zu finden ist. 
1813 sind es 5 Brauereien, für 1815 gibt Hartleben 8 an, die 
Zahl der Gehilfen war t6; es kamen also durchschnittlich 2 Ge- 
hilfen auf jede Brauerei, woraus man auf die Größe derselben 
schließen kann. 
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IQ Die Zunftzeit. 

Bis zu dieser Zeit waren die Bierbrauer noch nicht in einer 
Zunft zusammengeschlossen. Erst 1817 machte der Stadtrat den 
\’orschlag, einen Vorstand für die Brauer zu ernennen, da die 
Zahl derselben bedeutend gewachsen sei. Zugleich hatte man 
bei diesem Anlaß Gelegenheit genommen, einen Versuch zu 
machen, die Brauer der Küferzunft einzuverleiben; es wurde 
bemerkt, daß dies um so wünschenswerter sei, als die Brauer bei 
ihrem eigenen Gewerbe sehr viel Küferarbeit zu fertigen haben 
und deswegen meistens Küfergesellen in ihre Dienste nehmen. 
Auch wollte man durch diese Maßregel die Zunft der Küfer, 
um die es sehr schlecht bestellt war, vor dem A'erfall bewahren. 
Das Stadtamt bemerkt in dieser Angelegenheit; Wenn die Bier- 
brauer, die alle das Küferhandwerk nebenbei treiben, nicht in 
die Küferzunft treten müssen, wird sich diese Zunft bald 
auflösen. 

Die Verhandlungen betreffs der Vereinigungen zogen sich 
einige Jahre hin, bis sie zustande kamen. Auch nach der Ver- 
einigung werden die Brauer und Küfer noch scharf geschieden. 
So wollte z. B. die Zunft den Meister Bronn nicht aufnehmen, 
weil er seine Lehrjahre nur als Küfer, nicht aber als Brauer 
nachweisen konnte, und bezeichnet dies als Zunftschmuggcl. 
Gegen ein Gesuch der Kübler, die um Vereinigung mit der 
Brauer- und Küferzunft nachsuchen, wird geltend gemacht, daß 
die Brauer- und Küferzunft nach der Vereinigung schon zahl- 
reich genug sei und jede Vermehrung der Ordnung nachteilig 
sein müsse, zumal wenigstens 12 Individuen der Brauer sich auf 
Wanderschaft befänden. 1820 wird dringend um Statuten ge- 
beten: es bestehe solche Unordnung in der Zunft, daß die Küfer 
nichts mehr in die Zunftkasse einlegen wollten. In demselben 
Jahr werden denn auch die Zunftartikel festgelegt, nachdem sie 
amtlich genehmigt waren. Nach ihnen richtet man sich in der 
Folge, obwohl sie vom Ministerium des Innern nicht genehmigt 
wurden. Dieses war nämlich der Ansicht, der Gegenstand solle 
bis zu einer neuen Gewerbeordnung auf sich beruhen, weil es 
sich darum handle, dem Zunftwesen eine dem Zeitgeist ange- 
messene Gestalt zu geben. 

Im Gegensatz zur heutigen Brauerei lebte damals kein 
Brauer vom Verkauf im Großen, sondern jeder verzapfte sein 
Bier selbst oder ließ es durch einen Beständer verzapfen. Von 
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I 1 

Anfang an war der Grundsatz beobachtet worden, daß die Brauerei 
als ein bürgerliches Gewerbe zu betrachten sei, dessen Ausübung 
bloß an den Besitz des Bürgerrechts und die gesetzliche Be- 
fähigung gebunden ist; mit seiner Ausübung war aber stets das 
Recht verbunden, das Bier in einer Bierstube auszuschenken und 
die eds Nebengewerbe durch die Natur der Sache und die Ge- 
werbeverhältnisse begfründete Befugnis des Branntweinschanks 
auszuüben. Dies konstatierte das Ministerium des Innern in einer 
Unterstützung des Gesuchs des Brauers Eisele 1822, dem das 
Staatsministerium nicht genehmigen wollte, sein Bier selbst ver- 
zapfen zu dürfen. 

Fremdes, d. h. nicht selbst gebrautes Bier zu verzapfen, war 
den Brauern verboten, ebenso der Verkauf oder Tausch zwischen 
den Brauereien. Im Jahre 1850 beklagten sie sich über diese 
Bestimmung. Sie fülirten in ihrer Beschwerde an, neben häufig 
eintretenden Betriebsstockungen komme es nicht selten vor, daß 
bei der so unsicheren Berechnung des im Sommer abzusetzenden 
Bierquantums der Vorrat an Lagerbier schon im August oder 
September zu Ende gehe, und der Brauer den Bierausschank bis 
zum Eintritt der zum Brauen geeigneten Witterung, also bis zum 
('ktober oder noch länger, einstellen müsse. Da aber ein Still- 
stand der Wirtschaft immer eine nachteilige Wirkung auf die 
Ausdehnung derselben ausübe und bei Wiedereröffnung derselben 
die Schwierigkeit, wieder Kunden zu erwerben, oft ebenso groß 
wie bei Neueröffnung sei, da auch oft zu gleicher Zeit andere 
Brauereien so große Vorräte an Bier übrig hätten, daß sie 
fürchten müßten, das.selbe gar nicht mehr absetzen zu können, 
so wäre es das einfachste, den gegenseitigen Kauf zu erlauben. 
Ihre Beschwerde half ihnen aber nichts und auf die Innehaltung 
des Verbots wurde streng gesehen; um die Mitte des ig. J2ihr- 
hunderts finden wir eine Benachrichtigung der Obermeister durch 
das Polizeiamt, wonach Chr. Glaßner wegen Ausschenkens nicht 
selbst gebrauten Bieres in eine Geldstrafe von 15 fl. verfällt 
wurde. 



2. Die Meister. 

In den wenigen Akten, die etwas über die Brauerzunft ent- 
halten, nehmen den meisten Raum die Verhandlungen über die 
Aufnahme neuer Meister ein. 
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Der neuaufzunehmende Meister hat an Gebühren zu ent- 



richten: 

1. Ein Meisters-Sohn von Karlsruhe — .45 fl. 

2. Ein Karlsruher Bürgers-Sohn 1.30 „ 

3. Ein Fremder, der eines Meisters Witwe oder 

Tochter heiratet 5. — „ 

4. Ein Fremder 7.50 „ 



Nicht nur der fremde Brauer, der eine Karlsruher Brauers- 
tochter heimführte, genoß eine lleiratsprämie von 2,50 fl., auch 
die Meisterstochter hatte einen Vorteil vom Heiraten, indem es 
ihr nur gestattet war, das Gewerbe des Vaters weiter zu führen, 
wenn sie einen anderen Meister heiratete; »denn einer ledigen 
Weibsperson war die Führung eines bürgerlichen Gewerbes sonst 
nicht erlaubt«, schreibt das Polizeiamt vor. Ein Fremder mußte 
natürlich erst das Bürgerrecht erworben haben, was neben dem 
Nachweis eines bestimmten Vermögens und eines guten Leu- 
mundes mit ziemlichen Kosten verbunden war. Es waren zu 
entrichten : 

120 fl. zur Stadtkasse, 

22 » zum Waisenfonds, 

25 » zum Waiscnlehrgclderfonds, 

IO » zur Witwenkasse, 

Ein Einheimischer brauchte nur zu entrichten : 

IO fl. zur Stadtkasse, 

10 » zur Bürgerwitwenkasse, 

1 1 » zum Waisen fonds. 

Beim Einschreiben hat der Meister 45 kr. zu entrichten, 
wovon */3 in die Zunftkasse fließen, und */j den beiden Ober- 
meistern gehört. Von den Obermeistern gehört der eine der 
Brauerzunft, der andere der Küferzunft an. Kann der Meister 
nicht eine dreijährige Wanderschaft nachweisen, so hat er für 
jedes nicht gewanderte Jahr 5 fl. zu entrichten ; wer von der 
Fertigung des Meisterstücks dispensiert werden will, hat 18 fl. in 
die Zunftkasse zu zahlen. Besondere Strafen sind ferner bestimmt 
für die Fehler bei Fertigung eines Meisterstücks. 

Jeder Obermeister hat jährlich 1,30 fl. als Belohnung für 
seine Tätigkeit zu beanspruchen. Diese besteht insbesondere in 
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der Führung der Zunftbücher, Meister- und Lehrlingsbücher, und 
in der Besorgung aller Geldangelegenheiten der Zunft Am Ende 
der Amtsperiode müssen dem Stadtamtsrevisorat die Zunftrech- 
nungen vorgelegt werden. Da die Obermeister in der Schreib- 
kunst nicht immer sehr bewandert sind, wird ein Zunftschreiber 
an gestellt. 

Im Jahre 1839 wollten die Zunftmitglieder eine Trennung 
der Zunft herbeiführen, da die Ausführung aber auf allzugroße 
Schwierigkeiten stieß, nahm man davon wieder Abstand. Der 
Anlaß zur Unzufriedenheit der Zunftmitglieder war der Umstand 
gewesen, daß der Küfer Höfle zu den Bierbrauern übergegangen 
war; um den sich aus ähnlichen Fällen ergebenden Streitigkeiten 
aus dem Wege zu gehen, wurden nun je 2 Küfer und Brauer 
als Obermeister und Beisitzmeister gewählt. Auch wurde be- 
schlossen, es solle bei Verhinderung eines Obermeisters der 
Beisitzmeister als dessen Ersatzmann an seine Stelle treten und 
sollte sie bis zur nächsten Obermeisterwahl versehen. Ein ge- 
wesener Obermeister war befugt, in der nächsten Periode die 
Wahl eines Beisitzers für sich abzulehnen. Das Amt der Ober- 
meister wurde nicht immer mit besonderer Vorliebe bekleidet. 
1820 beschwerten sich die Obermeister darüber, daß sie schon 
seit 5 Jahren das Amt bekleiden und dessen ledig sein wollen, 
weil die Stelle selbst so manches Verdrießliche und dabei un- 
belohnte Geschäfte mit sich bringe. Man könne einem nicht 
zumuten, ein Amt länger zu bekleiden, wenn man sein eigenes 
Geld zusetze. Daß ihnen so manches Verdrießliche nicht erspart 
blieb, ist allerdings erklärlich, wenn 1821 es sich sogar ereignen 
konnte, daß von einem Brauer und einem Küfer durch den 
Jungmeister Neff die Zunft zusammengerufen wurde mit dem 
ausdrücklichen Bemerken, daß er dazu die beiden Obermeister 
nicht laden solle. 

Das Meisterstück besteht anfangs nur in einer praktischen, 
seit 1847 nach einem Beschluß der Zunft auch in einer theo- 
retischen Prüfung. Die praktische besteht in der Verfertigung 
eines »Suttes Bier«, wobei namentlich das Weichen der Gerste, 
die Präparation des Malzes und das Einmaischen (Brühen) Haupt- 
beobachtungen sind. Wie die theoretische Prüfung gehandhabt 
wurde, zeigen die folgenden Fragen, die 1848 in einer solchen 
Prüfung gestellt wurden : 
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1. Welches sind die Kennzeichen einer gesunden Gerste und 
welche Bestandteile hat sie im allgemeinen ? 

2. Woran erkennt man einen guten Hopfen, was sind im all- 
gemeinen die inneren Bestandteile desselben und woran 
läßt sich verfälschter Hopfen am leichtesten erkennen ? 

3. Welche Veränderung muß mit der Gerste vor sich gehen, 
wenn dieselbe zu einem guten Malz umgewandelt werden 
soll und wie nennt man die an beiden Enden des Gersten- 
korns hervorschießenden Keime? 

4. Was hat das Dörren für einen Zweck und welche Ver- 
änderung geht mit dem Malz damit vor? 

5. Welchen Zweck sucht man durch das Einteigen und Mai- 
schen zu erreichen ? 

6. Wie muß der Gärungsprozeß vor sich gehen, welchen 
Zweck hat er, welches sind die Hauptbestandteile des ge- 
gorenen Bieres und welches sind die Anzeichen einer gut 
bestandenen Gäre? 

7. Was nennt man die Nachgäre; ist dieselbe zum Hell- 
werden oder überhaupt zur Haltbarkeit des Bieres not- 
wendig und wie lange dauert sie? 

8. Welche Witterungsverhältnisse und welche Wärmegrade 
zum Anstellen des Bieres sind einer guten Untergäre 
förderlich ? 

Sehr selten kam es vor, daß ein Jungmeister die Prüfung 
nicht bestand. Die Aufnahme wurde erst erschwert, als man 
neue Mitglieder in die Zunft nicht mehr aufnehmen wollte. 
Anfangs gaben die Meister zwar nicht zu. daß ihnen eine Ver- 
mehrung der Meister unangenehm sei, aber schließlich kam es 
in den Berichten an den Gemeinderat offen zum Ausdruck. 
Seit den 40 er Jahren suchte und fand man fast bei jedem 
Meister, der sich in Karlsruhe ansiedeln wollte, einen Grund, der 
ihm dies erschweren oder unmöglich machen sollte. Jetzt kam 
es hie und da vor, daß ein Meisterstück als nicht gelungen 
befunden wurde. Dem Jungmeister Bronn z. B., der dies er- 
fahren mußte, wurde von der Zunft bedeutet, daß gerade im 
Mälzen ein Hauptwissen der Braukunst liege ; davon verstehe 
aber der Jungmeister, der altes Malz verwendet habe, gar nichts; 
das sei geradeso, als wenn ein Schuster, der sein Meisterstück 
fertigen soll, einen schön gefertigten Schuh kauft, ihn dann 
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wichst und sagte: Hier ist mein Produkt Streng wird von nun 
an darauf gehalten, daß die vorgeschriebene Lehr- und Wander- 
zeit nachgewiesen wird. Selbstverständlich besteht man darauf, 
daß der Brauer das Gewerbe überhaupt erlernt hat, und man ist 
ganz entsetzt, daß der Partikulier Werner eine Brauerei errichten 
und sie von einem Gehilfen, der eds geschickter Brauer bekannt 
ist, betreiben lassen will. Bemerkenswert ist, daß in diesem 
Punkte die Polizeibehörde noch strenger als selbst die Zunft an 
den einmal festgesetzten Paragraphen festhält. Dem Ferdinand 
Albert Printz, dem Sohn eines Karlsruher Bürgers, ist die Zunft 
geneigt, das Meisterrecht zu verschaffen, weil er im Inland gelernt 
hat, I '/2 Jahre im Ausland gewandert ist, und die fehlende 
Wanderzeit in Karlsruhe nach dem Tode des Bierbrauers Hoefle 
das Gewerbe der Witwe, die keinen Sohn und keine Verwandte 
hatte, fortführte, und zwar zum Wohl der ganzen Familie. Der 
Gemeinderat befürwortet das Gesuch beim Stadtamt; auch dieses 
genehmigt es und gibt es an das Großh. Polizeiamt weiter, 
von dort kommt es aber mit dem Bemerken zurück, daß nach 
der VerfügTing des Großh. Ministeriums des Innern vom 26. August 
1842 keine Nachsicht von der gesetzlichen Wanderschaft erteilt 
werden darf. — Ähnlich ergeht es dem Stephan Moninger, dem 
Schwierigkeiten bereitet werden, weil cs ihm an einem durch die 
badischen Zunftgesetze vorgeschriebenen Lehrbrief gebricht. Zur 
Entscheidung dieses Falles wird eine besondere Zunftversammlung 
einberufen und mit geringer Majorität wird zu seinen Gunsten 
entschieden; aber nur unter der Bedingung soll er aufgenommen 
werden , wenn er die Witwe des Brauers Kaufmann heiratet, 
was allerdings schon in seiner Absicht gelegen hatte. 

Noch 1848 verwahrt sich die Zunft energisch gegen den 
Verdacht der Schikane oder der kleinlichen Furcht vor Konkur- 
renz. Wie es aber damit bestellt war, zeigen die folgenden Fälle: 

Gegen den Peter Edler, der sich aufnehmen lassen will, ist 
zwar, wie die Zunft zugeben muß, bezüglich seines guten Leu- 
mundes und des sogenannten Nahrungszweiges nichts einzu wenden, 
da er das vom Gesetz vorgeschriebene Vermögen besitzt; allein 
bei der Beurteilung der Annahmegesuche von Brauern und 
Küfern, meint die Zunft, solle man bezüglich des Vermögens die 
Grenzen doch etwas enger ziehen, denn jederman wisse, daß das 
Brauereigeschäft, wenn es seinen Mann ernähren soll, in größeren 
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Städten nur mit Hilfe eines namhaften Betriebskapitals betrieben 
werden könne. Die Vermögensverhältnisse des Petenten Köllen- 
berger werden gleichfalls beanstandet ; in ihrem Bericht an den 
Gemcinderat führt die Zunft darüber an: Die Stadt Karlsruhe 
mit ihren etlich und 20 000 Einwohnern zählt gegenwärtig 
2g Brauereien (1848), eine Zahl, die im Vergleich mit anderen 
größeren Städten des Großherzogtums ein sehr grelles Miß- 
verhältnis herausstellt. Die Bierkonsumtion ist seit neuerer Zeit 
beträchtlich im Abnehmen begriffen ; denn es ist erfahrungs- 
gemäß ausgemacht, daß uns die Eisenbahn nicht nur keine Gäste 
bringt, vielmehr — besonders im Sommer hindurch — uns solche 
entführt. Man braucht somit kein Rechenkünstler zu sein, um 
ermessen zu können, daß eine ganz unverhältnismäßige Über- 
setzung des Brauereigewerbes in hiesiger Stadt vorhanden ist 
und die bedauerlichsten Tatsachen sprechen dafür, daß die hiesigen 
Bierbrauer während der letzten paar Jahre nur unter schweren 
pekuniären Opfern den Fortbetrieb ihres Gewerbes ermöglichten. 
Zwei unserer Zunftgenossen, Becker und Pfrang, haben ihre 
Brauereien, obgleich noch in eigentümlichen Besitz derselben 
außer Betrieb gesetzt; drei weitere Brauereien aber, nämlich die 
Hambrechtsche, Hammersche und Künzlesche, stehen seit länger 
als Jahr und Tag stille wegen Vergantung der Eigentümer, noch 
andere aber befinden sich bekanntlich auf so schwachen Füßen, 
daß leider eine Betriebsunterbrechung, wo nicht ein gänzliches 
Eingehen nicht mehr lange auf sich warten lassen dürfte. Außer- 
dem befinden sich mindestens 10 junge Brauer von Karlsruhe 
in der Fremde, die später zurückkommen und die man in dem 
Antritt ihres angeborenen Bürgerrechts behufs der Betreibung 
ihres Gewerbes nicht hindern kann. — Bei der Aufnahme des 
Bierbrauers Friedrich Hoepfner aus Eggenstein 1850 endlich 
schreibt die Zunft: In einem Augenblick, wo die Residenzstadt 
schon von so vielen Unglücksfällen betroffen, noch durch den 
Verlust einer bedeutenden Verkehrsstraße bedroht ist und daher, 
abgesehen von der Stockung in allen Geschäftsverhältnissen, 
ihre zahlreichen Bierbrauer einer selir ungewissen Zukunft ent- 
gegengehen, finden wir es sehr sonderbar, daß ein Bierbrauer 
hierher übersiedeln will, der an seinem bisherigen Wohnorte 
ein genügendes Einkommen hatte und sich ein bedeutendes 
Vermögen erwerben konnte. Unter jeder Bedingung besteht 
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die Zunft auf Ablegung eines Meisterstückes, obwohl er in 
seinem Heimatsort schon ein solches abgelegt hat. Denn die 
Zunftstatuten lassen nur ein solches Meisterstück zu, welches in 
einer der vier Hauptstädte des Landes gemacht wurde, Petent 
aber das Seinige in der Dorfgemeinde Linkenheim geliefert hat. 

Die Zunft drang allerdings selten mit ihren Bitten durch; 
denn der Gemeinderat ließ sich nicht durch sie beeinflussen und 
wenn nicht sehr triftige Gründe Vorlagen, versagte er im all- 
gemeinen die Aufnahme nicht. 

3. Die Gesellen. 

Das Verhältnis der Gesellen zu den Meistern findet 1836 
durch die Stadt eine einheitliche Regelung. Die Stadt will 
strengere Maßregeln ergreifen, weil der Verdacht vorliegt, daß 
der häufige Wechsel infolge von Anstiftung von Gesellen, ins- 
besondere zur Erreichung höherer Löhne stattfindet. 

Ein wichtiger Punkt war die Unterstützung arbeitsloser 
Gesellen und der Arbeitsnachweis. Der Obermeister, der die 
Geschenkkasse hat und die Geschenkzeichen ausgibt, schickt die 
zureisenden Gesellen zu dem Meister, der solche brauchen kann, 
mit einem Zettel, worauf der Name des Meisters verzeichnet ist. 
Gibt dieser ihnen keine Arbeit, so schreibt er seinen Namen auf 
den Zettel und gegen Rückgabe desselben verabreicht der Ober- 
meister das Geschenk. 13 as Umschauen der Gesellen bei den 
einzelnen Meistern, wie es vordem der Fall war, ist unstatthaft 
und die sämtlichen Meister machen sich verbindlich, selbst keiner- 
lei Geschenke zu verabreichen. Diese Angelegenheit wird auch 
durch das Polizeiamt geregelt; in der Herberge war nach dessen 
Vorschrift eine Bestimmung angeschlagen, nach welcher der 
Geselle nur in der Herberge nach Arbeit fragen durfte; geht 
er zu einem anderen Meister, als zu dem, der ihm angegeben 
wird, so ist er wegen Betteins zu bestrafen (1846). Der Geselle 
erhält also ein Geschenk, wenn keine Arbeit für ihn vorhanden 
ist; hat er aber keine Lust, bei dem Meister, der Arbeit zu 
vergeben hat, einzutreten, so bekommt er nichts. 

Für kranke Gesellen war in der Zunft gesorgt durch ein 
Institut, das dem der jetzigen Krankenkasse ähnlich ist. Die von 
den Arbeitgebern einseitig festgesetzten Statuten aus dem Jahre 
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1833 besagen darüber: Jedem hier in Arbeit stehenden Küfer 
und Brauer dient hiermit zur Nachricht, daß er von dem Tage 
seines Eintritts an zur Auflage in die Spitalkasse, und zwar in 
der Art verbunden ist, daß, wenn er auch keinen Monat hier 
verbleibt, er für jede Woche 3 kr. zu entrichten hat. Diese 
Auflage geschieht immer den ersten Sonntag eines jeden Monats 
nachmittags 2 Uhr für den verflossenen Monat auf der Herbergs- 
stube, wo die Gelder durch den Altgesellen in Empfang ge- 
nommen und dem Obermeister gegen Quittung überliefert werden. 
Der in Arbeit stehende Gehilfe, er mag In- oder Ausländer, 
beurlaubter Militär oder Meisterssohn sein, so lange er in Arbeit 
steht, hat er zur Auflage beizutragen. Der Altgesell ist für 
seine Bemühung hierbei frei. Wer bei der Auflage an den oben 
bestimmten Tagen nicht erscheint, verfällt in eine Strafe von 
12 kr., welche der Obermeister durch einen Amtsdiener gegen 
eine Hebegebühr von 6 kr. einziehen lassen wird. Wo übrigens 
bei einem Meister mehrere Arbeiter sind, genügt es, wenn nur 
einer erscheint und die Auflage für alle entrichtet. Der Altgesell 
wird dem, der aus Arbeit tritt und abzureisen gedenkt, die Karte 
nicht eher verabfolgen, bis er die ihn betroffene Auflage ent- 
richtete, anderenfalls der Altgeselle bei der Abrechnung für den 
Ersatz haften muß. Damit sich keiner mit Unwissenheit ent- 
schuldigen kann, ist diese Anordnung in allen Bierbrauereien 
anzuschlagen. 

Im Jahre 1844 bringt der Brauerobermeister den Brauer 
Drechsler zur Anzeige, weil derselbe das Spitalgeld von seinem 
Gesellen schon längere Zeit nicht mehr entrichtet habe. Daraus 
geht herv'or, daß man die Statuten geändert hatte und jetzt nicht 
mehr der Altgeselle, sondern der Jungmeister von seinen Ge- 
sellen die Beträge einfordert. Zur selben Zeit soll die Auflage, 
da die Kasse stark in Schulden geraten ist, um die Hälfte er- 
höht werden; die Gesellen sind auch damit einverstanden, bitten 
aber, damit bis zum Oktober zu warten, weil die Zahl der Ge- 
sellen wegen des bei der warmen Witterung unbedeutenden 
Brauens zu gering sei. Das Einsammeln der Beträge vom Jung- 
meister ge.schieht in der Weise, daß dieser dieselben bei den ein- 
zelnen Meistern einfordert; diese wiederum ziehen den Betrag 
von ihren Gesellen ein. Im Jahre 1855 will ein Jungmeister die 
Krankenkassenbeiträge nicht mehr einziehen mit dem Bemerken, 
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es möge dies der Altgeselle tun. Aber die Zunft ist damit nicht 
einverstanden: sie schreibt, daß durch diese Einrichtung gerade 
jeder Anlaß zu Versammlungen der Gesellen vermieden werden 
soll; denn — fährt sie fort — wir wissen leider nur zu sehr aus 
eigener Wahrnehmung, zu was die Zusammenkünfte der Gesellen, 
insbesondere der Küfer- und Brauergesellen, führen. Nicht zu 
reden von dabei vorkommenden Völlereien und Ausschweifungen 
jeder Art, werden die Gesellen, mit denen ohne dies kaum mehr 
auszukommen ist, nach ihren Zusammenkünften in der Regel 
immer schwieriger, brutaler, anmaßender und anspruchsvoller, 
weil sie bei solchen Gelegenheiten hauptsächlich nur allerlei Auf- 
hetzungen gegen die Meister austauschen und sich gegenseitig 
gegen dieselben aufreizen und aufhetzen. 

1851 nimmt die Zunft wieder eine Änderung in der Er- 
hebung der Beiträge vor und beschließt, die Spitalbeiträge der 
Gesellen einfach vom Lohn zurückzubehalten und am Anfang 
jeden Monats dem Jungmeister zu verabfolgen zusammen mit den 
Geschenkbeiträgen. Im Jahre 1 86 1 setzten es die Gesellen durch, 
daß wieder der Altgeselle die Beiträge einsammelt. Sie sind nicht 
mehr damit zufrieden, daß der Jungmeister damit beauftragt wird, 
bei den Gesellen in der Stadt herumzugehen und Spitalauflagen 
einzusammeln, und ihnen auf diese Weise jede Kontrolle fehle; bei 
anderen Zünften würden diese Auflagen von den Pflichtigen auf 
der Herberge abgegeben, dort eingetragen und verrechnet, und so 
wollen sie es auch gehandhabt haben. 

In einem Umlaufschreiben bezüglich der Gesellen wird fest- 
gesetzt, daß diese, wenn sie aus irgend einem Grund aus der Arbeit 
treten, drei Monate die Stadt verlassen sollen, und innerhalb dieser 
Frist darf sie kein Meister der Stadt einstellen. 

Seit 1847, wo man eine theoretische Meisterprüfung ein- 
führte, wurde auch ein Gesellenstück gefordert von denen, die 
aus der Lehre entlassen werden wollten, denn es mehrte sich 
nach Ansicht der Meister die Zahl der Stümper. Das Gesellen- 
stück bestand in Anfertigung eines Malzhaufens, außerdem mußten 
allgemeine technische Fragen beantwortet werden. 

Während die Krankenkassen weiter ausgebaut wurden, ist 
nach Auflösung der Zunft die in mancher Beziehung ganz vor- 
teilhafte Einrichtung der Geschenkkassen eingegangen. Damals 
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war kein Arbeitsfdd für den Landstreicher; heute ist er eine 
typische Erscheinung, wie er „cirbeitsuchend“ von Brauerei zu 
Brauerei geht und sein Nickelstück in Empfang nimmt, nachdem 
er sich als Brauer ausgewiesen hat durch sein Sprüchlein: 

„Gott gebe Glück und Segen rein, schönen Gruß vom 
letzten Meister und Gesellen des ehrlichen Handwerks. 
Ein fremder Brauer spricht um Arbeit zu.“ 

4. Die Lehrlinge. 

Der Lehrjunge hat beim Einschreiben in die Zunftkasse 
1.30 fl. zu bezahlen; derselbe Betrag ist beim Ausschreiben 
zu entrichten. 1853 schreibt die Zunft: Für einen Brauer- 

lehrling darf die Lehrzeit nicht unter zwei Jahre herabgesetzt 
werden, weil das eigentliche Braugeschäft nur im Winterhalbjahr 
d. h. von Oktober bis Ende April, betrieben wird, zwei solcher 
Semester aber von dem Lehrling fleißig benutzt werden müssen, 
wenn er aus der Lehre entlassen werden will. Einen vollständigen 
Bierbrauer macht indes diese Lehre noch keineswegs; sie ist nur 
die Zeit der Vorbereitung. Die Wanderschaft erst, verbunden 
mit einem bescheidenen sittlichen Lebenswandel ist die Werk- 
stätte, wo er .sich zum künftigen Gewerbsmann ausbilden kann 
und soll. 

Während der Dauer der Lehrzeit mußte der Lehrling die 
Gewerbeschule besuchen (1860); der Lehrherr war gesetzlich dazu 
verpflichtet, den Lehrling zum Besuch derselben anzuhalten. Der 
Unterricht dauerte zwei Jahre, doch scheinen die Anforderungen 
keine allzu großen gewesen zu sein; so hatte ein Brauerlehrling, 
Karl Walter, von den 1 1 Fächern, die dort gelehrt wurden, nur 
an dreien, nämlich Arithmetik, Geschäftsaufsätze und Buchführung, 
teilgenommen. Seine Kenntnisse in diesen F'ächern waren mit 
„gering“ bescheinigt, aber er erhielt doch sein Zeugnis am Schluß. 
Die Zustimmung der Schule war erforderlich, bevor der Lehrling 
zum Gehilfen ausgeschrieben wurde. Der Besuch höherer An- 
stalten, wie der Schule „La Fontaine“ oder des Lyceums und der 
Polytechnischen Schule befreite vom Besuch der Gewerbeschule. 

Ein Lehrbrief aus dem Jahre 1860 lautet: 

„Gg. Lang aus Bruchsal war vom 10. September 1858 
bis 10. September 1860 bei mir als Bierbrauer in der 
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Lehre und hat sich während dieser Zeit treu und fleißig 
gezeigt, so daß ich denselben jedermann bestens em- 
pfehlen kann!“ 

5. Die Auflösung der Zunft. 

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts macht sich ein allmäh- 
licher Zerfall der Zunft bemerkbar. Er kommt zuerst in einer 
immer mehr zunehmenden Interessenlosigkeit der Zunftmitglieder 
für Zunftangelegenheiten zum Ausdruck. 1847 konnte eine Zunft- 
versammlung wegen Mangel an Teilnahme nicht abgehalten 
werden; bei der nächsten Einladung zur Versammlung wird be- 
sonders gebeten, daß alle Meister erscheinen, wenn diese nicht 
wollten, daß die ganze Zunft ihrem Verfall überlassen werden 
solle. Es wird aber trotz der Mahnung nicht besser; bei einer 
anderen Versammlung im Jahre 1847 fehlen von den 30 Mit- 
gliedern 3 entschuldigt, 17 unentschuldigt. Die Zunftmeister 
wenden sich daher an das Stadtamt, damit dieses einschreite 
gegen die „Lauheit und Gleichgültigkeit eines großen Teils der 
Zunftmitglieder, über die man sich schon seit einer Reihe von 
Jahren zu beklagen habe. Die Obermeister seien nicht imstande, 
ihr Amt mit Würde und Erfolg zu führen, wenn diesem Übel- 
stand für die Zukunft nicht abgeholfen werde.“ Das Stadtamt ist 
bereit, hier einzuschreiten und läßt die Säumigen auffordern, künftig 
mit Rücksicht auf ihr eigenes und das allgemeine Interesse den 
Versammlungen regelmäßig beizuwohnen. Sehr viel scheint aber 
auch die freundliche Ermahnung des Stadtamtes nicht genützt zu 
haben, denn zwei Jahre darauf im Jahre 1849 w'erden von der 
Zunft aus Strafen für Fehlen und Zuspätkommen festgesetzt. Die 
Bestimmung zeigt, wie trotz des rauhen Handwerks die Brauer 
zarte Rücksichtnahme dem weiblichen Geschlecht gegenüber be- 
wahrten. Sie lautet: „Jeder Meister, der eine Stunde später 

erscheint oder ganz ausbleibt, soll eine Konventionalstrafe von 
30 kr. bezahlen. Krankheit von sich oder der Frau ist Ent- 
schuldigungsgrund.“ 

1859 werden v'on der Zunft Statuten zu einer neuen Zunft- 
ordnung eingereicht. Dcis Ministerium, dem dieselben vom Stadt- 
amt unterbreitet werden, meinte aber, mit Rücksicht auf die nahe 
bevorstehende durchgreifende Ordnung des Gewerbewesens lohne 
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es sich nicht, noch neue Statuten aufzustellen, nachdem nun die 
Zunft schon so lange ohne neue Statuten gewesen sei. Da war 
nun freilich die Zunft nicht schuld daran; denn schon 1817 hatte 
das Ministerium des Innern geschrieben, als die Zunft um Be- 
willigung der Statuten einkam: man finde sich nicht dazu be- 
wogen, dermalen, wo es sich darum handelt, dem Zunftwesen 
eine dem Zeitgeist angemessene Gestalt zu geben, diesen Entwurf 
zu bestätigen und der Gegenstand solle daher bis zu einer neuen 
Gewerbeordnung auf sich beruhen. 

Der Vorstand der Zunft schreibt 1859: Schon seit einem 

Dezennium schreitet die Zunft in recht augenscheinlicher Weise 
ihrem Zerfall von Jahr zu Jahr immer mehr entgegen. Die Ord- 
nung im Zunftverband macht mehr und mehr einer totalen Un- 
ordnung Platz und es ist bereits soweit gekommen, daß die Zunft 
ihrer Auflösung nahe geht. Jeder einzelne glaubt sich berechtigt, 
vom Zunftvorstand verlangen zu können, daß derselbe ihn in 
seinen Sonderinteressen schütze und vertrete, und doch ist keiner 
geneigt, durch geeignete Mitwirkung dem Vorstand dies möglich 
zu machen. Bei Zunftversammlungen erscheint nur noch der- 
jenige Meister, dem cs gerade beliebt. Auch die Beiträge wer- 
den nicht mehr ordentlich entrichtet. 

So war denn die infolge Einführung der Gewerbeordnung 
erfolgende Auflösung der Zunft schon vorbereitet durch die bis- 
herige Entwicklung. Da aber die Zunft bis zu diesem Zeitpunkt 
bestanden hatte, war noch soviel Gemeinsinn vorhanden, daß man 
sich alsbald beriet, wie man die gemeinschaftlichen Interessen in 
Zukunft am besten vertreten könne. Man wählte die Form einer 
freien Genossenschaft, der alle Karlsruher Brauer beizutreten ver- 
sprachen. In den Bestimmungen derselben tritt vielfach der 
zünftlerische Geist noch hervor, während sie sich äußerlich dem 
neuen Gesetz entsprechend wesentlich von der alten Zunft 
unterschied. 



6. Die Gründung der Genossenschaft. 

Schon während der Beratungen über die Gründung der 
Genossenschaft beschloß man, daß ihr im Falle des Zustande- 
kommens das Zunftvermögen anheimfallen solle; anderenfalls 
solle dasselbe der Gesellenkrankenkasse zufallen. Diese Fürsorge 
für die Gesellen ist an und für sich sehr anerkennenswert; bei 
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der dann erfolgenden Gründung der Genossenschaft stellte sich 
aber heraus, daß dieselbe fast gar kein Vermögen besaß, — das 
Vermögen der Zunft bestand damals aus 47,46 fl. Fahrniswert 
und 53, t fl. Barvorrat — , ja sogar aus den Privatmitteln der 
Mitglieder noch eine sehr bedeutende Schuld an die Kranken- 
kasse für Verpflegung der Hilfsarbeiter der früheren Brauerzunft 
zu tilgen war. Die Küfer, die gemeinschaftlich mit den Brauern 
die Zunft gebildet hatten, werden in die Genossenschaft nicht 
aufgenommen. 

Der Zweck der Vereinigung ist — nach den Statuten — ; 

a) In der Eigenschaft einer juristischen Person Vermögen als 
Eigentum zu erwerben und selbständig zu verwalten. 

b) Die Arbeiter der Genossenschaft in vorkommenden Er- 
krankungen und Unglücksfällen nach einem mit der Ver- 
waltung des städtischen Krankenhauses zu treffenden Über- 
einkommen in dieser Anstalt zu verpflegen und ärztlich 
behandeln zu lassen. 

c) Ein dem Braugewerbe angemessenes Vertragsverhältnis 
zwischen den Genossenschaftsmitgliedern einerseits und deren 
Hilfsarbeitern anderseits festzustellen. 

d) Die unter den Genossenschaftsmitgliedern selbst oder 
zwischen einem derselben und seinem Hilfspersonal ent- 
stehenden Streitigkeiten womöglich auf gütlichem Wege 
zu schlichten. 

e) Überhaupt die gewerblichen Interessen der Genossenschaft, 
wie und wo sich dazu Gelegenheit bietet, und soweit dies 
mit den Grundsätzen des Gewerbegesetzes als zulässig 
erscheint zu wahren und zu fördern, ganz besonders aber 
alles, was auf eine Verbesserung und Vervollkommnung des 
Braugewerbes abzielt, oder eine Veredlung des Produktes 
hoffen läßt, gebührend zu beachten, nach Kräften zu unter- 
stützen und desfallsige Erfahrungen und Wahrnehmungen 
zum Gemeingut ihrer Mitglieder zu machen. 

Das Hauptgewicht liegt, wie daraus hervorgeht, auf der 
Regelung des Verhältnisses zwischen den Arbeitgebern und 
-nehmern ; die diesbezüglichen Bestimmungen sollen deshalb 
auch näher angegeben werden. — Recht ausführlich sind die 
Bestimmungen über die Aufnahme der Mitglieder; hierin zeigt 
sich das Neue, was die Gewerbefreiheit gebracht hat; 
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Mitglied der Genossenschaft kann jeder werden, der jetzt 
oder künftig das Bierbrauergewerbe in hiesiger Stadt selbständig 
betreibt und sich den gegenwärtigen Bestimmungen unterzieht. 
Mitglieder der früheren hiesigen Brauerzunft, wenn sie sich in 
den jetzigen freien Verein bei dessen Errichtung nicht sogleich 
aufnehmen lassen, sowie Brauer, welche sich als solche künftig 
in hiesiger Stadt ansässig machen, haben sich, wenn sie der 
Genossenschaft beitreten wollen, desfalls bei dem Vorsitzenden 
derselben anzumelden und damit die Erklärung zu verbinden, 
daß sie die obrigkeitlich genehmigten Vereinsstatuten als für sie 
bindend ausdrücklich anerkennen. Dagegen ist der Genossen- 
schaftsvorstand berechtigt, aus triftigen Gründen — die näher 
angegeben werden — , die Aufnahme zu verweigern oder Mit- 
glieder auszuschließen. 

Jeder Brauer hat an die Genossenschaftskasse einen Aversal- 
beitrag von 3 fl. zu leisten ; erfolgt der Eintritt erst nach sechs 
Monaten nach Gründung der Genossenschaft, so sind 5 fl. zu 
entrichten. Außer diesem einmaligen Beitrag hat aber jedes 
Mitglied zur Bestreitung der mit dem Bestand und Wesen der 
Genossenschaft notwendig verbundenen Ausgaben einen monat- 
lichen Beitrag von 30 kr. zu zahlen. Ein Unterschied zwischen 
fremden und einheimischen Brauern wird demnach jetzt bei 
Erhebung der Gebühren nicht mehr gemacht. 

Der Austritt aus dem Verein steht jedem Mitglied nach 
vorausgehender vierw'öchentlicher schriftlicher Kündigung frei. 
Der Austretendc verliert aber selbstverständlich alle Ansprüche 
auf den Schutz, der ihm in der Eigenschaft als Genossenschafts- 
mitglied durch die Statuten gewährt wird. Sein Wiedereintritt 
in die freie Genossenschaft kann nur unter Anwendung und 
Beachtung dieser Satzungen und gegen Entrichtung einer Auf- 
nahmetaxe von 3 fl. stattfinden. 

Bezüglich der Arbeiter wird festgesetzt : Die Mitglieder 

der freien Genossenschaft lassen ihr Hilfspersonal in Erkran- 
kungs- und Unglücksfällen im städtischen Krankenhaus nach der 
daselbst bestehenden Vorschrift und gegen Entrichtung der für 
erkrankte Gewerbsgehilfen festgesetzten Taxe v'erpflegen und 
ärztlich behandeln. 

Zureisende Arbeiter können, wenn sie beabsichtigen, Arbeit 
zu nehmen, beim Inhaber des von der freien Genossenschaft zu 
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ihrem Versammlungsort erwählten Wirtschaftslokals, woselbst die 
Gienossenschaftsmitglieder von ihrem Arbeiterbedürfnis jeweils 
Anzeige machen, desfalls Nachfrage halten. Diejenigen, welche 
auf diesem Wege keine Arbeit finden, haben von der Genossen- 
schaft ein Geschenk von je 15 kr. in der Art anzusprechen, daß 
sie diesen Betrag auf eine vom Verrechner der Genossenschaft 
zu erhebende, vom Wirt des genannten Lokals abzuliefemde 
Marke bei dem letzteren verzehren dürfen. Das Institut der 
Geschenkkasse wird also noch aufrecht erhalten ; jedoch darf 
der Beschenkte nicht mehr wie früher mit dem erworbenen Bar- 
vorrat die Stadtgrenze überschreiten, sondern die an seine Stelle 
getretene Marke muß sofort zur Stillung des Hungers und 
Durstes, der stillschweigend vorausgesetzt wird, verwendet 
werden. 

Von den ausführlichen Bestimmungen über die Organisation 
der Genossenschaft seien die wichtigsten und charakteristischen 
hervorgehoben ; 

Die freie Genossenschaft wählt aus ihren Mitgliedern einen 
Vorstand von drei Personen, und dieser aus seiner Mitte nach 
einem ihm selbst überlassenen Wahlverfahren den Vorsitzenden, 
der alle aus der Vereinigung der hiesigen Brauer zur Genossen- 
schaft entspringenden Geschäfte zu leiten hat. Außerdem wählt 
die Genossenschaft einen Kassier, welcher über die ihm zum 
Einzug überwiesenen Aversal- und sonstigen Beiträge Rechnung 
zu führen hat. 

Dem jeweiligen Vorsitzenden ist die Befugnis eingeräumt, 
kleinere im Interesse der Genossenschaft zu machende Ausgaben 
in Beträgen unter 5 fl. und bis zum Gesamtbetrag jährlicher 50 fl. 
in eigener, selbständiger Kompetenz anzuweisen. Weder der 
Vorsitzende, noch der Vorstand kann aber auf Rechenschaft der 
Genossenschaft mittels Anlehen Schulden kontrahieren. Die Mit- 
glieder des Vorstandes sowie der Verrechner werden auf zwei 
Jahre gewählt. Mitglieder, welche noch keinen Genossenschafts- 
dienst versehen haben, können ohne erhebliche Gründe die auf 
sie fallende Wahl nicht ablehnen. Vom Amt abtretende Mit- 
glieder können wiedergewählt werden, brauchen aber die Wahl 
nicht anzunehmen und hätten in diesem Fall das ihnen anvertraute 
Genossenschaftsamt nur so lange fortzuversehen, bis ein anderes 
Mitglied an die betreffende Stelle gewählt ist. Bei jeder Neu- 
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wähl hat der abtretende Vorstand den dabei versammelten 
Genossenschaftsmitgliedern eine übersichtliche Darstellung über 
die in der abgelaufenen zweijährigen Periode stattgefundenen 
Einnahmen und Ausgaben sowie über den Stand etwaigen 
Gesellschaftsvermögens Nachweis zu geben. Den Genossenschafts- 
mitgliedern ist es dabei unbenommen, eine eingehende Prüfung 
der Rechnung vorzunehmen, jedoch muß dem abtretenden Vor- 
stand und Verrechner — längstens binnen 8 Tagen — wenn 
kein Anstand dagegen obwaltet, das Absolutorium für die ab- 
gelaufene Zeitperiode erteilt werden. Der V^orstand der freien 
Genossenschaft hat das Recht und die Pflicht, die Mitglieder 
derselben, so oft er es im Interesse des Vereins für nötig und 
rätlich erachtet, zu einer Versammlung zu berufen. Zur Gültig- 
tigkeit von Beschlüssen solcher Versammlungen ist erforderlich, 
daß sämtliche Mitglieder wenigstens 4 Tage vor dem Zusammen- 
tritt unter Bezeichnung der Tagesordnung eingeladen werden 
und daß in der Versammlung wenigstens die Hälfte der Mit- 
glieder anwesend ist und abstimmt. Die Abstimmung erfolgt 
durch Aufstehen; die Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit 
gefaßt. 

In Ermangelung von Genossenschaftsvermögen wird be- 
stimmt, daß, mit Ausncihme jedoch derjenigen Aversalbeiträge, 
welche von den — bei Errichtung der Genossenschaft — vor- 
handenen Mitgliedern zusammengeschossen worden sind — künftig 
alle Eintrittsgelder neu zugehender Genossenschaftsmitglieder zur 
Bildung eines Grundstocks verwendet und in der jeweiligen 
Genossenschaftsrechnung unter besonderer Rubrik aufgeführt 
werden. 

Die Auflösung der freien Genossenschaft erfolgt, wenn 
deren Mitgliederzahl auf 6 heruntergesunken ist Sie kann aber 
auch von einer wenigstens dem vierten Teil des jeweiligen Ge- 
samtmitgliederstandes gleichkommenden Anzahl von Mitgliedern 
unter Bezeichnung der hierzu veranlcissenden Gründe, beim Vor- 
sitzenden beantragt werden. In einem solchen Falle hätte dann 
der letztere in den nächst darauf folgenden 14 Tagen eine 
Generalversammlung anzuberaumen, in welcher die Auflösung 
beschlossen werden kann, wenn wenigstens ^/j sämtlicher Ver- 
einsmitglieder dafür stimmen. Wird Auflösung beschlossen, so 
soll das vorhandene Genossenschaftsmobiliar öffentlich versteigert 
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und der daraus erzielte Erlös nebst etwa vorhandenem Barvorrat 
und sonstigem Vermögen der Genossenschaft einer durch Vereins- 
beschluß zu bezeichnenden wohltätigen Anstalt dahier oder der 
hiesigen Gewerbeschule durch öffentlichen Akt nutznießlich zu- 
gewiesen werden, jedoch vorbehalüich des Rückfalls an die 
Genossenschaft, falls sich in der Folge wieder eine solche unter 
den hiesigen Brauern gründen sollte. 

Die erwähnte »Haus- und Geschäftsordnung für die Hilfs- 
arbeiter der Brauergenossenschaft« zeigt schon durch den Namen, 
daß sie in Anlehnung an die bisherigen Verhältnisse der Zunftzeit 
noch etwas familiär gehalten ist. Anderseits ist hervorzuheben, 
daß sie einseitig von den Arbeitgebern festgesetzt wird, und dies 
kommt in den Bestimmungen auch recht deutlich zum Ausdruck. 

§ I bestimmt: Jeder Bierbrauer, der bei einem der Ge- 
nossenschaftsmitglieder in Arbeit tritt, hat eine vierzehntägige 
Probezeit zu bestehen und darf vor Ablauf dieser Frist nicht 
austreten, wenn der Geschäftsleitcr nicht einwilligt. Ebenso muß 
der Arbeiter nach Ablauf der Probezeit, selbst wenn er nicht 
für längere Dauer in Arbeit zu bleiben gedenkt, auf Verlangen 
des Arbeitgebers und gegen übereingekommenen Lohn weitere 
14 Tage im Geschäft verbleiben. Er hat aber keinen Lohn an- 
zusprechen, wenn er schon innerhalb der Probezeit gegen den 
Willen des Geschäftsinhabers die Arbeit verläßt. 

§ 2. Nach Verlauf der 14 tägigen Probezeit wird, wenn 
der Arbeiter bleiben und der Arbeitgeber ihn behalten will, durch 
gegenseitiges Übereinkommen der Lohn des ersteren festgesetzt. 

§ 3. Da den Brauereiinhaber, wenn bei ihm plötzlicher 
Mangel an Arbeitskräften eintritt, leicht bedeutender Schaden 
treffen kann, so hat jeder bei demselben nach der oben erwähnten 
Probezeit noch im Dienst stehende Hilfsarbeiter seinem Austritt 
eine 14 tägige Aufkündigung vorangehen zu lassen, welche 
jedoch, wenn sie an einem Werktag geschieht, erst vom nächst 
darauffolgenden Sonntag an zu laufen begfinnt. Dagegen ist es 
dem Arbeitgeber jederzeit unbenommen, den Arbeiter sowohl 
schon im Laufe der Probezeit gegen entsprechende Lohnvergütung 
als auch nachher, ohne vorherige Kündigung aus seinem Dienste 
zu entlassen, letzterenfalls mit Zahlung des überein gekommenen 
Lohnes bis zum Tage des Austritts, wenn der Arbeiter ihm nicht 
irgendwie ersatzpflichtig geworden ist. 



Digitized by Google 




28 



Die Znnfueit. 



§ 4. Der Arbeiter ist dem Arbeitgeber in bezug auf das 
Geschäft willigen Gehorsam schuldig; er hat demselben und seinen 
Familienangehörigen mit der ihnen gebührenden Achtung zu be- 
gegnen, sowie endlich gegen sämtliche Hausbewohner und seine 
Mitarbeiter ein anständiges und verträgliches Verhalten zu 
beobachten, im übrigen aber sich an die übliche Hausordnung 
zu halten. 

§ 5. Bezüglich der Arbeitszeit der Brauergehilfen läßt sich 
wegen der notorischen Eigentümlichkeit des Gewerbes keine be- 
stimmte Grenze ziehen; es hat vielmehr der Brauergehilfe zu 
jeder Zeit, sei es bei Tag oder Nacht, Sonn-, Fest- und Werk- 
tagen, wie das Braugewerbe es eben mit sich bringet, im Geschäfte 
tätig und willig mitzuwirken. 

Daß der Arbeitszeit auch im Braugewerbe Grenzen zu ziehen 
sind, haben die Arbeitgeber später noch erfahren müssen, wie 
der heutige Lohntarif erweist. 

§ 6. Der Arbeiter hat als redlicher Mann stets und überall 
auf den Nutzen des Dienstherrn zu achten, wie und wo er es 
vermag, Nachteile von ihm abzuwenden und demselben erweis- 
lich durch seine Schuld zugehenden Schaden mit seinem Ver- 
mögen zu ersetzen, soweit sein Lohnguthaben dazu nicht aus- 
reicht. 

Bezüglich der Krankenkasse bestimmt 

§ 7. Der Arbeiter hat bei seiner Erkrankung und in Un- 
glücksfällen Anspruch auf freie Verpflegung und ärztliche Be- 
handlung im städtischen Krankenhaus nach den daselbst gelten- 
den Statuten. Als Vergütung dafür hat jeder Arbeiter an seinem 
Wochenlohn — solange ein höherer Beitrag zur Verpflegfung des 
jeweils erkrankten Arbeiterpersonals nicht erheischt wird — vier 
Kreuzer in den Händen des Dienstherrn zurückzulassen, wogegen 
der letztere die ertvachsenen Spitalkosten für jeden seiner Hilfs- 
arbeiter übernimmt. Von selbst versteht es sich jedoch, daß der 
Arbeiter, solange er krankheitshalber außer Arbeit und Verdienst 
sich befindet, auch keinen Beitrag zur Krankenkasse zu leisten hat. 
Es übernimmt vielmehr für die Krankheitsdauer der Arbeitgeber 
den Krankenkassenbeitrag auf seine Rechnung. 

§ 8. Jeder gewerbliche Hilfsarbeiter wird bei seinem Eintritt 
in das Geschäft mit dieser Haus- und Geschäftsordnung, welche in 
der Brauerei an passender Stelle anzuschlagen ist, bekannt ge- 
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macht und ihm dabei erklärt, daß durch seinen Eintritt ins Ge- 
schäft er mit dem Inhalt dieser Geschäftsordnung einverstanden 
ist, und daß dieselbe sofort für beide Teile die Wirkung eines 
rechtsgültigen Dienstvertrages erlangt habe. 

Wie die freie Genossenschaft so war auch dieser Vertrag 
mit den Arbeitern nicht von langem Bestand. Die Bestrebungen 
derselben richteten sich insbesondere darauf, — was mit dem 
Aufkommen des Großbetriebs auch eher möglich wurde — eine 
geregelte Arbeitszeit einzuführen, und nicht mehr „bei Tag und 
Nacht, wie es gerade notwendig war“, bereit zu sein. Damit 
ging Hand in Hand der Wunsch, das patriarchalische Verhältnis, 
zumal das Wohnen in der Brauerei, das sich bei diesem Gewerbe 
am längsten erhalten hat, aufzuheben. Manche berechtigten 
Wünsche hat ferner die Organisation der Brauereiarbeiter, die 
sich über ganz Deutschland erstreckt, geäußert und deren Er- 
füllung durchgesetzt. Um der dauernden Unruhe und Unzu- 
friedenheit ein Ende zu setzen, haben im Jahre 1906 die Arbeit- 
geber mit ihren Arbeitern einen Tarifvertrag abgeschlossen. 

Derselbe setzt eine zehnstündige Arbeitszeit fest; Über- 
stunden werden Werktags mit 50 Pf., Sonntags mit 60 Pf. 
vergütet. Der Anfangslohn beträgt 25 M. pro Woche, nach 

2 Jahren 27 M., nach weiteren 2 Jahren 28 M. Die Arbeitszeit 
der Bierfahrer erstreckt sich in der Regel von 5 Uhr morgens 
bis 7 Uhr abends; nach 16 Stunden Arbeit sind 8 Stunden Ruhe 
zu gewähren. An Sonn- und Feiertagen beträgt die Fahrzeit 

3 Stunden, darüber hinaus sind Überstunden zu vergüten. Jeder 
dritte Sonntag vom i. Oktober bis 31. März ist frei. Nach aus- 
wärts Fahrende erhalten Wegegelder von 50 Pf. bis 3.50 M. 
für eine Tour. Der Anfangslohn beträgt 23 M., nach 2 Jahren 
24 M., nach weiteren 2 Jahren 25 M. 

Eine achttägige gegenseitige Kündigung ist festgesetzt. 
Eine Verpflichtung zur Angabe des Grundes besteht nicht; jedoch 
darf Zugehörigkeit zu poUtischen Vereinigungen kein Grund sein. 
Agitation innerhalb des Betriebes ist untersagt. 

Die Arbeiter haben einen Freitrunk von 5 Litern, jugend- 
liche Arbeiter von 2 Litern, Hilfsarbeiter von 3 Litern zu bean- 
spruchen. Dafür werden täglich Biermarken ausgegeben, die 
nur für diesen Tag gültig sind. Die Arbeitnehmer können das 
über 3 Liter hinausgehende Quantum einsparen. Die eingesparten 
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Biermarken sind am Abend vor Verlassen der Arbeitsstätte ab- 
zuliefern, und das nicht konsumierte Bier \vird wöchentlich zum 
Preise von 15 Pf. pro Liter herausbezahlt. 

Nach einem Jahr erhalten sie einen Urlaub von 3 Tagen. 
Der Lohn wird während dieser Zeit weitergewährt, aber ohne 
F reibiervergütung. 

Der Vertrag ist 4 Jahre unkündbar. Dann läuft er weiter, 
wenn nicht ein Vierteljahr vorher gekündigt wird. 



Die weitere Entwicklung des Gewerbes. 

I. Der Übergang vom Kleinbetrieb zum Großbetrieb. 

Gerade zur Zeit der Auflösung der Zunft, um die Mitte der 
60 er Jahre, begann die technische Entwicklung im Brauerci- 
gewerbe und rief bald eine vollständige Umwandlung desselben 
hervor. Im Jahre 1850 waren es noch ca. 30 Brauereien in 
Karlsruhe, in denen der Handbetrieb vorherrschte. Die einzige 
Betriebskraft, wenn man überhaupt von einer solchen sprechen 
kann, war das sogen. Hundsrad, das zum Wasserpumpen diente 
und in dom damaligen Betrieb eine wichtige Rolle spielte. Alle 
übrige Arbeit mußte mit der Hand verrichtet werden. Die ganze 
Brauereieinrichtung der Brauerei Printz z. B. bestand aus zwei 
einfachen Sud werken; der größere Braukessel hatte 3375 Liter 
Inhalt, der kleinere 1330 Liter, die Maischbütten waren aus Holz. 
Das Malzschroten, Maischen wie auch das Umschöpfen der Würze 
geschah mit der Hand. Von Aufzügen für Gerste und Malz 
wußte man noch nichts, und auch die fertige Bierwürze mußte 
vom Kessel nach dem Kühlschiff getragen werden, was in großen 
Holzbutten geschah. Eine Hauptschwierigkeit für die Brauerei 
war immer die Frage der Kellerkühlung. Die Lagerkeller be- 
fanden sich in der Umgegend, besonders in Durlach; sie waren in 
Felsen gehauen, in denen die winterliche Kälte eine geraume Zeit 
andauerte. Der Transport dahin mit dem Fuhrfaß war aber wenig 
bequem und mit nicht unerheblichen Kosten verknüpft; die Ver- 
ladung in die KeUer selbst war mit großen Schwierigkeiten ver- 
bunden, da natürlich auch hier die einfachsten Ablaß- und Hebe- 
mittel fehlten. Im Sommer aber war es auch mit der Temperatur 
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dieser Felsenkeller sehr schlecht bestellt, und wenn das letzte Lager- 
bier im Sommer abgefüllt wurde, hatten die Keller meist eine 
Wärme von 6 — 8° R. Näheres über diese wichtige Kellerfrage 
geht aus einer Eingabe der Brauer an den Gemeinderat hervor, 
worin sie sich über das Verbot der Verbringung von Bier in die 
außerhalb der Stadt gelegenen Lagerbierkeller während der 
Stunden des Gottesdienstes beschweren. Es heißt da: 

Es ist notorisch, daß sich in hiesiger Stadt keine zur Lage- 
rung und vorteilhaften Aufbewahrung des Sommerbieres eignende 
Keller erbauen lassen. Teils gestattet das die Beschaffenheit des 
Grund und Bodens selbst, teils aber auch dessen Niveau oder 
horizontale Fläche nicht, wie man in neuester Zeit zur Genüge 
erfcihren mußte; darnach ist das Wasser aus den tiefer gelegenen 
Kellern nicht verschwunden. Die gesteigerte Konsumtion, die 
qualitativen Ansprüche des Publikums, verbunden mit einer immer 
noch im Zunehmen begriffenen produktiven Konkurrenz, mußten 
notwendigerweise und folgerichtig die Bierfabrikation seit einigen 
Jahren sowohl in Rücksicht auf Menge als auch auf Güte sehr 
emporbringen und jeder Brauer strebt in beider Beziehung das 
nur immer Mögliche zu erreichen. Es ist daher den hiesigen 
Bierbrauern nichts nötiger, als gute, die absolut erforderlichen 
Eigenschaften bietende Keller zur Lagerung ihres Sommerbieres. 
Aber gerade ln diesem Punkte leiden sie sehr. Denn eine Auf- 
füllung der Keller und Eindämmung deren Grenzen außerhalb 
— womit einigermaßen eine Verbesserung herbeigeführt werden 
könnte -- ist wegen des überall sehr beschränkten Terrains 
unausführbar. Wenigstens unserer Zunftgenossen waren darum 
veranlaßt, ihre Blicke nach außen zu richten, und dem desfallsigen, 
mit der Ausübung ihres Gewerbes auf das engste und unzer- 
trennlichste verbundenen Bedürfnis mit Erfolg Befriedigung zu 
verschaffen. Nicht allein mehrere höher gelegene Punkte vor 
dem Karls- und Mühlburger-Tor auf hiesiger Gemarkung, son- 
dern auch die eine Stunde von hier gelegenen Hügel und An- 
höhen bei Durlach und Grötzingen gewähren in dieser Beziehung 
die gewünschten Vorteile, wo denn auch seit mehreren Jahren 
eine Reihe vortrefflicher Lagerbierkeller entstanden sind und 
weitere noch entstehen werden. Dahin mußten auch viele Brauer 
ihre hier lagernden Vorräte von Winterbier flüchten, als in 
jüngster Zeit die hiesigen Keller mit Wasser angefüllt und sofort 
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als Bierkeller unbrauchbar wurden, während die genannten höher 
gelegenen trocken blieben und ein ähnliches Übel nie besorgen 
lassen. Da nun der freieren Bewegung des Brauens ein Hindernis 
in den Weg tritt in der polizeilichen Anordnung, die verbietet, 
während des Gottesdienstes das Bier nach den Lagerbierkellern 
und zurück zu bringen, so wird um Aufhebung dieser Bestimmung 
nachgesucht. 

Im Herbst jedes Jcihres, wenn das Lagerbier verkauft war, 
wurden viele Brauerei-Wirtschaften geschlossen, und, sobald es 
die Witterung erlaubte, wurde Jungbier eingebraut, das öfter nur 
8 Tage alt zum Ausschank kam. Dieses Bier lagerte in den 
Brauereikellem und wurde direkt vom Lagerfaß mittels Pression 
verzapft. Dieses Verfahren fand allgemeinen Anklang. 

In dem Bestreben, sich von den mangelhaften Kelleranlagen 
in Durlach und der Umgebung unabhängig zu machen, kam man 
auf den Gedanken, die Lagerkeller in der Stadt in der Weise zu 
verbessern, daß man dieselben mit einem Eiskeller in direkte 
Verbindung brachte, der dieselben in kühler Temperatur erhielt. 
Es waren dies die ersten Bierlagerkeller in Karlsruhe, die durch 
Eis gckülilt wurden und die sich ganz gut bewährten. Später 
richtete man sie auch in der Weise ein, daß man über den Lager- 
kellern ein größeres Wasserreservoir anlegte; die Eisgewinnung 
und Beförderung in die Keller war auf diese Weise sehr ver- 
einfacht. 

In den 6oer Jahren, als der Umsatz der Brauereien rasch 
zu steigen begann, gaben die größeren Brauereien, ihre Wirt- 
schaften an Pächter ab oder verkauften sie, da sie durch die 
Leitung der Brauerei vollständig in Anspruch genommen waren. 

Der Grund dafür, daß einige Brauereien einen so rapiden 
Aufschwung nahmen, während von den übrigen um diese Zeit und 
in den nächsten Jahren manche eingingen, liegt nicht zum wenigsten 
in der Tüchtigkeit der Leiter jener Brauereien. Wollte man kon- 
kurrenzfähig bleiben und nicht von den anderen überflügelt werden, 
so mußte man mit der Zeit voranschreiten und die Neuerungen und 
technischen Vervollkommnungen, die sich unablässig folgten, im 
eigenen Betrieb einführen. Mitte der 6oer Jahren schafften sich 
einige Brauereien Dampfmaschinen an; damit war wieder ein 
großer Schritt auf dem Wege der Weiterentwicklung getan. Der 
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wichtigste Fortschritt war dann in den 8oer Jahren die Einführung 
der Eismaschinen, die dem Brauer gestatteten, Sommer und Winter 
gleichmäßig brauen zu können, ohne um die Erhaltung des Bieres 
besorgt sein zu müssen. Die Brauereien, die sich keine Eis- 
maschine anschaffen konnten, mußten einsehen, daß sic mit den 
größeren Brauereien nicht mehr konkurrieren konnten und an 
größere Ausdehnung des Absatzes war für sie nicht mehr zu 
denken. Die Bautätigkeit in den Betrieben kam in dieser Zeit 
eigentlich nie zu einem Abschluß; neue Lagerkeller, Mälzereien, 
Pichereien wurden gebaut, und um die Wende des Jahrhunderts 
bezogen die großgewordenen Karlsruher Brauereien zumeist ein 
neues Heim, die gegenwärtig bestehenden musterhaft eingerichteten 
Betriebe. 

Hatte sich eine Brauerei emporgearbeitet, so kamen dem 
neu erstandenen Großbetrieb mancherlei Vorteile zu statten. Das 
Produkt der kleinen Brauereien blieb an Güte hinter dem ihrigen 
zurück, und die Wirte bezogen ihr Bier lieber von derjenigen 
Brauerei, von der sie Eis zur Kühlung erhalten konnten. Während 
die kleinen Brauer meist nicht technisch gebildet waren und es 
nicht verstanden, nachdem sie zum Dampfbetrieb übergegangen 
waren, mit Kohlen sparsam umzugehen, das Malz auszunützen 
und eine möglichst hohe Ausbeute zu erzielen, konnte der gut- 
geleitete (Großbetrieb in all diesen Dingen große Ersparnisse 
machen. Weiterhin hatten die (iroßbrauereien eine weitergehende 
Kreditfähigkeit und konnten sich Kapital und dadurch Kund- 
schaft verschaffen. Manche kleinen Brauereien gingen in dieser 
Zeit ein, entweder auf dem gewöhnlichen Wege mit Hülfe ihrer 
Gläubiger, oder sie traten Brauerei und Kundschaft an eine 
Großbrauerei ab, sei es, um nur mit Ehren abzugehen oder auch 
freiwillig, indem sie eine sichere Rente dem unsicher gewordenen 
jährlichen Gcschäftsvordienst vorzogen. 

In Karlsruhe belief sich im Jahre 1872 die Zahl der Brauereien 
auf 22. während im Jahre 1907 noch 12, also beinahe nur die 
Hälfte, noch bestand. Dagegen stieg die Produktion um mehr 
als das Dreifache. Von 127989,78 hl im Jahr 1872 auf 687394,50 hl 
im Geschäftsjalir 1906/07. Tafel I gibt ein genaues Bild dieser 
Entwicklung in jenem Zeitraum. 

Tabelle I zeigt das entsprechende Bild bezüglich der Steuer- 
erträgnisse der Brauereien für das Hauptsteueramt Karlsruhe in 

Gütennann, Karlsruher Brauindustrie. ^ 
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einem kürzeren Zeitraum. Während die Zahl der Brauereien im 
Hauptsteueramt, wozu der Amtsgerichtsbezirk Karlsruhe und der 
Amtsgerichtsbezirk Ettlingen gehören, von 53 im Jahre 1888 auf 
19 im Jahre 1906 fiel, steigerten sich die Steuereingänge von 
inländischem Bier von 832901.64 M. auf 1660205.34 M. 



Tabelle I. 



Jahr 


Biersteuer 


Zahl 

der 

Bierbrauereien 


1 1888 


832 901.64 


53 


j 1889 


907 305.16 


53 


1890 


971 144.— 


50 


1891 


916 466.28 


49 


1892 


955 805.64 


44 


1893 


946 018.94 


44 


1894 


983 157-30 


— 


1895 


1 109 125.— 


42 


1896 


1 309494.36 


4> 


1897 


1212 865.06 


37 


j 1898 


> 553 069.20 


33 


1899 


1 624725.54 


28 


1900 


1 548415-34 


24 


1901 


1 505 490.80 


21 


1902 


1 549 380.57 


2 1 


1903 


1 492 368.03 


26 


1904 


1 510785.88 




1 1905 


1 554365-30 


20 


1906 


1 660 205.54 


«9 
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2. Der Konkurrenzkampf. 

In den 70 er Jahren, zur Zeit des allg-emeincn Aufschwnjnges 
in Deutschland, begann ein heftiger Konkurrenzkampf unter den 
Brauereien. Dieses Moment tritt nun in der Weiterentwicklung 
in den Vordergfrund ; er machte sich in so ungewöhnlichem 
Maße bemerkbar, daß man bezeichnender Weise von der »Hekto- 
literwut* der Brauereien sprach. 

Die Brauereien, die, teils neu gegründet, teils vergrößert, 
den Betrieb nicht voll ausnutzten, strebten darnach, durch Er- 
höhung des Absatzes dies zu erreichen. Denn je höher die 
Absatzziffer sich stellt — so kalkulierte man — , desto geringer 
sind die Unkosten auf jeden abgesetzten Hektoliter. Wenn das 
zunächst nicht richtig scheint, so liegt das daran, daß bei dem 
Brauen eines größeren Quantums sich die Kosten der Herstellung 
insofern nicht verbilligen, als man zu größeren Quantitäten selbst- 
redend auch mehr Materialien braucht. Dagegen verringern sich 
die allgemeinen Unkosten, wie folgendes Beispiel zeigt: Nehmen 
wir an, eine Brauerei, die 30000 hl braut, hat 900000 M. 
Schulden zu verzinsen, das ergibt zu 4 ^/o 36 000 M. pro Jahr 
und pro hl 1,20 M. Braut sie aber 40000 hl, so ergibt das eine 
jährliche Verzinsungsquote von nur 90 Pfg. pro Hektoliter. Die 
Produktionskosten stellen sich daher um 30 Pfg. pro Hektoliter 
billiger. Es kommt ferner in Betracht, daß die Kühlung bei 
einem großem Quantum gebrauten Bieres nicht mehr kostet als 
bei einem kleineren ; Lohn und Arbeitszeit steigen bis zu einer 
gewissen Grenze nicht in demselben Verhältnis; so braut ein 
Biersieder mit denselben Unkosten an Lohn und Arbeitszeit 
60 hl wie 40 hl. Auch sonstige Gehälter und Löhne steigen 
nicht im Verhältnis zur Mehrproduktion : mit demselben kauf- 
männischen Hilfspersonal können mehrere tausend Hektoliter 
mehr verrechnet werden und in den Laboratorien sind nicht 
mehr Angestellte nötig. Ein Bierfahrer kann auf seinem Wagen 
ebenso 10 hl laden wie 6 hl, d. h. die Pferde und deren Lenker 
werden besser ausgenutzt, wenn eine den Pferdekräften ange- 
messene Last zu fahren ist als wenn halbgeladene Wagen weite 
Strecken über Land fahren müssen, und es kann daher eine 
größere Biermenge mit derselben Anzahl Pferde und Fahrer 
seiner Bestimmung entgegengeführt werden. Reparaturen sind 

3 * 
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kaum höher anzustellen, die Rohprodukte, die Heizmaterialien 
können besser ausgenutzt werden, und die Großbrauerei kann 
durch große Abschlüsse billiger einkaufen. Die gesamten Be- 
triebs- und Handlungsunkosten, Zinsen usf. steigen bei größerer 
Produktion verhältnismäßig weniger und so verbilligen sich die 
Produktionskosten pro Hektoliter. Es geht hieraus hervor, daß 
das .Streben nach erhöhtem Absatz für die Mehrzahl der Betriebe 
an und für sich berechtigt war. Untersuchen wir ^ber nun 
weiter, mit welchen Mitteln man dies zu erreichen sucht. 

Es kommt hier vor allem in Betracht, daß die Brauerei 
nicht auf Bestellung arbeitet oder sich streng nach dem Bedarf 
richtet, sondern es werden eine oder wenige Sorten Bier her- 
gestellt und dafür sind die Abnehmer zu suchen. Da die Produk- 
tion möglichst gesteigert werden soll, muß auch auf möglichste 
Vermehrung der Zahl der Abnehmer gesehen werden. Die sonst 
oft so wesentliche Zuhülfenahme der Reklame zur Erweiterung 
des Absatzes ist in der Brauindustrie von sehr untergeordneter 
Bedeutung; die wirksamste Reklame bleibt immer ein gutes 
Produkt. Nur in einem Fall tritt sie mehr in den Vordergrund. 
Die Brauereien haben nämlich, zugleich auch, um sich einen 
größeren, bleibenden Absatz zu sichern, große Bierpaläste auf- 
geführt, bei deren Betrieb ein erheblicher Umsatz zu erwarten ist. 
So werden sie ihre eigenen Abnelimer. In Karlsruhe sind die 
größten und besteingerichtetsten Bierhallen auf diese Weise 
entstanden. 

Um die Wirte als Kundschaft zu erlangen, überboten sich 
die Brauereien einander an Entgegenkommen diesen gegenüber, 
und es konnte nicht ausbleiben, daß die Wirte sich dies zu 
Nutze machten und den grölkmögliclisten Druck auf ihre 
Lieferanten ausübten. 

Die Brauereien suchen ihren Zweck zu erreichen, indem sie 
versprechen, billiger zu liefern als der Konkurrent. Daß dies nur 
bis zu einer gewissen Grenze möglich ist und bevor diese erreicht 
wird, die Brauereien sich selbst schaden und die eine oder andere 
mit Verlust arbeiten muß, liegt auf der Hand. 

Wie man nun in der Preisfrage den Konkurrenten unter- 
bietet, so sucht man ihn zu überbieten in dem Entgegenkommen, 
das man dem Wirt in jeder Hinsicht erzeigt. Am gefährlichsten, 
namentlich für weniger kapitalkräftige Brauereien, sind die ver- 
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schiedenen Arten von Darlehen. Braucht ein Wirt Geld, so 
wendet er sich an seine Brauerei, die ihm dasselbe auch bereit- 
willigst gibt, da es ja sonst eine andere tun und sie des Kunden 
verlustig gehen würde. Der Zinsfuß ist ein sehr niedriger, es 
gehört auch nicht zu den Seltenheiten, daß gar keine Zinsen 
bezahlt werden. Man kann sagen, daß in Deutschland eine 
Brauerei nur dann bestehen kann, wenn sie auch zugleich Bankier 
ist, aber ein solcher, der immer nur da eintritt, wo der sorgfältige 
Kaufmann seine Mitwirkung in finanzieller Hinsicht ablehnt. 
Es ist fast eine Seltenheit, wenn eine Brauerei eine Hypothek 
an zweiter Stelle bekommt, zumeist muß sie an dritter oder 
späterer Stelle sich eintragen lassen. Sie muß also das gesamte 
Risiko des ungedeckten Kredits übernehmen, um sich einen 
zumeist verhältnismäßig geringen Bierabsatz zu sichern. 

Ist eine Wirtschaft zu verkaufen, so wendet sich häufig der 
mittellose Wirt an eine Brauerei, um sich das Geld zum Ankäufe 
zu verschaffen und es wird sich stets eine finden, die das nötige 
Kapital vorschießt. Dadurch werden natürlich die Leute dazu 
angereizt, Wirtschaften zu kaufen, und dies ist auch mit ein 
Grund, weshalb das Wirtematerial vielfach ein so minderwertiges 
ist. Wer garnichts mehr anzufangen weiß, um sich durchzu- 
schlagen, der kauft auf diese bequeme Weise eine Wirtschaft 
und versucht damit sein Glück. 

Eine Wirtschaft zu eröffnen, war schon früher immer der 
letzte Ausweg für alle diejenigen, die sonst im Leben nichts 
Rechtes anzufangen wußten. In Karlsruhe beklagt sich schon 
1812 der Stadtrat über die vielen Gesuche um Erlaubnis zum 
.Schankbetrieb. Die meisten derartigen Bittschriften werden damit 
begründet, daß das bisherige Gewerbe die Petenten nicht mehr 
ernähre. Die Behörde erkennt oft den wahren Sachverhalt und 
gibt meist abschlägigen Bescheid, was zur Folge hat, daß die 
Abgewiesenen sich bis ans Ministerium oder an den Großherzog 
wenden. Der Stadtrat schreibt einmal : Dieser Hang zum Wirt- 
schaften, der sich in Karlsruhe so ganz auffallend zeige, erregt 
bei den meisten, die sich darum bewerben, Ekel gegen andere 
Beschäftigung und daher erzeugt sich der von ihnen angeführt 
werdende Grund, daß ihre ursprüngliche Profession sie nicht 
genug ernähre — ein Grund, der schon wegen seiner Quelle 
keine Berücksichtigung verdient. — In einem anderen Fall findet 



Digitized by Google 




38 



Die weitere Entwicklung des Gewerbes. 



die Polizei, daß der Petent, der eine herzzerreißende Erzählung’ 
von dem Elend gibt, in dem er sich mit Weib und Kind befindet, 
von ungewöhnlicher Körperstäxke ist und z. B. das Küferhandwerk 
sehr fein treiben könne, daß er aber nur zu faul zur Arbeit sei und 
auf diese Weise sein Nichtstun bequem weiter treiben wolle. 

Gelingt es dem Käufer einer Wirtschaft, einen großen 
Umsatz zu erzielen, so beginnt ein förmliches Wettrennen der 
Brauereien, um diesen Kunden zu noch weit günstigeren Bedin- 
gungen für sich zu gewinnen, oder der betreffende Wirt sucht 
und findet auch regelmäßig einen Kollegen oder eine andere 
Brauerei, die ihm das Haus gegen unverhältnismäßig hohen 
Gewinn abkauft. Geht aber die neue Wirtschaft nicht, so ist 
die natürliche Folge, daß der Käufer des Hauses die Zinsen 
nicht mehr aufbringen kann und in Vermögensverfall gerät. 
Wird er von der Brauerei gemahnt, seinen Verpflichtungen nach- 
zukommen, »gedrückt«, wie der fachmännische Ausdruck lautet, 
dann droht er, sich an eine Brauerei wenden zu wollen, die ihm 
das nötige Kapital gibt. Da die Brauerei ihren Absatz nicht 
verringern will, entschließt sie sich noch zu warten ; aber der 
Wirt zahlt nicht, die Schuld wird größer, der Kunde bezieht weiter 
Bier und bezahlt vielleicht nicht einmal seine laufenden Rechnungen. 
Fürchtet nun die Brauerei doch um das Geld, so klagt sie den 
Kunden ein mit der Gewißheit, ihn zu verlieren. Im günstigsten 
Fall löst nun eine andere Brauerei die frühere Lieferantin ab 
und letztere erleidet außer der Einbuße des Absatzes keinen 
Schaden. Oft kommt aber die Brauerei nicht so glimpflich dav^on, 
sondern der Wirt leistet ruhig den Offenbarungseid, bezieht sein 
Bier von einer anderen Brauerei, und die erstere hat Kunden, 
Geld und Bier verloren. Älan könnte nun sagen : wenn ein 

Kaufmann so unsichere Geschäfte abschließt, hat er sich solche 
Verluste selbst zuzuschreiben und er verdient nichts besseres ; 
aber will er nicht seinen Absatz v'ermindern und daran zugrunde 
gehen, so ist er durch die Konkurrenz zu so unsoliden Geschäften 
gezwungen, die der minder Kapitalkräftige auf die Dauer nicht 
aushalten kann. 

Es ist nicht verwunderlich, daß beim Verkauf der Wirt- 
schaften Preise erzielt werden, die weit über deren wahren Wert 
hinausgehen. Hierzu trägt auch der Umstand bei, daß die Brau- 
ereien Darlehen, die sie den Wirten geben möglichst immer als 
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Hj'pothek auf das Haus eintragen lassen, selbst wenn dieses 
schon bis zum vollen Werte belastet ist. Es geschieht dies, 
damit die Brauerei bei etwa eintretender Versteigerung einiger- 
maßen gedeckt ist. Nehmen wir an, auf einem Anwesen stehen 
80000 M. Hypotheken, die Brauerei gibt noch 20000 M. und 
läßt sie eintragen. Wird das Haus versteigert, so muß die 
Brauerei unbedingt bis 1 00 000 M. mitgehen, wenn sie nicht 
20000 M. oder einen Bruchteil davon verlieren will. Will sie 
nicht weiter bieten und eine andere Brauerei bietet auch diesen 
Preis, so kann sie kündigen und bekommt ihr Geld zurück. 
Will sie es behalten, so kann sie nach freiem Ermessen über 
100000 M. hinausgehen und erhält -das Haus. Ohne eingetragen 
zu sein, würde sie aber beim Bankerott des Wirtes das geliehene 
Kapital verlieren. Nach dem Hypothekengesetz wachsen die 
Hypothekenzinsen innerhalb zweier Jahre dem Kapital an. Kann 
ein Wirt die Hj'pothek nicht zahlen und eine Hypothekenbank, 
welche die erste Hypothek hat, wartet 2 Jahre zu, so kann sie 
die Zinsen gleich hinter der ersten Hypothek eintragen lassen 
und die anderen Hypotheken rücken nach. Beträgt z. B. die 
erste und zweite Hypothek 80000 M., so sind das in 2 Jahren 
zu 4®/o 6400 M. und auch diese müßten dann von der erwerben- 
den Brauerei mitbezahlt oder verzinst werden. 

Dieses Vorgehen der Brauereien führte dazu, daß sie nach 
und nach immer mehr Häuser in die Hand bekamen. Die 
Rentabilität derselben ist keineswegs eine günstige. Bei einer 
»gut rentierenden« Wirtschaft einer Karlsruher Brauerei ergibt 
sich folgendes Bild ; Der Kaufpreis der Wirtschaft beträgt 
57000 M 

Ausgaben. 

I °/o Abschreibungen 600 M. 

Reparaturen, Wasserzins, Grund- und Häu- 
sersteuer, Abfuhr usw 925 » 

4°/o Verzinsung 2 280 » 3 805 M. 



Einnahmen. 

Durch Bieraufschlag (3 M. pro Hektoliter) i 595 M. 



Miete 1 650 » 3 245 M. 

Verlust 560 M. 
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Da 531 hl verschenkt werden, so kommt auf i hl ein Ver- 
lust von zirka i M. Statt des ortsüblichen Preises von 18 M. 
erzielt die Brauerei nur 17 M. 

Ein zweites Beispiel ergibt ein noch ungünstigeres Bild. 

Ankaufspreis 1 15 000 M. 

Preis des zu übernehmenden Inventars 5 000 » 

I 20 000 M< 



Ausgaben. 

I °jo Abschreibungen auf das Haus . . . 1150 M. 

i5°/o Abschreibungen auf 5000 M. Inventar 750 » 

Reparaturen usw i 530 » 

4°/o Verzinsung 4800 » 8230 M. 



Einnahmen. 

Überpreis von 3.50 M. auf ca. 5 1 5 hl . . i 804 M. 

Eingang durch Miete 3 660 » 5 460 M. 

Jährlicher Verlust 2 770 M. 



l^r Verlust verteilt sich auf 515 hl. Die Brauerei hat einen 
Mindererlös von zirka 5.25 M. pro Hektoliter, erzielt also statt 
18 M. nur 12.75 Nimmt man den Herstellungspreis zu 14 M. 
an, so ergibt sich ein Verlust von zirka 1.25 M. pro Hektoliter. 

Als Grund dafür, daß solche Geschäfte eingegangen werden, 
bei denen ein offenbarer Verlust zu verzeichnen ist, wird an- 
geführt, daß z. B. eine Brauerei dadurch in Stadtteile eingeführt 
wird, wo sie vorher nicht vertreten war. Das habe zur Folge, 
daß dadurch neue Flaschenbierhändler als Kunden erworben 
würden, und Privatkunden das in der Wirtschaft gewohnte Bier 
dann auch zu Hause trinken möchten. So vergrößert sich der 
Absatz und der Verlust ist wieder aufgehoben. Eine genaue 
Kalkulation, in wieweit durch gesteigerten Absatz solche Verluste 
aufgehoben werden, ist allerdings nicht leicht und in den selten- 
sten Fällen wird wohl auch nur ein Versuch hierzu gemacht. 
Sicher ist, daß die Brauereien in der Hergabe von Kapital zu 
Kundschaftserwerb teilweise ziemlich leichtsinnig vorgegangen 
sind, und größere Verluste hierbei gar keine Seltenheiten waren. 
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Genaue Angaben über die Zahl der eigenen Häuser können 
hier nicht gegeben werden. Da aber in dieser Hinsicht keine 
allzugroßen Unterschiede zwischen den einzelnen Brauereien be- 
stehen, so ergibt sich ein ungefähres Bild aus der Tatsache, daß 
eine Karlsruher Brauerei 40 eigene Häuser besitzt, eine andere 
ein Drittel ihres gesamten Ausstoßes an eigene Häuser abgibt. 

Ist nun auch diese ungesunde Darlehens- und Kreditwirt- 
schaft der schlimmste Auswuchs des Konkurrenzkampfes, so ist 
sie doch nicht der einzige, und namentlich die ungemeine Ver- 
wöhnung der Kundschaft steht ihr ebenbürtig zur Seite. Be- 
nötigt ein Wirt, besonders bei Beginn seiner Wirtschaft, Mobiliar 
oder sonstige Gegenstände für Wirtschafts- oder Hausgebrauch, 
so wendet er sich an die Brauerei, die ihm alles zur Verfügung 
stellt oder anschafft. Von einer Bezahlung oder nur Entschädigung 
ist in den meisten Fällen keine Rede, im Gegenteil, die Brauerei 
ist froh, daß der Wirt ihr einigermaßen verpflichtet ist und nicht 
so ohne weiteres »abspringen« kann. Gar mannigfach sind ferner 
die Anforderungen, welche die Wirte an die Brauerei stellen in 
Form aller möglichen Nebenleistungen. Bei Festlichkeiten werden 
Arbeitskräfte verlangt, die beim Bierausschenken und sonstigen 
Arbeiten helfen ; zum Pflügen des Ackers muß die Brauerei oft 
wochenlang Pferde leihen oder diese Arbeiten gar selbst vor- 
nehmen lassen. Zu Weihnachten und anderen Gelegenheiten 
werden Geschenke verlangt und gegeben ; wenn es der Kunde 
wünscht muß ihm die Brauerei ihren Wagen zu Spazierfahrten 
zur Verfügung stellen; außerdem wird ein häufiger Besuch ver- 
langt und auf größere Zechen gesehen. Der Vertreter der 
Brauerei ist nicht mehr der Vermittler zwischen Lieferant und 
Abnehmer, um den Geldverkehr zwischen denselben zu erleich- 
tern oder Aufträge oder sonstige Wünsche entgegenzunehmen, 
sondern er wird lediglich vom Wirt und dessen Gästen, die sich 
zur bestimmten Zeit einfinden, als unversiegbare Bierquelle be- 
trachtet. Nicht selten wird auf diese Weise ein erheblicher Teil 
des Jahresverdienstes geopfert. Daß Trebern und Eis dem 
Kunden unentgeltlich zugeführt werden, wird als selbstverständ- 
lich angenommen. Das Eis wird aber nicht nur zur Kühlung 
des von der Brauerei gelieferten Bieres verwandt, sondern dient 
zur Kühlung all der übrigen Verkaufsartikel, die eine Wirtschaft 
führt ; daneben erhält auch die Straßenkundschaft von dem ge- 



Digitized by Google 




42 



Die weitere Entwicklung des Gewerbes. 



fälligen Wirt Eis auf Kosten der Brauerei. Bei den Flaschen- 
bierhändlern ist der Eisunfug nicht minder verbreitet ; in den 
vielen kleinen Viktualiengeschäften werden die zum Verkauf 
gelangenden I.ebensmittel mit dem reichlich gratis gelieferten 
Eis der Brauerei gekühlt. 

Eine andere Form des Kundenerwerbs ist die Pachtung von 
Wirtschaften. In diesem F’all muß die Brauerei selbst wieder 
einen Pächter einsetzen ; dieser zahlt entweder einen bestimmten 
Betrag als Pacht oder er ist auf Bierpacht einge.setzt, d. h. er 
zahlt für jeden Hektoliter, den er bezieht, so viel über den ge- 
wöhnlichen Preis, als erforderlich ist, um der Brauerei bei einem 
Durchschnittsabsatz der betreffenden Wirtschaft eine angemessene 
Pachtsumme einzubringen. Diese Pächter nennt man in Karls- 
ruhe Zäpfler. Bei der Höhe der Pacht kommt es, abgesehen 
von sonstigen örtlichen Verhältnissen, wie Lage und Größe der 
Wirtschaft, auch darauf an, ob Wein und Branntwein in derselben 
verschenkt werden darf. Beteiligen sich die Brauereien selbst an 
Pachtungen, so werden die Pachtsummen so gesteigert, daß das 
betreffende Geschäft unrentabel wird. Diese weitere Blüte des 
Konkurrenzkampfes ist jetzt wenig mehr zu finden, weil die 
Brauereien, durch Erfahrungen gewitzigt, von der Selbstpachtung 
meist absehen. Pacht und Zapf sind auch kombiniert zu finden; 
in diesem Fall zahlt der Wirt eine kleinere Pachtsumme und 
einen Aufschlag pro Hektoliter verkauften Bieres. 

Daß der Brauer, wie in früheren Zeiten, zugleich auch 
Wirt ist, finden wir in Karlsruhe nur noch in einem Fall und 
zwar produziert hier der Brauer ausschließlich für die eigene 
Wirtschaft. 



3. Die Technik des Absatzes. 

Direkter Absatz. 

In der Stadt und deren näheren Umgebung erfolgt die 
Versorgung der Kundschaft durch die Brauerei direkt. Das 
Bier wird den Abnehmern durch Kutscher zugeführt, die mög- 
lichst immer dieselbe Kundschaft zu versorgen haben, um die 
speziellen Wünsche der einzelnen Wirte in bezug auf Größe und 
Art der F'ässer, Zeit und Menge der Lieferung kennen zu lernen. 



Digitized by Google 




Die 1‘cchnik des Absatzes. 



43 



Mancher Wirt verschenkt das Bier direkt vom Faß und benötigt 
zu diesem Zweck andere Fässer als derjenige, welcher, wie es in 
Norddeutschland die Regel ist, vom Apparate verschenkt. Der 
eine benötigt große Fässer, der andere kleine, der eine bekommt 
ein- oder zweimal täglich geliefert, ein anderer nicht jeden Tag. 
Indem nun der betreffende Kutscher den Wünschen der Wirte 
gemäß die Bestellungen in der Brauerei abgibt, wird der Ver- 
kehr mit denselben außerordentlich erleichtert. Die Abnehmer 
haben nicht nötig, jedesmal besonders zu bestellen und unrichtige 
Lieferungen sowie die sich daraus ergebenden Reklamationen 
werden vermieden. 

Den Empfang des gelieferten Bieres muß die Brauerei sich 
immer genau bestätigen lassen, um bei vorkommenden Differenzen 
betreffs der Lieferung Beweise in Händen zu haben. Je nach 
dem organisatorischen Geschick des Brauereileitcrs und nach der 
Art des Abnehmers kommen dabei die verschiedensten Methoden 
zur Anwendung. Gewöhnlich wird jedem Kunden ein Bierbuch 
eröffnet, in das die Lieferungen eingetragen werden. Als Grund- 
lage für dasselbe dienen die Aufnahmebücher der Brauerei, wo 
die jedem Kunden gelieferten Fässer mit Angabe der Nummer 
des Fasses und der Anzahl der läter einzeln aufgeführt werden. 
Dies wird nun entweder ebenso in die Kontenbücher übertragen 
oder auch nur die Anzahl der Fässer und die Gesamtzahl der 
Liter vermerkt. Da die meisten Brauereien verschiedene Sorten 
Bier führen, sind in den Büchern Rubriken für die Biersorten, 
wie »Lagerbier, Exportbier, Spezialbier« eingezeichnet. Wo der 
sogenannte »Beifahrer« den Kutscher begleitet, liegt ihm die 
Verrechnung mit dem Wirt ob. 

Dieselben Kontrolleinrichtungen bestehen bei sonstigen 
regelmäßigen Faßbierabnehmern, unter denen hauptsächlich 
Fabrik-, Bahn-, Militärkantinen in Betracht kommen. Auch an 
Private geben manche Brauereien Bier in Fässern ab, was aber, 
besonders seit Aufkommen des Flaschenbieres wenig mehr vor- 
kommt; die Brauerei gibt dann das Bier nicht unter dem von 
ihren Wirten beanspruchten Preis ab. 

Früher wurde viel Unfug mit dem Gefäß getrieben, indem 
es entweder als Brennholz verwendet wurde oder als Aufbe- 
wahrungsort für die verschiedensten Gegenstände diente, wobei 
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die Brauereien viel einbüßten. Allmählich ist man vorsichtiger 
geworden und führt Kontrolle über die Fässer. Ein wirksames 
Mittel zum besseren Einbringen der Fässer ist die von manchen 
Brauereien geübte Taktik, den Fahrern für die mitgebrachten 
Fässern eine Vergfütung zu gewähren. 

Absatz an Verleger. 

Genaue Faßkontrolle muß .stets geführt werden bei Liefe- 
rungen in entferntere Orte. Die Versorgung der Wirte direkt 
durch die Brauerei ist hier nur möglich, wenn derselbe ein so 
großer Abnehmer ist, daß er ganze Waggonladungen Bier auf 
einmal bestellen und rasch absetzen kann. 

Für Karlsruher Brauereien kommt dies aber nicht in Betracht, 
sondern es tritt hier der Zwischenhandel zwischen Brauer und 
Wirt. Das Bier wird in größeren Mengen an eine Stelle geliefert 
und von da aus erfolgt die Verteilung desselben. 

Der augenscheinliche Vorteil dieses Sj'stems ist einmal die 
Verbilligung der Fracht; denn bei g^roßen Lieferungen können 
die Brauereien statt des Stückguttarifs den billigeren Satz für 
Waggonladungen benutzen. Dazu kommt, daß den Biersendungen 
in Waggonladungen Eisbehälter mit Eis, desgleichen Schutzmittel 
gegen den Einfluß der Kälte, wie Stroh, Tuchumhüllungen, mit 
heißem Wasser gefüllte eiserne Zylinder und dergleichen bei- 
gegeben werden können und zudem frachtfrei befördert werden. 
Ohne diese Schutzmaßregeln würde das Bier bei Hitze und 
Kälte empfindlich leiden; daher sind Stückgutsendungen zu 
mancher Jahreszeit fast unmöglich. Einige Brauereien haben 
eigene Waggons. Neben dem Vorteil der Reklame stellt sich 
die Beförderung insofern billiger, als ein Drittel der leeren 
Fässer frachtfrei zurückbefördert wird. Sodann kommt in Betracht, 
daß die Privatgüterwagen mit Heizvorrichtungen versehen werden 
können, sodaß das Bier im Winter den Transport gut aus- 
halten kann. 

Eine Niederlage ist ferner erforderlich, weil die IJeferung 
eines guten Bieres nur möglich ist, wenn dasselbe nach längeren 
Bahnfahrten vor der Konsumtion in einem geeigneten Keller 
eingelagert wird. Außerdem muß ein Eiskeller vorhanden sein, 
da die Wirte im allgemeinen gewöhnt sind, von der Brauerei 
das nötige Eis zu erhalten. 
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Nicht alle Karlsruher Brauereien haben eigene Niederlagen. 
Wo keine solchen vorhanden sind, besorgt die Einlagerung und 
Versendung des Bieres zu den einzelnen Wirten ein Depositar, 
der dafür eine bestimmte Vergütung erhält. 

Zur Leitung »eigener« Niederlagen wird ein Vertreter ein- 
gesetzt. Dieser muß mit den örtlichen Verhältnissen vertraut 
sein, da er den Verkehr zwischen Brauerei und Wirt zu vermitteln 
hat. Meist bezieht er festes Gehalt; es empfiehlt sich, ihm Pro- 
vision vom Nettoertrag zu geben, d. h. vom Bruttoertrag abzüg- 
lich der zum Betrieb der Niederlage erforderlichen Kosten. Er 
wird dadurch im eigenen Interesse zur sparsamen Verwaltung 
angchalten. Der Leiter der Niederlage gibt der Brauerei seinen 
Monatsabsatz für jedes Kundenkonto auf an Hand der anerkannten 
Lieferscheine, ferner muß der monatliche Kassaauszug mit 
den Kassabelegen Aufschluß geben über seine Einnahmen und 
Ausgaben. Die eigentlichen Debitorenkonti führt das Ilauptkontor. 
Die Zu- und Abfuhr des Bieres besorgt er entweder selbst 
oder ein Spediteur. Dieser berechnet die Gebühren teils nach 
dem Quantum oder nach der Strecke, teils erhält er auch eine 
Pauschalvergütung pro monatliche Abfuhr, d. h. er bekommt 
eine feste Summe dafür, daß er einen Monat lang einen Kunden 
regelmäßig mit Bier versorgt. 

Innerhalb Badens haben die Karlsruher Brauereien in vielen 
Städten Niederlagen, wie in Baden-Baden, Offenburg, Rastatt, 
Bülil, Bruchsal, Langensteinbach, Mingolsheim, Pforzheim, Mann- 
heim und Heidelberg; außerdem erstreckt sich der Versand nach 
dem Elsaß, der F*falz, Württemberg und Preußen. Nur eine 
Brauerei exportiert über die Grenzen Deutschlands hinaus, nämlich 
nach Paris. Der dortige Vertreter bezieht und verkauft das Bier 
auf eigene Rechnung, er sucht sich selbst seine Kundschaft, die 
die Brauerei nicht einmal kennt. Bemerkenswert ist, daß er das 
Bier teilweise unter seinem eigenen Namen verkauft. 

Diese Art der Verleger wird stets notwendig, wenn der 
Export größere Dimensionen annimmt. Einen Vertreter unter- 
scheidet vom Brauereiinhaber nur der eine Umstand, daß er das 
Bier, statt selbst zu brauen, bezieht. Der Kundschaft steht er 
gegenüber wie eine Brauerei; er tritt in Konkurrenzkampf mit 
anderen Brauereien und ist daher auch zur Darlehcnshergabe ge- 
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nOtig^. Da hiermit ein großes Risiko verbunden ist und Verluste 
leicht eintreten können, ist die erste Voraussetzung, daß er kapital- 
kräftig ist. Derartige Vertreter werden heute vielfach frühere 
Inhaber kleiner Brauereien, die den Betrieb eingestellt haben und 
nun ihre bisherige Kundschaft mit dem Produkt anderer Brauereien 
versorgen. Die Brauerei muß einem so selbständigen Vertreter 
mancherlei Zugeständnisse machen. Gewöhnlich verlangt er, daß 
die Brauerei sich verpflichtet, in den Gegenden, nach denen er 
liefert, keine Konkurrenz zu machen, also ihm das Feld allein 
zu überlassen. Geht der Brauerei aus einer solchen Gegend ein 
Auftrag zu, so weist sie den Betreffenden an ihren \'ertreter. 
Dieser erhält, wenn er mit der Brauerei in Verbindung tritt, eine 
Karte, auf welcher der Bezirk, den er zu vertreten hat, genau 
verzeichnet ist. Das ist notwendig, da es sonst mit dem Ver- 
treter des nächsten Bezirkes zu Mißhelligkeitcn käme. 

Ähnlich wickelt sich der Verkehr mit solchen Verlegern 
ab, welche die Vertretung verschiedener Brauereien haben; sie 
sind vor allem in größeren Städten zu finden. 

Meist bestehen zwischen den Verlegern und den Brauereien 
\'erträge, in denen auf gewisse Zeit eine Pflicht der Abnahme 
sowie ein bestimmter Einkaufspreis festgesetzt wird. Auch ein 
gewisser Umsatz wird gewöhnlich als Minimum bestimmt. Wenn 
nun auch die Verleger im allgemeinen ihre Kundschaft selbst 
und auf eigenes Risiko erwerben, so beteiligt sich bei größeren 
Unternehmungen, die beträchtliche Kapitalaufwendungen erfordern, 
doch auch die Brauerei selbst, der Verleger leistet dann vielfach 
Bürgschaft z. B. so, daß er bei eintretendem Verlust sich ver- 
pflichtet, die Hälfte zu tragen. 

Der Flaschenbierhandel. 

In den letzten Jahren hat sich neben dem Faßbiergeschäft 
der Flaschenbierhandel in großem Maße verbreitet. Zunächst 
trat er in der Form auf, daß sich die Brauerei nicht direkt damit 
befaßte, sondern in Fässern an Flaschenbierhändler lieferte. Das 
ist auch heute noch die eine Art des Flaschenbierhandels. Der 
Flaschenbierhändler war früher oft sehr primitiv eingerichtet, 
während jetzt ganz bestimmte Polizeiverordnungen bestehen über 
die Art, wie der Flaschenbierhändler das Abfüllen auf Flaschen 
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zu bewerkstelligen hat. Ein oder zwei Fässer zum Spülen der 
Flaschen und ein einfacher Apparat zum Abziehen, der hie und 
da nur in einem Schlauch mit natürlicher Saugvorrichtung be- 
stand, bildete die ganze Betriebseinrichtung. Konzession war 
nicht erforderlich, und so war das Geschäft geeignet, einen guten 
Nebenverdienst abzuwerfen, zumal die Brauerei meist die Flaschen 
lieferte, und also auch ein besonderer Kapitalaufwand nicht damit 
verknüpft war. 

Meist wird das Flaschenbiergeschäft als Nebengewerbe be- 
trieben, indem die Frau das Geschäft besorgt, während der Mann 
auf Arbeit ist. Auch die Kinder können bei der leichten Arbeit 
verwendet werden, namentlich beim Au.stragen der Flaschen in 
die Häuser der Kundschaft. Sehen die Leute, daß der Erworbs- 
zweig günstig ist und etwas einbringt, so verlegen sie sich auch 
wohl ganz darauf, und bei zunehmender Kundschaft ist der 
Händler genötigt, um den Vertrieb aufrecht erhalten zu können, 
sich Wagen und P*ferde anzuschaffen. Außer an Private ver- 
kaufen die Händler viel an Läden, namentlich an Kolonialwaren- 
läden. 

Den Händlern sowohl als auch den Läden ist eine empfind- 
liche Konkurrenz entstanden, als die Brauereien anfingen, sich 
selbst mit dem Verkauf von Bier in Flaschen zu befassen. 

Für die kapitalkräftige Brauerei ist es leichter als für den 
armen Flaschcnbierhändler, den nötigen Raum sowie die erforder- 
lichen Arbeitskräfte und Betriebsmittel zu beschaffen, und da 
im Publikum die wohl teilweise berechtigte Meinung Platz griff, 
daß das Flaschenbier aus der Brauerei direkt, wo es aus den 
eben angeführten Gründen reinlicher zugeht, dem von den 
Händlern abgcfüllten Biere vorzuzichen sei, gewann diese Art 
von Absatz rasch allgemeine Verbreitung. 

Die Brauereien liefern sowohl direkt an Private als an Läden 
und Kantinen. Sobald es der gesteigerte Absatz erfordert, kann 
sich die Brauerei einen Flaschenbierwagen anschaffen, der täglich 
in die Stadt fährt, und das Flaschenbier den Privatkunden ins 
Haus schafft. Auch hier wird der Grundsatz befolgt, dies immer 
möglichst demselben Kutscher zu überlassen, der die speziellen 
Wünsche der Privatkunden über Sorte und Menge des zu liefern- 
den Bieres kennen lernt. Aus denselben Gründen wie die 
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Privaten ziehen es auch die Ladeninhaber vor, von der Brauerei 
direkt zu beziehen, und immer mehr bürgert sich das Flaschen- 
bier auch in Kantinen ein. Die Inhaber derselben finden es 
praktischer, das Bier zu billigeren Preisen, als sie es verkaufen, 
direkt in Flaschen zu beziehen und ersparen die Mühe des 
Abziehens. Auch die Arbeiter, besonders die auf Bauten be- 
schäftigten Handwerker, finden Flaschenbier, das aufbewahrt 
werden kann , vielfach bequemer als die Verabreichung in 
Gläsern. 

Aus den eben angefülirten Gründen könnte man annehmen, 
daß nach und nach die Brauerei das Flaschenbiergeschäft vollständig 
in die Hand bekommt und die Händler ganz verschwinden. So- 
lange aber in Karlsruhe die Brauereien an der bisherigen Gewohn- 
heit festhalten, keine Lieferungen unter 20 Flaschen auszuführen, 
wird sich der Händler noch erhalten. Viele Private wünschen 
kleinere Quantitäten, die sie vom benachbarten Händler jederzeit 
erhalten können, während die Brauerei solchen Wünschen nicht 
nachkommen kann. 

Flaschenpfand ist nicht eingeführt, doch sehen die Brauereien 
auf Eingang der leeren Fla.schen und stellen diese, soweit es durch- 
führbar ist auf Rechnung, wenn sie nicht eingehen. 

Vielfach ist über die mißbräuchliche Verwendung der Bier- 
flaschen zu anderen Zwecken Klage geführt worden. Die Brauer- 
eien hatten dadurch, daß die leeren Flaschen zum Teil nicht mehr 
eingingen, große V'erluste, andererseits wurde auf die schädliche 
Wirkung aufmerksam gemacht, welche eine zeitweilige Benutzung 
dieser Flaschen als Aufbewahrungsort gesundheitsschädlicher Stoffe 
haben konnte. Den Klageweg zu beschreiten und sich so viel- 
leicht ihr Eigentum wieder zu beschaffen, wird für eine Brauerei 
kaum in Betracht kommen, denn sie verliert in solchen Fällen 
ihre Kunden; der Erfolg ist außerdem zweifelhaft, da die gesetz- 
lichen Bestimmungen keine geeignete Handhabe geben. 

Nach § 37 des H.G.B. kann ein Firmeninhaber den Register- 
richter veranlcissen, mit Ordnungsstrafen gegen eine Person ein- 
zuschreiten, welche eine ihr nicht zustehende Firma gebraucht. 
Die Brauereien können diesen Weg bezüglich der mit ihrer Firma 
versehenen Flaschen beschreiten. Indeß ist der Schaden nicht leicht 
nachweisbar und auch das Verfahren viel zu umständlich. Ebenso 
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ist es mit der Eigentumsklage, welche die Brauerei anstrengen 
kann. 

ln manchen Fällen kommt der § 8 des Gesetzes vom 27. Mai 
1896, betr. die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, in Be- 
tracht. Eine Strafvorschrift für Übertretung dieser Bestimmungen 
hat das Gesetz aber nicht. Die Brauerei, welche sich hierauf 
stützen will, miißte vor dem Zivilgericht den Nachweis erbringen, 
daß eine mißbräuchliche Benutzung der Flaschen stattgefunden 
hat, die darauf berechnet und geeignet ist, Verwechslungen her- 
beizuführen. 

Hat eine Brauerei ihr Warenzeichen in die Zeichenrolle des 
Kaiserl. Patentamtes zu Berlin eintragen lassen, so kann sie sich 
auf das Gesetz zum Schutz der Warenbezeichnungen v'om 12. !Mai 
1894 stützen. In diesem Fall ist die mißbräuchliche Benutzung 
strafbar. 

Der vielleicht einzig mögliche und geeignetste Weg für die 
Brauereien, ihre Verluste beim Flaschenbiergeschäft einzuschränken, 
ohne daß dabei ein gerichtliches Vorgehen gegen ihre Kunden 
nötig wird, ist die Einführung des Flaschenpfandes. 

Der Vertrag der Berliner Brauereien bestimmt z. B., daß 
für jede Bierflasche, in welcher gegen Entgeld Bier geliefert wird, 
ein Pfand von 10 Pfg. erhoben werden muß, welches nur gegen 
Rückgabe der Flasche zurückvergütet wird. Die Berliner 
Brauereien haben sich das Flaschenbiergeschäft noch insofern 
vereinfacht, als sie den Flaschenbierfahrer gleichsam als Verleger 
benutzen. Dieser muß täglich diejenigen Flaschen, welcher er 
weniger zurückbringt als er mitgenommen hat, bezahlen, einerlei, 
ob er das Geld schon einkassiert hat oder nicht. Er hat demnach 
ein ziemlich großes Risiko, es werden Aitsprüche an die Intelligenz 
der Einzelnen gestellt und der Gehalt ist auch entsprechend höher. 
Die Brauerei hat den Vorteil, daß sie den Flaschenbierkunden 
keine Konten errichten, sich nicht um den Eingang des Geldes 
und der Flaschen kümmern muß und erspart dadurch Arbeitskräfte 
und Verluste. Die Brauerei kennt die Kundschaft garnicht; die 
Fahrer suchen diese selbst zu erwerben, erhalten auch meist Pro- 
vision vom Umsatz. Außerdem haben die Brauereien Berlins 
eine weitere Vereinfachung vorgenommen, die das lästige Aus- 
wechseln der Flaschen zwischen den Brauereien unnötig macht. 

GUtermann, Karlsruher Drauiodustrie. ^ 
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Es sind Einheitsflaschen eing'eführt worden, die sich nur durch die 
aufgeklebten Etiketten unterscheiden. Von Zeit zu Zeit werden 
nun Abrechnungen vorgenommen, wobei nur der Uberschuß an 
fremden Flaschen an die betreffende Brauerei in bar zu ent- 
richten ist. 



4. Die Steuerverhältnisse. 

Ein Gebiet, auf dem die entgegengesetzten Interessen des 
Groß- und Kleinbetriebs nach außen klar zu Tage treten, ist die 
Frage der Be.steuerung. Die Karlsruher Brauereien nahmen 
immer regen Anteil an diesen Fragen, sowohl wenn es sich um 
die eigene städtische als auch um die staatliche Besteuerung 
handelte. Im Folgenden soll die interes-sante Entwicklung der 
Biersteuer dargestellt werden. 

Staatliche Biersteuer. 

Mit Einführung der Akziseordnung vom Jahre 1812 wurde 
die Bierakzise in Baden eingeführt ; sie sollte nach dem Quantum 
der Malzschrote entrichtet werden, sodaß sich die Abgabe per 
•Sester Malz auf 12 kr. oder per F'uder Bier auf 10 fl. belief. 
Bald fand man aber, daß die Bestimmungen des Gesetzes unzu- 
länglich waren, insbesondere zu Defraudationen, die schwer kon- 
trollierbar waren, Anlaß gaben. Wenn die Bierbrauer mehr 
Bier sotten als das hierzu bestimmte Malzquantum hätte ergeben 
sollen, so ließ man das nicht zum Vorteil derjenigen, welche 
durch bessere Betriebscinrichtung eine größere Ausbeute erzielten, 
hingehen, sondern sah darin eine Defraudation. Das Gesetz selbst 
sprach zwar aus, daß man nicht jedesmal genau bestimmen 
könne, wieviel Bier gerade aus einem Malzquantnm gesotten 
werden müsse, und nahm erst eine Defraudation an, wenn das 
auf die Erfahrung aproximativ berechni'te Verhältnis um ein 
Ohm per F'uder überschritten wurde. In Karlsruhe war, wie das 
Finanzministerium 1813 bemerkte, das Mißverhältnis des von 
den Biersiedern in Karlsruhe gefallenen .Akzises gegen andere 
Städte ganz auffallend, und man hielt cs deshalb für höchst 
wahrscheinlich, daß Unterschleife dort vorgingen. Dem .Stadt- 
amt wurden Vorschläge gemacht, wie solche Unterschleife zu 
verhüten wären, und dieses sowie die übereinnchmerei trat den 
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Vorschlägen auch bei. Sie erstreckten sich dahin, die Bierkessel 
eichen zu Ictssen, um nach dem Kesselinhalt den Malzverbrauch 
genau berechnen zu können und erst nach Vollendung des 
Sudes jedesmal die Akzise und das Umgeld zu erheben, auch 
durch die Polizei Aufsicht tragen zu lassen, daß das Bier nicht 
gar zu schlecht gebraut würde. Ferner sollten, um das heim- 
liche Brauen zu hindern, die Öfen »doppelt beschliesig« gemacht 
werden, damit ohne Beisein oder Vorwissen des Akzisors gar 
kein Feuer angebracht werden könnte. Das Direktorium war 
anderer Ansicht; seine Meinung ging dahin, daß die Herrschaft 
um so mehr betrogen würde, je mehr die Kontrollanstalten und 
das Kontrollpersonal vervielfältigt würden. Auch bemerkte es 
sehr richtig, daß die Bierbrauer nicht ihr Gewerbe treiben, um 
Akzis- und Umgeld zu bezahlen, sondern daß die Konsumtions- 
steuer nur erhoben werden kann, wenn sich die Gegenstände 
dafür vorfinden ; daß man folglich dafür sorgen muß, daß die 
Bierbrauereien bestehen und ihr Produkt so wohlfeil als möglich 
gewinnen können. 

Das Ministerium befaßte sich in der Folge weiter mit der 
Verbesserung der Bierakzise und ließ Erhebungen anstellen in 
den verschiedenen Direktorien, wie stark der Abgang sei, der 
bei vollständiger Füllung eines Bierkessels nach vollendetem 
Sude entstehe. Darnach sollte bestimmt werden, welche Abgabe 
festgesetzt werden müßte, wenn die bestehenden Malzaufschläge 
in eine bei jedem vollen Sude von der ganzen Füllung des 
Kessels zu erhebende Abgabe verwandelt werden sollte. 

Im Jahre 1825 kam das Gesetz zustande. Es erhöht die 
Steuer von 10 fl. auf 13 fl. und bestimmt, daß die Steuer nach 
dem Kesselinhalt entrichtet werden sollte. Weiter sagt das 
Gesetz nichts; alles andere blieb der Vollzugsverordnung \'or- 
behalten. Sie mußte die Bestimmungen über den Erhebungssatz 
jo von der Stütze, der Ohm oder dem Fuder des Kesselinhalts, 
die Bestimmungen über die erforderliche Kontrolle, auch jene 
über Bestrafung von Defraudationen und Kontrollvergehen geben. 
Dies geschah anfänglich durch die \'ollzugsverordnung vom 
22. September 1825 später durch diejenige vom 12. Oktober 1837. 

Schon bald wurden gegen die Vorschriften über die Bier- 
steuer Erinnerungen und Beschwerden erhoben und Wünsche 
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für ein neues Biersteuergesetz geäußert. Die Bierbrauer konnten 
sich mit den Vorschriften über die Biersteuer nicht befreunden. 
Manchem von ihnen erschien der Erhebungssatz nach dem 
Kesselinhalt, wie ihn die Vollzugsverordnung geregelt hatte, im 
Vergleich mit der durch das Gesetz auf 13 fl. per Fuder gesetz- 
ten Steuer vom Fuder Bier zu hoch. Einzelne wünschten eine 
Besteuerung nach A Versalbeiträgen, andere gaben einer Malz- 
steuer den Vorzug; fast alle baten um Milderung der Kontrolle, 
vorzugsweise aber um (iestattung der Nachfüllungen während 
des Sudes, welche die Verordnung und, auf sie gestützt, die 
Verwaltungsinstruktionen verboten hatten. 

Die Steuerverwaltung machte mehr und mehr die Erfah- 
rung, daß die Strafbestimmungen unzulänglich seien, namentlich, 
daß es an näher bezeichneten Merkmalen mangele, durch welche 
der Tatbestand einer Defraudation festgestellt wird und daß ins- 
besonders jene, welche vom Akzisgesetz von 1812 bcibehalten 
worden waren, bei der geänderten Besteuerungsweise ganz 
ungenügend seien. 

Die Regierung ließ die Beschwerden und Wünsche des 
Gewerbes sowie die Eirfahrungen der Steucrverwaltung nicht 
unbeachtet und war bereit. Abhilfe zu schaffen. Auch war seit 
1S37 die »Bierfabrikation« wesentlich vorgeschritten und auch 
darum die Frage an der Zeit, ob nicht die Steuervorschriften 
der Elrgänzung oder xVnderung bedurften. Im März 1843 wurden 
sorgfältig vorbereitete Probesude vorgenommen. Eine Versamm- 
lung v'on Bierbrauern aus allen Teilen des Landes war im August 
desselben Jahres mit Beamten der Finanzverwaltung in Tätig- 
keit. Die Erinnerungen, Beschwerden und Wünsche des Gewerbes, 
die Wünsche der Steuerverwaltung, die Ergebnisse der Probesude 
wurden von ihnen erörtert. Das Ergebnis dieser Verhandlungen 
war das Gesetz von 1845, in welchem die Wünsche der Brauer 
teilweise Berücksichtigung gefunden haben. 

Während das Gesetz von 1825 das Quantum des fertigen 
Bieres als Grundlage der Besteuerung bezeichncte, und als unter- 
geordnete Vorschrift beifügfte, daß die Erhebung nach dem Kessel- 
inhalt zu geschehen habe, wird jetzt die frühere Nebenbestim- 
mung als Hauptbestimmung aufgestellt, und die Besteuerung des 
fertigen Bieres fällt weg. Die Vollzugsverordnung zum Gesetz 
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von 1825 enthielt als Begriffsbestimmung des Biersudes »das 
Brauen einer Quantität Bier, welche durch einmalige Füllung des 
Kessels, also ohne Nachsud, erzeugt werden kann«. Das Gesetz 
\'on 1845 sagt dagegen: »Unter einem Biersud wird diejenige 

Quantität Bier verstanden, welche in dem zur Bereitung desselben 
verwendeten Braugefäße vor dem Beginn der Abkühlung mit 
einem Male erzeugt werden kann.« Diese Änderung ist insofern 
von Bedeutung, als dadurch ein störender Eingriff der Steuer- 
beamten in das Braugewerbe in Wegfall kommt. Vorher war 
es eine Hauptaufgabe der Beamten, zu verhüten, daß im Brau- 
kessel Nachfüllungen zum Ersatz der verdampften Flüssigkeit 
stattfanden, weil die Steuer nur für so viel Bier entrichtet war, 
als ohne Nachfüllung bereitet werden konnte. Da es nun bei 
den Brauern nicht mehr üblich war, mit dem Beginn des Bier- 
sudes das Braugefäß vollständig zu füllen, sondern während der 
Verdampfung allmählich neue Würze aus dem Maischbottich 
zugeführt wurde, war auch deshalb eine Änderung notwendig 
geworden. Durch die Änderung der Definition des Biersudes 
haben sich die Beamten von der Operation des Brauens nur in 
soweit in Kenntnis zu setzen, als erforderlich ist, um die Zeit 
der Beendigung des Sudes zu beurteilen. Mit dem Beginn des 
Ausschöpfens auf dem Kühlschiff gilt der Sud als beendigt und 
von diesem Zeitpunkt an dürfen keine Nachgüsse mehr stattfinden. 

Während nach der Akziseordnung von 1812 — obwohl die 
Malzakzisc bestand — in größeren Brauereien die Ablaßröhren 
der Kühlschiffe, in kleineren aber die Kühlständer und überdies 
noch die Feuerung des Brauofens verschlossen gehalten wurde, be- 
stand seit 1825 nur noch der Verschluß der Feuerung. Hierv'on 
glaubte man auch jetzt nicht abgehen zu dürfen. Der Verschluß 
der Feuerung hindert den redlichen Brauer in seinem Gewerbe 
nicht mehr als der Warenverschluß den Kaufmann, — wird in 
der Begründung des Entwurfes ausgeführt, — während er ihn 
wie die Steuerkasse gegen Benachteiligung durch minder gewissen- 
hafte Konkurrenten schützt. Wollte man den Verschluß der 
Feuerung aufgeben, so müßte dies ohne Zweifel eine viel strengere 
Beaufsichtigung der Brauereien auch in Zeiten, wo nicht gebraut 
wird, zur Folge haben. Dies wäre dem Gewerbe viel lästiger 
und hätte auch eine beträchtliche Vermelirung des Aufsichts- 
personales zur Folge, 
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Die Brauzeit, d. h. die Stundenzahl, für welche der Verschluß 
abgenommen werden soll, festzusetzen, wird von nun an dem 
Brauer selbst überlassen. Immerhin ist es nötig, führt die Be- 
gründung weiter aus, ein Maximum der Brauzeit und die Folge 
etwaiger Überschreitungen fcstzusetzen, da sonst Defraudationen 
sehr leicht Vorkommen können. Die Brauzeit kann aber, wie die 
Versuche ergeben haben, sehr verschieden sein. Die Unterschiede, 
die sich durch die Qualität des Wassers, die Art der Feuerungs- 
einrichtungen, die Qualität der Brennstoffe, durch die Einrichtung 
der Brauereien ergeben, können so erheblich sein, daß in derselben 
Zeit der eine Brauer zwei Sude fertigen kann, in der ein anderer nur 
einen fertig bringet. Im allgemeinen hat die Brauzeit fortschreitend 
abgenommen und mit den Fortschritten im (iewerbe wird sie noch 
weiter gekürzt werden. Dagegen können andererseits Braumethoden 
in Aufnahme kommen, mittelst deren durch ein zeitraubenderes 
Verfahren eine bessere Qualität Bieres hergestellt werden soll und 
die deshalb eine Erhöhung der Brauzeit verlangen. Diese ist 
somit eine veränderliche Größe, die sich nach den zeitweiligen 
Bedürfnissen des Gewerbes richten muß. Ihr Maximum läßt sich 
eben deshalb nicht durch das Gesetz bestimmen; es muß dessen 
Festsetzung der Vollzugsverordnung überlassen bleiben. Es wird 
so festgesetzt werden müssen, daß selbst da, wo die gewöhnlich 
einwirkenden Verhältnisse die ungünstigsten sind, ein Biersud ohne 
Übereilung gefertigt werden kann. Tritt gleichwohl eine Über- 
schreitung ein, und kann solche der Brauer nicht durch außer- 
gewöhnliche Ereignisse vollständig rechtfertigen, so ist gewiß 
nichts billiger und zum Schutze des redlichen Gewerbes notwendiger, 
als daß jedenfalls die Steuer für einen weiteren Sud erhoben wird, 
unbeschadet der Einschreitung, wenn bestimmtere Anzeichen einer 
Defraudation vorliegen und deshalb das geeignete Strafverfahren 
einzuleiten ist. 

Einer Defraudation macht sich derjenige schuldig, der Bier 
braut, ohne einen Brauschein gelöst und damit die Steuer ent- 
richtet zu haben, und derjenige, welcher mehr braut, als er nach 
seinem Brauschein zu brauen berechtigt ist, d. h. wer mehr Bier 
braut, als er versteuert hat. Zum Schutze der Steuerkasse und 
der redlichen Brauer, als auch, um nicht der wandelbaren Ansicht 
der Gerichte anheimzugeben, was das Gesetz außer Zweifel zu 
stellen vermag, sind vollständigere strafgesetzliche Bestimmungen 
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notwendig. Im Gesetz wird daher genau festgesetzt, in welchen 
Fällen Defraudation vorliegt. Das Strafmaß jedoch bleibt dasselbe, 
wie in der Akziseordnung von 1812 mit der durch die Verord- 
nung vom 23. Oktober 1824 eingeführten Milderung. 

Die Klagen über die mit der Kesselsteuer verbundene scharfe 
Kontrolle verstummen aber auch nach 1845 nicht. Man suchte 
ihnen durch das Gesetz vom 28. Juni 1848 abzuhelfcn, welches be- 
stimmte, daß die Steuer in Bauschsummen erhoben werden sollte. 
Die Bierbrauer einer Gemeinde sollten zu diesem Zweck einen 
Verein bilden, der mit bindender Kraft zu beschließen hätte, in 
welcher Weise die der Gemeinde, bezw. dem Verein zur Last 
fallende, nach dem Durchschnitt der letzten 5 Jahre sich be- 
rechnende Bauschsumme unter seine Mitglieder umzulegen sei. 
Diese »Steuerentrichtung in Bauschalsummen mit .Selbstverteilung 
der Pflichtigen unter Samtverbindlichkeitc war aber in sich selber 
unmöglich und wurde deshalb durch das provisorische Gesetz vom 
7. Oktober 1848 bis auf weitere gesetzliche Anordnung außer 
Wirksamkeit gesetzt. Gleichzeitig wurde aber der Versuch ge- 
macht, vom Verschluß der Feuerungen abzusehen, falls sich sämt- 
liche Bierbrauer eines Ortes »auf Ehre und Gewissen« schriftlich 
verbindlich machten, auch ohne diese Art der Kontrolle kein Bier 
ohne vorherige Anmeldung und Versteuerung brauen zu wollen. 
Allein auch dieser Versuch hat sich nicht bewährt, er ist daher 
durch das provisorische Gesetz vom 14. September 184g, zu dem 
die erste Kammer am 23. und die zweite am 26. März 1850 nach- 
träglich ihre Zustimmung gaben, wieder außer Wirkung gesetzt 
worden. Damit ist zugleich das Gesetz vom 28. Februar 1845 
wieder in volle Wirksamkeit getreten. 

Nachdem das benachbarte Württemberg die Bierbesteuerung 
durch das Malzsteuergesetz vom 8. April 1856 neu geregelt hatte, 
wurden die Klagen der badischen Brauer über die Kesselsteuer, 
die eine Zeit lang geruht hatten, wieder laut. In den 60er und 
70 er Jahren liefen fast in jedem Landtag Petitionen ein, die jeweils 
der Regierung zur Kenntnisnahme, einmal auch, 1872, empfehlend 
überwnesen wurden. Dies veranlaßte die Großh. Regierung am 
16. Januar 1884 den Landständen einen neuen Gesetzentwurf 
vorzulegen. Den Wünschen einer Anzahl Petitionen gemäß wurde 
eine Braumalzsteuer vorgeschlagen; ein Staffeltarif war nicht in 
Aussicht genommen. Die Steuer sollte 10 M. für je 100 kg un- 
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jrebrochcnen Malzes, bei der Einfuhr gebrochenen Malzes lo M. 
für je loo kg gebrochenen Malzes betragen. 

Der Entwurf fand aber wegen des hohen Steuersatzes die 
Zustimmung der Beteiligten nicht. Es erhob sich ein allgemeiner 
Pelitionssturm. 67 1 Brauereien wandten sich an die Kammer: 
2g verlangten eine Malzsteuer von 8.50 M., 129 eine progressive 
Malzsteuor mit einem niedrigsten Satz von nicht über 8 M. 
und 447 die Belassung der bestehenden Kesselsteuer. Auch die 
Kommission der zweiten Kammer konnte sich für den Entwurf 
nicht erwärmen. Der betr. Artikel wurde dahin geändert, daß 
für die ersten 300 Doppelzentner 9 M. und für den Mehrverbrauch 
IO M. erhoben werden sollten. Der Antrag der Kommisson, den 
Entwurf mit diesen Änderungen anzunehmen, wurde in der Sitzung 
vom 26. Mai 1884 bei Stimmengleichheit durch Entscheid des 
Präsidenten abgelehnt. 

In den Jahren 1884 bis 94 hat die Frage der Bierbesteuerung, 
abgesehen von einer gelegentlichen Debatte im März 1886 den 
Landtag nicht beschäftigt. Im Jahre 1894 aber wandten sich 
325 Brauereien in zwei getrennten Petitionen an die Volksver- 
tretung. Die mittleren und kleineren Brauereien baten jetzt um 
Einführung der Malzstaffelsteuer. Sie führten aus, daß seit dem 
Jahre 1884 ihre Lage sich sehr verschlechtert habe. Eine große 
Anzalil KJeinbrauer seien zugrunde gegangen, die kapitalkräftigen 
Aktienbrauereien verdrängten durch Pachtung der Wirtschaften 
und bessere Einrichtung die kleinen und somit würde ein durch 
Generationen hindurch achtbares (iewerbe der Großindustrie ge- 
opfert. Die Kommission der II. Kammer, die darüber berichtete, 
war allgemein darin einig, daß 

1 . die Malzsteuer als rationellere Be.steuerungsart der Kessel- 
steuer vmrzuziehen sei, indem sie eine größere Freiheit 
und Erleichterung im Betriebe mit sich bringe und eine 
bessere Ausnutzung des Materials zulasse; 

2. daß eine staffelweise Besteuerung zum Schutz der kleineren 
und mittleren Brauereien wohl gerechtfertigt; sei, um einen 
Ausgleich gegenüber den unleugbaren Vorteilen der 
Großbrauerei in Bezug auf eine bessere Ausnutzung des 
Materials und bessere Qualität desselben zu erzielen; 

3. daß aber die Finanzlage des Landes es nicht gestatte, 
daß durch die gewünschte Einführung der staffelweisen 
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Malzsteuer eine Verminderung der Einnahmen aus dieser 
Steuerquelle eintrete, daß vielmehr ungefähr die gleiche 
Summe wie aus der Kesselsteuer zu erzielen sei. 

Es wird weiter angeführt, daß die Zahl der badischen 
Brauereien vom Jahre 1882 bis 92 von 1542 auf 1162 gesunken 
ist. Die Frage sei ernstlich zu erwägen, um dem Wunsche der 
Klein- und Mittelbrauer, welche immerhin noch nahezu ein Drittel 
des im I^nde gebrauten Bieres repräsentieren, nach einem wirk- 
samen Schutze nachzukommen, ohne dadurch die Großbrauereien 
zu empfindlich zu belasten, und in ihrer Konkurrenzfähigkeit zu 
beeinträchtigen. Letztere, die in ihrer Mehrzahl verhältnismäßig 
junge Unternehmungen seien, ihren Absatz großenteils im Lande 
und mit ausländischer Konkurrenz schwer zu kämpfen hätten, 
dürften keinesfalls durch eine zu hohe Differenz in der Steuer 
in ihrer Existenz geschädigt werden. 

Der badische Brauerbund erklärt sich in einer Eingabe vom 
21. Mai 1894 auch dahin, daß eine staffehveise Besteuerung auf 
die Dauer nicht zu umgehen sei, ohne die wirtschaftliche Exi- 
stenz vieler zu schädigen. Er macht folgenden Vorschlag: 

1. Brauereien, mit einem jährlichen Malzverbrauch von 
weniger als 6000 Ztr. zahlen 

für die ersten 300 Ztr 4. — M. p. Ztr. 

» » nächstfolgenden 700 Ztr. . 4.50 » » » 

» » » 2000 » . 5. — » » » 

für jedes weitere Quantum . . . 5.40 » * » 

2. Brauereien, mit einem jährlichen Malzverbrauch von mehr 
als 6000 Ztr. zahlen für jeden Zentner Malz 5.40 M. 

Darnach würden 792 kleinere Brauereien (68% der Gesamt- 
zahl) den niedrigen Satz von 4 M. erhalten. Die Brauereien bis 
zu 1000 Ztr. Malz verbrauch (19%) werden für die ersten 300 Ztr. 
die Begünstigungen der Kleinbrauer genießen, für die folgenden 
700 Ztr. nur einen mäßigen Zuschlag zu zahlen haben. Auf 
diese Art wären zirka 87% aller Brauereien dem Großbetrieb 
gegenüber begünstigt. Weitere 112 Betriebe genießen für einen 
Teil ihrer Produktion die gleiche Steuerermäßigung. Die Betriebe 
über 6000 Ztr. fangen mit dem höchsten Steuersatz an, da sonst 
der Ausfall, der sich durch die Staffelsätze der ersten 3000 Ztr. 
ergeben würde, von ihnen selbst wieder aufzubringen wäre und 
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ferner, weil Brauereien mit über 6000 Ztr. Malzverbrauch in der 
Lage sind, sich alle Vorteile dos Großbetriebs anzueignen. 

Die Vorschläge des Bundes werden aber nicht gebilligt. 

Im nächsten Jahr kommt der Entwurf vom 8. November 1895 
zustande. Die Steuer soll nach ihm betragen: 

für die ersten 500 Ztr 4.60 M. p. Ztr. 

» » die.ser Menge folgenden 2500 Ztr. . 5.30 » » » 

» den Mehrverbrauch 12. — » » » 

In der Begründung wird ausgeführt: Der Gesetzentwurf 

von 1884 soll im wesentlichen beibc'halten werden, soweit es sich 
um die Besteuerungsform handelt, im übrigen ist er durch Be- 
stimmungen zu ergänzen, die geeignet sind, eine Ermäßigung 
der Steuern herbeizuführen. Die wesentlichen Bestimmungen des 
Entwurfs lassen sich dahin zusammenfassen, daß nach denselben 
die Besteuerung des zur Bierbereitung bestimmten ungebrochenen 
Malzes bei bezw. unmittelbar v-or der Schrotung, sowie bei der 
Einfuhr aus dem Ausland in gebrochenem Zustande und zwar 
nach dem Gewicht erfolgen soll; daß die Verwendung vom Malz- 
surrogaten bei der Bierbereitung ausgeschlossen und das Brechen 
des Malzes nur auf den öffentlichen Mühlen der gewerbsmäßigen 
Müller und auf den von der Steuer Verwaltung besonders bewillig- 
ten Privatmalzmühlen zulässig sein soll. Zur Vereinfachung der 
steuerlichen Kontrolle sollen auch Privatmalzmühlen mit selbst- 
tätigen Kontrollapparaten zugelassen werden, welche die Menge 
des gebrochenen Malzes nach dem Gewicht anzeigen. Was die 
wichtigste Erage, die Gestaltung des Staffeltarifes anbetrifft, so 
soll das zu erreichende Ziel darin bestehen, daß einerseits eine 
Erleichterung für die kleinen Brauereien geschaffen, dabei aber 
eine die Konkurrenzfähigkeit der Großbrauereien beeinträchtigende 
Belastung vermieden, andererseits das bisherige Erträgnis der 
Biersteuer nicht geschmälert werde. 

In den Jahren 1892 bis 1895 — stellt der Entwurf fest — 
sind die Brauereien von 1162 auf 1079, also um 83 gesunken, 
in derselben Zeit der Gesamtmalzverbrauch gestiegen um 8402 
Zentner. Der Rückgang entfällt auf diejenigen, die jährlich nicht 
mehr als 3000 Ztr. Malz verarbeitet haben. Ungefähr gleichen 
Schritt mit der Abnahme der Zahl der Brauer hält die Verminde- 
rung des Malzverbrauchs in der bezeichneten Gruppe. Dagegen 
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ist eine Zunahme sowohl der Zahl als auch des Malzverbrauchs 
bei denjenigen Brauereien zu verzeichnen, die jährlich mehr als 
3000 Ztr. Malz verarbeitet haben. Ihre Zahl ist um 2 , der Malz- 
verbrauch um 4 1 693 Ztr. gestiegen. Daraus ist zu ersehen, daß 
die Abnahme der in Betrieb befindlichen Brauereien auf die 
kleineren und mittleren entfällt, und die Produktionssteigerung 
dem Großbetrieb zugute gekommen ist. Angesichts dieser Tat- 
sachen kann nicht bezweifelt werden, daß die kleineren und 
mittleren Brauereien im Wettbewerb gegenüber den Großbrauereien 
einen schwierigen Stand haben und daß dem allseitig geäußerten 
Verlangen, es möge den ersteren durch steuerliche Maßnahmen 
Erleichterung verschafft werden, eine große Berechtigung inne 
wohnt. 

Es wird dann darauf hingewiesen, daß in Bayern und 
Württemberg durch Einführung des Staffeltarifs das gleiche Ziel 
erstrebt worden ist. In Bayern hat zwar nach der Einführung 
die Verminderung der Zahl der Kleinbetriebe nicht aufgehört, 
der Prozeß hat sich aber etwas verlangsamt. Wenn es gelingen 
sollte, ähnliche Ergebnisse wie in Ba3’ern zu erzielen, und im 
Betrieb befindliche Brauereien vor der Notwendigkeit zu bewahren, 
zur Einstellung ihres Betriebes schreiten zu müssen, so wäre das 
als ein »Gewinn für die Volkswirtschaft« zu betrachten, zu dessen 
Erstrebung die Großh. Regierung gerne die Hand bietet. 

Bei der Abgrenzung der Gruppen läßt sich eine gewisse 
Willkür nicht vermeiden, denn es fehlt im allgemeinen an aner- 
kannten Kriterien, nach denen sich die einzelnen Gruppen aus 
inneren Gründen scheiden, auch erscheint es nicht ratsam, die 
Zahl der Steuerstufen zu vermehren, da hiermit die Schwierigkeit 
wächst, einen Tarif zu konstruieren, der die Aufrechterhaltung 
des bisherigen Ertrags der Biersteuer sicher stellt. 

Nach den Beschlüssen der zweiten Kammer, die in den Ab- 
stufungen des Tarifes Änderungen vornehmen wollen, wird dann 
noch ein zweiter Gesetzentwurf ausgearbeitet , der von der 
zweiten Kammer am 20. Mai 1896 angenommen und unterm 
30. Juni 1896 zum Gesetz erhoben wird. Dasselbe bestimmt: 

Die Steuer beträgt für je 100 kg ungebrochenen oder ge- 
brochenen Malzes, die bei einem Brauereigeschäft in einem 
Kalendeijahr steuerbar werden, bei einem jährlichen Gesamt- 
malzverbrauch : 
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1 . bis zu I 500 Doppelzentner 

a) für die ersten 250 Doppelzentner 8 M. 

b) > » dieser Menge folgenden 1250 Doppel- 
zentner 10» 

2. von mehr als 1 500 Doppelzentner bis zu 5 000 

Doppelzentner 1 1 » 

3. von mehr als 5000 Dopp>elzentner 12 » 



Für diejenigen, die obergähriges Bier nur zum eigenen 
Bedarf im Haushalt bereiten und hierzu in einem Kalenderjahr 
nicht mehr als 5 Doppelzentner Malz verwenden, beträgt die 
Steuer für je 100 kg 2 M. Diesen Brauern ist untersagt, an 
nicht zum Haushalt gehörige Personen gegen Entgeld Bier 
abzugeben. 

Malzmengen unter i kg bleiben außer Berechnung. Die 
Steuer wird vom Nettogewicht des Malzes erhoben. Für Malz 
in Säcken kommt als Tara 2 °jo des Bruttogewichts in Abzug. 

Wenn nun auch die Einführung der Staffelsteuer an Stelle 
der Kesselsteuer allgemein begrüßt worden war, so wurde doch 
der neue Tarif ebenfalls bald Gegenstand von Klagen, die 
namentlich aus den Kreisen der kleineren Mittelbrauer laut 
wurden. Die Staffelung hat nämlich — wie der Bericht der 
Kommission der zweiten Kammer für den Gesetzentwurf, die Ab- 
änderung des Biersteuergesetzes betreffend bemerkt — , die miß- 
liche Folge, daß bei Verbrauch des 1501. Doppelzentners Malz 
2000 M. und bei Verbrauch des 5001. Doppelzentners 5000 M. 
auf einmal besonders zu entrichten sind, was sich besonders bei 
den Brauern, deren Verbrauch sich um 1500 Doppelzentner 
bewegt, unangenehm fühlbar macht. 

Das Finanzministerium trat daher bereits im Sommer 1901 
der Frage einer Abhilfe näher, ging aber davon aus, daß, wenn 
eine gesetzliche Änderung des Tarifs vorgenommen würde, nicht 
nur der Sprung bei Verbrauch des 1501. Doppelzentners beseitigt 
werden dürfe, sondern daß dann eine durchgängige Revision des 
Tarifs mit Beseitigung auch des weiteren Sprungs angestrebt 
werden müsse. Angesichts des Rückgangs im Ertrag der 
Biersteuer und der allgemeinen Finanzlage glaubte aber die 
(iroßh. Regierung mit einer Gesetzesvorlage noch warten zu 
sollen. Den gleichen Standpunkt nahm die Regierung gegen- 
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Über einer Petition der kleineren Mittelbrauer ein, die dem 
Landtag 1901/02 vorgelegt wurde, und durch Einlegung einer 
weiteren Staffel, den bei 1501 Doppelzentner eintretenden 
Sprung bis zu einem Verbrauch von 2501 Doppelzentner 
hinaufschieben wollte. In der Petition war unter anderem aus- 
geführt, daß die Nachzahlung des erhöhten Steuersatzes für die 
ersten 1500 Doppelzentner so hart von den davon betroffenen 
Brauereien empfunden wird, daß es die meisten derselben vor- 
zögen, ihren Betrieb einzuschränken, d. h. einen Teil ihrer Kund- 
schaft aufzugeben oder Bier von anderen Brauereien zu kaufen. 
Die größere Mehrzahl dieser Brauereien habe sich genötigt 
gesehen, Eismaschinen anzuschaffen; liierdurch hätten sich die 
Anlagekapitalien bedeutend erhöht, während die Einrichtungen 
im Falle oben genannter Betriebseinschränkungen nicht voll aus- 
genutzt werden konnten. — Die Regierung konnte sich den in 
der Petition dargelegten Gründen nicht verschließen und sagte 
eine Revision des Tarifs zu. 

Der Entwurf von 1904 will das Versprechen der Regierung 
einlösen. Eine Einbuße der Stadtkasse soll bei der mißlichen 
Finanzlage vermieden werden. Die Regierung schlägt daher 



vor, es sollen erhoben werden: 

für die ersten 250 Doppelzentner 8 M. 

» » folgenden 1250 > 10 » 

» » » 1500 > II » 

» » » 2000 » 12» 

» » » Doppelzentner 13 » 



Die .Staffelung ist somit in der Weise durchgeführt, daß die 
höheren Stufen immer an den ermäßigten Steuersätzen der 
unteren teilnehmen; dadurch fallen die Sprünge weg. Nach 
Bekanntwerden des Entwurfs kamen verschiedene Petitionen ein, 
die sich teils zustimmend, teils ablehnend aussprachen. Die Petition 
der 15 größten Brauereien meint, der Entwurf schraube den 
Tarif in einer Weise hinauf, die einer Strafe für die Entwicklung 
dieser Betriebe nicht unähnlich sähe. Man könne damit ein- 
verstanden sein, daß die Brauereien bis 5000 Doppelzentner an 
den unteren Staffeln teilnehmen. Dagegen sei es nicht nötig, 
die Brauereien, die über 5000 Zentner jährlich verschroten, an 
der Staffelung teilnehmen zu lassen, denn dadurch würde einer 
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Anzahl größerer Brauereien eine Vergünstigung eingeräumt zum 
Nachteil anderer, gleich konkurrenzfähiger Geschäfte. Der neue 
Tarif enthalte für 63 mittlere Brauereien eine Vergünstigung von 
rund 132000 M., während 15 Großbrauereien um 104000 M. 
weitere Steuern belastet würden. Diese 63 Brauereien könnten 
nun ihr Bier billiger abgeben und die (iroßen zwingen, ein 
gleiches zu tun. Die kleineren Brauereien würden dabei aber 
erst recht Schaden nehmen. Ein Änderungsvorschlag schließt 
sich den Ausführungen an. 

Im Gegensatz hierzu sucht eine Petition der »größeren 
Mittelbrauer aus dem Handelskammerbezirk Heidelberg — Eber- 
bach c darzulegen: Gerade die mittleren Brauereien seien durch 
die sich immer mehr fühlbar machende Konkurrenz der Groß- 
brauereien sehr bedrängt und müßten deshalb mehr geschützt 
werden ; andererseits sei eine mäßige Mehrbelastung für diese nicht 
so schädlich, da sie mancherlei Vorteile, namentlich den der 
billigeren Produktion hätten. Es sei eine Übertreibung, wenn 
die Großbrauereien behaupteten, daß die Vorlage die badische 
Brauindustrie gegenüber den Nachbarländern konkurrenzunfähig 
mache. 

Ähnliche Ansichten vertritt eine Petition des »Verbandes 
oberbadischer Brauereien «. 

Zustimmend verhält sich ferner eine Eingabe der »größeren 
Mittclbrauer des Handelskammerbezirks Mannheim«. 

Gegen den Regierungsentwurf, soweit er eine Mehrbelastung 
des Großbetriebs mit sich bringt, wendet sich die Petition der 
Handelskammer für die Kreise Karlsruhe und Baden. Sie zieht 
zuiti Vergleich die Besteuerung der Nachbarländer heran : die 
15 Großbrauereien mit einem Malzvcrbrauch von 10000 Doppel- 
zentnern haben im Jahre 1902 an Bierstcuer bezahlt 3065772 M. 
Bei gleichem Malzverbrauch hätten sie zu bezahlen gehabt in 
Württemberg 3020996 M. (44776 M. weniger), in Bayern 
2 954 550 M. (1 1 1 222 M. weniger), im Brausteuergebiet 1 02 1 924 M. 
(2043848 M. weniger); ein erfolgreicher Wettbewerb in über- 
seeischen Gebieten sei daher ausgeschlossen. Ein Vorschlag, der 
von dem der Großbrauereien etwas abweicht, schließt sich an. 

Gegenüber der Petition der 15 Großbrauereien äußert sich 
die Regierung folgendermaßen : Die cingereichte Petition der 
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Großbrauer geht von der Ansicht aus, als ob es sich bei dem 
vorgelegten Gesetzentwurf lediglich um die von den kleineren 
Mittelbrauern erstrebte Erleichterung handle. Das ist aber nicht 
der Fall, sondern es handelt sich ebenso um die Einführung 
eines Staffeltarifs für sämtliche Brauer. Der Grundgedanke bei 
Einführung des Biersteuergesetzentwurfs 1895/96 war hinsichtlich 
des Tarifs die Einführung eines Staffeltarifs, bei welchem die 
steuerliche Belastung, die auf einen Doppelzentner Malz durch- 
schnittlich entfällt, mit der Ausdehnung der Produktion zunimmt. 
Das Gesetz vom 30. Juni 1896 hat allerdings diesem Gedanken 
nicht durchgängig entsprochen; es wurde vielmehr im Wege 
eines Kompromisses ein Staffeltarif nur für die Brauer mit 
einem Malzverbrauch bis zu 1500 Doppelzentner eingeführt, 
während man für die größeren Brauer einheitliche Sätze von 
1 1 M. und 1 2 M. festsetzte. Das Finanzministerum hat diese 
Regelung von vornherein nur als ein Provisorium angesehen. 
Der in der Petition geltend gemachte Gesichtspunkt, daß die 
Brauer mit einem Malzverbrauch von 5000 bis 10000 Doppel- 
zentner gleich konkurrenzfähig wären wie die größten Brauer, 
kann nicht als zutreffend erachtet werden. Die verschiedene 
Rentabilität der Aktiengesellschaften der beiden Gruppen beweist 
dies. Die Behauptung der Petenten, daß sie gegenüber den 
Nachbarländern konkurrenzunfähig würden, ist sicher übertrieben. 
Würde der vorgeschlagene Tarif schon im Geschäftsjahr 1901/02 
in Kraft gewesen sein und würden die Aktiengesellschaften das 
Mehr von Steuern am Reingewinn abgeschrieben haben, so 
würde (unter Berücksichtigung der erhöhten Rückvergütung für 
ausgeführtes Bier) die Dividende einer Brauerei von 8 °/o auf 
7,12 “/o, bei einer andern von 1 1 °/o auf io,i6°/o sich vermindert 
haben. Bei allen übrigen Gesellschaften hätte die Minderung 
’/i'/o nicht erreicht. 

Der Entwurf der Regierung wird, nachdem sich auch der 
Landtag eingehend mit der Vorlage beschäftigt hatte, Gesetz. 
Neben den bereits angeführten Änderungen des Tarifes wird 
noch Artikel 6 des § i geändert, der folgende Fassung bekommt: 
Zur Bierbereitung darf außer Hopfen, Hefe und Wasser nur Malz 
verwendet werden. Bel Erzeugfung von untergährigem Bier ist 
die Verwendung von Malz auf Gerstenmalz beschränkt. — Die 
neuen Tarifsätze traten mit dem i. Januar 1905 in Kraft. 
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Die städtische Riersteuer. 

Das Wort »Oktroi« bezeichnet in den älteren Urkunden 
nicht nur die eigentliche Verbrauchssteuer, sondern Abgaben jeg- 
licher Art, insbesondere alle indirekten Abgaben. An diesen 
waren der Stadt Karlsruhe schon 1722 eine größere Zahl und 
zwar auf bestimmte Zeit mit der ausgesprochenen Absicht ver- 
liehen worden, durch sie die Existenz des jungen (jemeinwesens 
zu festigen und dessen Weiterentwicklung zu fördern. Ein Res- 
kript vom 12. Juni 1752 verlängerte diese um jene Zeit größten- 
teils abgelaufenen Verwilligungen. 

Nachdem infolge der Neuregelung des staatlichen Zoll- und 
Steuerwesens, bes<3nders infolge der I,andzollordnung vom 
2. Februar 1812, welche den Handelsverkehr im Innern des 
Landes für zollfrei erklärte, und infolge der Akziseordnung vom 
4. Januar 1812, wonach neben der .staatlichen Akzise auf die von 
dieser ergriffenen Gegenstände eine weitere Akzise durch Städte, 
Korporationen etc. nicht mehr gelegt werden durfte, von den 
bisherigen Einnahmequellen mehrere versiegt waren, geriet die 
beinahe gänzlich gemarkungs- und vermögenslose und durch 
Kriegsschulden schwer belastete Stadt in harte Bedrängnis. 

Direkte Umlagen wurden damals für den allgemeinen Ge- 
meindeaufwand nicht erhoben, sondern nur in der Form von ge- 
trennt verrechneten und in besondere Kassen fließenden Zw’eck- 
steuern für bestimmte Gemeindeaufgaben, nach deren Erfüllung 
die Umlage wegfiel. Neben diesen direkten Zwecksteuern hielt 
der Magistrat die Erhebung von Umlagen für die allgemeinen 
Gemeindebedürfnisse für untunlich und beantragte 1813 bei der 
Staatsbehörde die Genehmigung zur Auflegung verschiedener 
indirekter Abgaben; auch ein Oktroi auf Bier wurde vorge- 
schlagen. Diese Anträge erhielten jedoch die staatliche Genehmi- 
gung nicht, vielmehr dauern die Klagen der Gemeindebehörde 
über unzureichende Einnahmequellen der Stadtkasse in den folgen- 
den Jaliren fort. 

Im Jahr 1820 beschwert sich der Stadtrat abermals über 
das unzureichende Einkommen der Stadt, die nicht mehr imstande 
sei, den zur Wahrung des Ansehens der Residenz erforderlichen 
Aufwand zu machen. Aus einem Ausgaben- und Einnahmenetat 
dieses Jahres ergibt sich, daß die Einnahmen um mehr als die 



Digitized by Google 




Die Stcuerverhältnisse. 



65 



Hälfte hinter den unabwendbaren Ausgaben zurückgeblieben 
waren. Zur Beseitigung dieser Finanznot arbeitete der Stadtrat 
nochmals Vorschläge zur Einführung eines Oktrois aus und ließ 
sich dabei von dem Grrundsatz leiten, daß die Betroffenen nicht 
zu schwer zu belasten, daß die Abgaben leicht und sicher zu 
erheben seien, nicht auf zu viele Gegenstände ausgedehnt, nicht 
mit großen Administrationskosten und gehässigen Vexationen 
verbunden seien und alle Einwohnerklassen gleichmäßig träfen. 
In mehreren Versammlungen, die wegen dieser Angelegenheit 
abgehalten wurden, scheint es sehr stürmisch hergegangen zu 
sein, da sich aus den Kreisen der durch die Steuervorlagen Be- 
troffenen lebhafter Widerspruch geltend machte. 

Indeß wurden jetzt durch Staatsministerialentschließung vom 
7. Dezember 1820 die Anträge des Stadtrats, mit Ausnahme des 
auf eine Abgabe auf Branntwein gerichteten genehmigt und 
damit der Grund zu den jetzt noch bestehenden Verbrauchs- 
steuern gelegt. Auf Defraudationen wurde die Strafe des Vier- 
fachen, in Wiederholungsfällen des achtfachen Betrages der 
hinterzogenen Summe gesetzt. Bald zeigte sich jedoch die Not- 
wendigkeit, abgesehen von den Strafen, besondere Maßregeln 
gegen Defraudationen zu treffen; es wurde den Denunzianten die 
Hälfte der Strafe als Belohnung in Aussicht gestellt und einige 
Vorsichtsmaßregeln an den Erhebungsstellen getroffen Aber 
auch diese konnten es nicht verhindern, daß schon 1826 darauf 
Bedacht genommen werden mußte, der Stadtkasse neue Eingangs- 
quellen zu eröffnen. Eine zur Regelung des städtischen Schulden- 
und Kassenwesens niedergesetzte Kommission befürwortete die 
Einführung eines weiteren Oktrois, dessen Erwirkung 1827 bei 
der Stadtdirektion mit dem Bemerken in Erinnerung gebracht 
wurde, daß das städtische Schulwesen immer noch nicht geordnet 
sei und auch sonst der Stadtrat »nur schüchtern auf die Ausgaben 
eingehen könne«. Im Jahr 1829 erfolgte denn auch die Staats- 
genehmigung zur Erhebung eines weiteren Oktrois, vorerst auf 
drei Jahre. Von Fleisch und Wein sollte Oktroi errichtet werden; 
bei letzterem war das Oktroi ein Zuschlag zu dem staatlichen 
Umgeld und kam daher nur von dem bei Wirten eingekellerten 
Wein zur Erhebung. Das Bier blieb noch von der Besteuerung frei. 
, Im Jahre 1832 beantragte der Stadtrat die Verlängerung des 
Oktrois, indem er die Notwendigkeit mit der Schuldenlast be- 

GQtermana, Karlsruher Brauintlustrie. e 
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gründete. Diesem Antrag wurde im folgenden Jahre auch ent- 
sprochen, die Bewilligung aber nur auf kurze Zeit erteilt und dem 
Stadtrat aufgegeben, über die stets strittige Art der Besteuerung 
den großen Bürgerausschuß zu hören, der zufolge der neuen 
(jemeindegesetzgebung zu damaliger Zeit zu bilden war. Dieser 
kehrte aber nach anfänglichen Änderungen zu dem alten Oktroi 
zurück. Es erfolgten nun weitere Verlängerungen für die Jahre 
1835 bis 1836. Das Finanzministerium, welches das Oktroi 
überhaupt als eine nicht zu begünstigende Einrichtung ansah, 
genehmigte nur unwesentliche, Änderungen. Es erfolgten im 
weiteren Verlauf Verlängerungen im Jahre 1843 auf drei Jahre, 
sodann abermals bis 184g. 

Im Jahre 1848 hatte das Ministerium angeordnet, in ein(>r 
gemeinsamen Beratung des Stadtamts, Polizeiamts, Amtsrevdsorats 
und der Gemeindebehörde in Erwägung zu ziehen, ob nicht 
durch Erhöhung der direkten Gemeindesteuern, sodann durch 
Einführung einer Abgabe von Branntwein und von anderen, 
nicht zu den notwendigsten Lebensbedürfnissen gehörigen Ver- 
brauchsgegenständen . eine Beseitigung oder doch namhafte 
\^erminderung der Abgaben auf notwendige Untcrhaltsmittel, 
wie Mehl, Fleisch und Holz, ausführbar sei. Diese Anordnung 
gab den Gemeindekollegien Veranlassung, eine systematische 
Regelung der indirekten städtischen Abgaben anzustreben. Es 
war dies nicht leicht durchzuführen, da in der bisherigen Aus- 
führung der von der Regierung verliehenen Berechtigungen eine 
große Unordnung und Willkür eingerissen war, da außer den 
staatlich bewilligten noch von allen möglichen sonstigen Gegen- 
ständen Standgeld erhoben wurde, und diese Abgaben die Natur 
eines lokalen Schutzzolles angenommen hatten. Die wider- 
sprechendsten Verfügungen waren im I.aufe der Zeit von den 
wechselnden Gemeindebehörden getroffen worden und so wenig 
war eine einheitliche I-eitung der Abgabeerhebung vorhanden, 
daß sich, worüber vielfach geklagt wurde, an den verschiedenen 
Stadttoren je nach der wirtschaftlichen und rechtlichen Auffassung 
der Torwarte verschiedene Besteuerungsgrundsätze die Geltung 
von Gewohnheitsrecht zu verschaffen gewußt hatten. Der Bür- 
gerausschuß beantragte jetzt, das Weinoktroi auch auf den von 
Privaten bezogenen Wein auszudehnen, den Branntwein mit Oktroi 
zu belegen, ebenso alle von auswärts eingebrachten Erzeugnisse, 
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besonders das von auswärts eingebrachte Bier mit 15 bis 20 Kr. 
von der Ohm zu be.steuern. Aber die Regierung, die den in- 
direkten Abgaben abhold war, trat diesen Vorschlägen nicht bei; 
interessant ist, daß die vorgeschlagene Branntweinabgabe als 
unzweckmäßig bezeichnet wird, weil sie im A''erhältnis zu der 
damit verbundenen Belästigung des Handels zu wenig einbringe 
und zudem auch der mäßige Genuß von Branntwein für den 
Armen oft das einzige Labsal bei harter Arbeit bilde, Trunken- 
bolde dagegen durch die vorgeschlagene Steuer von i Kr. auf 
die Maß sich vom Branntweintrinken doch nicht abhalten ließen. 
Hingegen wird die Ausdehnung des Weinoktrois auf den Wein- 
bezug der Privaten empfohlen, ebenso das Oktroi von eingebrach- 
tem Bier, allerdings nur mit 10 Kr. von der Ohm. Im Jahr 1849 
erfolgte die staatliche Genehmigung zur Weitererhebung der 
\’erbrauchssteuern für drei Jahre. Das Oktroi von eingeführtem 
Bier mit 10 Kr. von der Ohm wurde bewilligt, jedoch nur unter 
der Bedingung, daß von dem einheimischen Bier dieselbe Abgabe 
erhoben werde. Verlängerungen des Oktrois erfolgten in den 
Jahren 1852, 1855, 1860, ferner 1861, 1862, 1865; weiterhin 
erfolgten Verlängerungen 1872, dann 1874 — wobei die Mark- 
rechnung in dem Tarif eingeführt wurde — und die letzten 
1875, 1878 und 187g. 

In letzterem Jahre erfuhr das Verbrauchssteuerwesen durch 
das Gesetz vom 6. Februar eine wesentliche Umgestaltung. 
Darnach ist nicht mehr erforderlich, daß die Verbrauchssteuern 
zu einem bestimmten Zweck verwendet werden, dessen Notwendig- 
keit nachzuweisen ist, sondern sie bilden einen Teil des Gemeinde- 
einkommens und können zu tdlen Auslagen verwendet werden, 
welche die Gemeinde machen darf. Beibehalten wurde die ^^or- 
schrift, daß die Steuern nur auf bestimmte Zeit bewilligt werden 
dürfen. Während ferner bisher nichts über Rückvergütungen 
bestimmt war, sagt das Gesetz, daß bei Ausfuhr Rückvergütung 
verlangt werden könne. 

Für Karlsruhe wird nun eine neue Verbrauchssteuerordnung 
und ein neuer Verbrauchssteuertarif notwendig. In dem Entwurf 
brachte die neue Verbrauchssteuerordnung wenig Neues, auch die 
vorgeschlagenen Sätze des Tarifs überschritten nicht wesentlich die 
seither bestehenden Abgaben mit alleiniger Ausnahme des Bicrc-s 
Die Art seiner Besteuerung steht von nun an als wichtigste und 
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vielumstrittene Frage im Vordergrund. Nach dem Entwurf sollte 
die Abgabe auf Bier von 1 2 Pf. auf 45 Pf. erhöht werden. Ein Be- 
richt der Majorität des Stadtrates führt aus : es sei zwar bedauer- 
lich, wenn ein Genußmittel wie Bier, das seit einer Reihe von 
Jahren zum Lieblingsgetränk des Publikums geworden ist und 
das in unserer Stadt ganz hervorragend in Menge und Qua- 
lität produziert wird, eine Erhöhung in der Besteuerung von 375% 
erfahren soll. Es sind aber gewichtige Gründe, welche die Ma- 
jorität zu diesem Vorschlag bestimmt. Von badischen Städten er- 
heben auf Bier: Baden 20 Pf., Mannheim 1 2 Pf,, Freiburg 35 Pf., 
Konstanz 44 Pf., Rastatt 22 ‘/j Pf., Pforzheim 40 Pf. Unter 
den badischen Städten ist der vorgeschlagene Satz von 45 Pf. 
der höchste, dagegen erheben z. B, bayerische Städte etwa den 
dreifachen Betrag. Wenn man in Betracht zieht, daß Bier kein 
absolut notwendiges Genußmittel ist, die seitherige Besteuerung 
offenbar sehr niedrig war und aus einer Zeit stammt, wo der 
Schoppen Bier noch für i‘ 'i Kr. ausgeschenkt wurde, während 
der heutige Schankpreis für Bier pro IJter 28 Pf., für fremdes 
Bier sogar 40 bis 48 Pf. ist, so wäre die Erhöhung gegen früher 
nicht einmal die doppelte. Gegen die Bedenken, daß die für 
Rechnung der Kommunen erhobenen Abgaben für Bier 2o“/o 
der für die Staatssteuern erhobenen Sätze nicht überschreiten 
sollen, und daß daher der höchst zulässige Satz für Bier nur 
40,3 Pf. pro Hektoliter Kesselinhalt sei und deshalb nur ein Satz 
von 40 Pf. empfohlen werden könne, wird geltend gemacht, 
daß das in Baden angenommene Reduktionsverhältnis zwischen 
Kesselinhalt und fertigem Bier anfechtbar sei. Für eingeführtes 
Bier wird eine Abgabe von 60 Pf. pro Hektoliter vorgeschlagen; 
eine Steigerung ist damit nicht beabsichtigt, indem das seitherige 
Verhältnis von 12:20 beibehalten ist. 

Die Minderheit des Stadtrates will dagegen nicht die Ver- 
brauchssteuern, sondern die direkten Umlagen erhöhen. Die 
alten .Sätze der Biersteuer von 12 bezw. 20 Pf. wollen sie bei- 
behalten; indes wurde, um der Mehrheit entgegenzukommen, der 
V'orschlag gemacht, 24 bezw. 33 Pf. pro Hektoliter zu fordern. 
.Sie maclien geltend, der vorgeschlagene Satz von 45 Pf. sei ein so 
hoher, daß er den nach den Zollvereinsverträgen zulässigen höch- 
sten Betrag einer städtischen Verbrauchsabgabe von Bier (65 Pf. 
vom Hektoliter fertigen Bieres) ungefähr erreicht, vielleicht sogar 
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übersttigt. Eine weitergehende Erhöhung des Oktroisatzes für 
Bier würde demnach für alle Zukunft ausgeschlossen sein und 
damit gerade derjenige Gegenstand, der in erster Reihe geeignet ist, 
einen höheren Betrag abwerfen zu können, schon jetzt bis zu der 
äußersten gesetzlich zulässigen Grenze in Anspruch genommen 
werden. 

In der Versammlung vom 14. Februar 1880 gab der Bürger- 
ausschuß dem vom Stadtrat entworfenen Verbrauchssteuertarif 
mit allen gegen 9 Stimmen und einer vom Stadtrat entworfenen 
Verbrauchssteuerordnung einstimmig seine Zustimmung. Durch 
Bericht vom 17. Februar d. J. suchte der Stadtrat bei der Staats- 
behörde um die Genehmigung de» Bürgerausschußbeschlusses nach. 
Diese Genehmigung wurde jedoch ausweislich des Erlasses des 
Großh. Ministeriums des Innern vom 28 Mai nur in sehr be- 
schränkter Weise erteilt. Während die Ergänzung des Tarifs, 
soweit sie von untergeordneter Bedeutung war, genehmigt wurde, 
wird eine Erhöhung der Biersteuer abgelehnt. Da aber der 
Stadtrat sich von der Notwendigkeit der vom Großh. Ministerium 
des Innern verfügten Beschränkung nicht hat überzeugen können, 
dagegen immer noch eine Erweiterung der indirekten Gemeinde- 
einkünfte für ein dringendes Bedürfnis der Stadt hält, so beschließt 
er, in dieser Angelegenheit beim Ministerium nochmals vorstellig 
zu werden, ev. den Rekurs an das Staatsministerium zu ergreifen. 
Er kann die Überzeugfung nicht gewinnen, daß nach badischem 
Recht den Verbrauchssteuern die Natur einer bloß außerordent- 
lichen, gewissermaßen nur im Falle äußerster Not zu eröffnenden 
Einnahmequelle innewohne und anderseits vermag er die steuer- 
lichen Verhältnisse der Stadt nicht in so günstigem Lichte zu 
erblicken, wie das Großh. Ministerium. Er versucht daher noch- 
mals den Nachweis zu führen, daß eine erhebliche Steigerung 
der städtischen Umlagen notwendig eintreten müsse. Indes 
dringt die Stadt auch jetzt mit ihren Forderungen nicht durch. 
In der durch Staatsministerialentschließung vom 4. Dezember 1 880 
genehmigten Form wird die Biersteuer in dem Tarif auf 25 Pf. 
vom Hektoliter Kesselinhalt für in Karlsruhe gebrautes und auf 
40 Pf. vom Hektoliter eingeführten Bieres festgesetzt. Wesent- 
liche Bestimmungen sind ferner: die Verbrauchssteuer von Bier, 
welches auf städtischer Gemarkung gebraut wird, wird zugleich 
mit der staatlichen Biersteuer unter Anwendung der für diese 
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geltenden Grundsätze erhoben. Bei handelsmäßiger Ausfuhr hier 
gebrauten Bieres beträgt die Rückvergütung 33 Pf. vom Hekto- 
liter. Wird Bier in ungeaichten Flaschen ausgeführt, so wird 
jede Plasche als */i Liter haltend gerechnet und jede ' , Flasche 
als '.'4 Liter haltend. Die Verbrauchssteuerordnung und der Tarif 
sollten Gültigkeit haben vom i. Januar 1881 bis i. Januar 1887. 

Im Jahre 1886 beantragt der Stadtrat die Verlängerung 
des Tarifes auf 10 Jahr«; mit der Begründung, daß nadi mensch- 
lichem Ermessen in dieser Frist Verhältnisse, welche eine Auf- 
hebung oder Minderung der fraglichen Abgaben zulassen, kaum 
eintreten können. Dem wird aber nicht entsprochen, denn durch 
Erlaß des Ministeriums des Innern vom 1. Februar 1887 wird d«T 
Tarif, nur bis zum i. Januar 1893 gültig. festgesetzL In diesem 
Jahre wird bescheidenerweise nur um eine Verlängerung auf 
weitere 6 Jahre nachg«‘sucht, die auch genehmigt wird. 

Da am i. Januar 1897 das neue Biersteuergesetz in Kraft 
trat, wurde auch eine neue V’erbrauchssteuerordnung nötig. Ins- 
besondere mußte die städtische Biersteuer geändert werden, da 
sie — wie der Entwurf zu der neuen V'erbrauchssteuerordnung 
ausführt — ihrer ganzer Entwicklung nach auf der staatlichen 
Biersteuergesetzgebung beruht. Nachdem der Staat das bisherige 
System d«*r K«s»selsteuer durch die Braumalzsteuer ersetzt hat, 
ist es auch für die .Stadt das angemessenste, zu dieser Form der 
Bierbesteuerung überzugehen, nicht nur, weil dieser Steuerform 
allgemein der Vorzug vor der bisherigen zuerkannt wird, sondern 
auch, weil dadurch allein die bisherige sehr zweckmäßige Ein- 
richtung der Erhebung der städtischen Steuer gleichzeitig mit der 
Staat.ssteuer durch die staatlichen Organe beibehalten werden kann. 

Die Verschiedenheit der Steuersätze beruht auf dem Be- 
streben, die kleineren Brauereien in ihrer Existenz zu schützen 
und auf dem Gedanken, daß die kleinen wegen ihrer t«x;hnisch 
minder vollkommenen Betriebseinrichtungen einen größeren Malz- 
aufwand machen müssen als die Großbrauereien. Es erscheint 
angemessen, diesen Erwägungen auch bei Einrichtung der städti- 
schen Biersteuer sich anzuschließen und somit diese der staatlichen 
.Steuer auch hinsichtlich der Staffelung anzupassen, zumal da in 
Karlsruhe neben den Großbrauereien mehrere Brauereien sich 
befinden, auf welche die Voraussetzungen für die Anwendung 
der Steuersätze von 8, 10 und ii M. zutreffen. Der Entwurf 
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geht weiterhin davon aus, daß die Steuersätze der Gemeinde- 
steuer unter sich in gleichem Verhältnis stehen sollen wie die 
Staatssteuersätze, nämlich im Verhältnis von 8:10:11:12. 

Dabei wäre es das Nächstliegende gewesen, auch das 
bisherige Verhältnis zwischen dem Staatssteuersatze und dem 
Gemeindesteyersatze beizubehalten, wonach die Stadtgemeinde 
\!s der Staatssteuer von dem hier gebrauten Bier erhoben hat 
(der Staat 2 M., die Gemeinde 0,25 M. von 1 hl Kesselinhalt). 
Die Folge davon wäre aber eine nicht unerhebliche Steigerung 
des Gesamtsteucrerträgnisses auf Kosten der Großbrauereien. Die 
staatlichen Steuersätze beruhen nämlich zwar auf der Absicht, 
das bisherige Gesamterträgnis für das ganze Land aufrecht zu 
erhalten, indem lediglich der durch die Entlastung der kleinen 
Mittelbrauer bewirkte Ausfall durch die höheren Steuersätze für 
die Großbrauereien eingebracht werden soll. Mag nun dieses 
Ergebnis für die staatliche Besteuerung auf Grund des für das 
ganze Land geltenden Verhältnisses zwischen Groß- und Klein- 
brauereien zutreffen, so ist dagegen für die Stadt Karlsruhe dieses 
Verhältnis insofern ein wesentlich anderes, weil hier 8 Groß- 
brauereien, nur eine mittlere und drei kleine Brauereien 
gegenüberstehen. Die Mehrbelastung der Großbrauereien nach 
Maßgabe der Staatssteuersätze wirkt also hier stärker als die 
Entlastung der kleinen und mittleren Brauer. 

Der Stadtrat ist nun der Meinung, daß zur Steigerung des 
Steuererträgnisses vom Bier für die .Stadt kein Anlaß vorliegt. Die 
dementsprechenden Vorschläge wurden angenommen. Die Ver- 
brauchsstcuerordnung vom 30. November 1896 bestimmt darnach: 

Die Verbrauchssteuer vom Bier, welches auf städtischer 
Gemarkung gebraut wird, ist zugleich mit der staatlichen Malz- 
steuer unter Anwendung der für diese geltenden Grundsätze zu 
erheben. 

Die Verbrauchssteuer beträgt für je 100 kg Malz bei einem 
jährlichen Malzverbrauch 

1. bis zu 1500 Doppelzentner: 

a) für die ersten 250 0.88 M. 

b) für die dieser Menge folgenden 1250 

Doppelzentner i.io » 

2. von mehr als 1 500 bis 5000 Doppelzentner i .2 1 » 

3. von mehr als 5000 Doppelzentner . . 1.32 » 
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Die städtischen Malzsteuersätze belaufen sich demnach 
auf 1 1 °/o der staatlichen. Entsprechend werden die Rückver- 
gütungssätze wie bisher auf 23% der staatlichen Sätze fest- 
gelegt. 

Durch Gesetz vom 4. August 1894 wurde die zeitliche 
Beschränkung für die Bewilligung der X^erbrauchssteuern auf- 
gehoben. Der Stadtrat ergriff gern die Gelegenheit, von der 
bisherigen Gepflogenheit, die \''erbrauchssteuern alle 6 Jahre zu 
prüfen, in Zukunft abzusehen. 

Als durch Gesetz vom i. Januar 1905 das frühere Biersteuer- 
gesetz von 30. Juni 1896 aufgehoben wurde, wollte der Stadtrat 
eine Änderung der Verbrauchssteuerordnung nicht vornehmen 
und abwarten, ob sich etwa später ein Bedürfnis dafür heraus- 
stellen würde. Das Ministerium war aber der Ansicht, daß eine 
Änderung des Gesetzes auch eine Änderung des Biersteuertarifs 
der Gemeinde bedinge. Ein Bescheid des Ministeriums des 
Innern vom 27. Oktober 1904 be.sagt: Wenn die bisherige 

Staffelung der örtlichen Biersteuer in Karlsruhe beibehalten würde, 
würde der Zweck der erfolgten Änderung des Biersteuergesetzes, 
Härten, welche bei der bisherigen Staffelung zutage traten, zu 
beseitigen, sowie eine Entlastung der Klein- und Mittelbrauer 
herbeizuführen, im Hinblick auf die Bedeutung der örtlichen Ver- 
brauchssteuer nicht im vollen Umfang erreicht. 

Auch wäre es sehr mißlich, wenn die Steuereinnehmereien 
künftig verschiedene Biersteuertarife nebeneinander zur Anwen- 
dung zu bringen hätten; es würde dies voraussichtlich zu Kompli- 
kationen führen und unter Umständen die Frage nahe legen, ob 
nicht künftig die Erhebung der Verbrauchssteuer von Bier durch 
die Steuereinnehmereien abzulehnen sei. Namentlich würde sich 
sehr störend bemerklich machen, daß, während bei der Staats- 
steuer die niedrigeren Steuersätze der Unterstufen auch bei den, 
den höheren Steuerklassen ungehörigen Brauern, für die in die 
Unterstufen fallenden Hektoliter zur Anwendung kommen, dies 
bei der Gemeindebesteuerung nicht der Fall wäre. 

Entsprechend dem Höchstsätze der Staatssteuer von 13 M. 
soll unter Beibehaltung der 4 unteren Stufen ein neuer Satz von 
1.43 M. hinzugefügt werden. Die Rückvergütungen sind ent- 
sprechend zu ändern. 
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Die diesbezüglichen, gegenwärtig geltenden Paragraphen 
der Verbrauchssteuerordnung mit Wirkung vom i. Januar 1905 
erhielten daher folgende Fassung; 

Die Verbrauchssteuer beträgt für jeden Doppelzentner Malz, 
der in einem Brauereigeschäft in einem Kalendeijahr steuerbar 
wird: 



I. 


für 


die 


ersten 250 Doppelzentner . . 


00 

00 

d 


M. 


2. 




> 


folgenden 1250 Doppelzentner 


. . I.IO 


» 


3 - 


■» 


» 


» I 500 » 


. . 1.21 




4 - 






» 2000 » 


. . 1.32 


» 


5 - 


» 


alle 


» Doppelzentner . . 


• • *43 


» 



Bei handolsmäßiger Ausfuhr hier gebrauten Bieres beträgt 
die Rückvergütung für den Hektoliter, wenn das Malz staatlich 



versteuert worden ist; 

mit 13 M 30 Pf. 

» 12 » 28 » 

in allen anderen Fällen 25 » 



Die Rückvergütung wird zunächst nach dem niedersten 
Satze gewährt; erst am Jahresschluß wird nach Maßgabe der 
V'orschriften für die staatliche Besteuerung deren Berechnung 
nach dem Malzverbrauch vorgenommen und Nach\'ergütung des 
zu wenig entrichteten Betrags geleistet. 



5. Die Kartelle. 

Die letzte Erhöhung der Biersteuer, im Zusammenhang mit 
der Preissteigerung aller für die Brauindustrie nötigen Materialien, 
der Löhne, der Rohprodukte — die Erhöhung des Gerstenzolles 
um 2 M. vermehrte z. B. für eine Brauerei mit einer Produktion 
von 100000 hl die Ausgaben für Malz jährlich um zirka 
50000 M. — gab vielerorts den äußeren Anstoß zum Zusammen- 
schluß der Brauereien. Lange schon hatte man ihn als notwendig 
empfunden, um dem oben geschilderten heftigen Konkurrenz- 
kämpfe ein Ende zu machen ; mancher hätte gerne eine Änderung 
eintreten lassen, aber jeder glaubte, das Geschäft so weiter treiben zu 
müssen, weil die Konkurrenz es tat; niemand konnte als Einzelner 
den Anfang machen, ohne selbst Schaden zu nehmen. An eine 
als notwendig empfundene Preiserhöhung war unter den ob- 
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waltenden Umständen nicht zu denken. In den (iroßstädten 
gelang es den Brauereien zuerst, durch Zusammenschluß eine 
Besserung herbeizuführen. 

In Karlsruhe besteht eine freundschaftliche Vereinigung 
unter den Brauern; die 1863 ins Leben getretene Genossenschaft 
hat sich allmählich in diesen losen Verband umgewandelt. Er 
war immerhin von einigem V'orteil; die Leiter der Brauereien 
hatten infolge der dann und wann stattfindenden Zusammenkünfte 
Gelegenheit, sich kennen zu lernen und gemeinsame. .Vngelegen- 
heiten zu beraten. Dies bewirkte, daß man im Konkurrenzkampf 
nicht allzu rücksichtslos gegen den Kollegen, dem man doch bei 
der nächsten Zusammenkunft wieder gegenübertreten mußte, 
vorging, ln der Tat sind die schlimmsten Seiten des Kampfes 
in Karlsruhe nicht so zur Regel geworden, wie anderorts in 
Deutschland. Pn.sitives erreicht hat die Vereinigung nur bezüg- 
lich der Festsetzung der Preise beim (lersteneinkauf. Das Über- 
einkommen besteht darin, daß ein fester Preis für den Einkauf 
der Gerste festgesetzt wird, über den keine Brauerei gehen darf. 
Diese Maßregel richtet sich gegen die Bauern in der Umgegend, 
die von dom Brauer, der in ihrem Dorf sein Bier verkauft, gern 
übermäßig hohe Preise fordern. Werden ihnen diese nicht ge- 
währt, so gehen sie zu einer anderen Brauerei, uni dort dieselben 
v'ielleicht zu erhalten. Die Folge ist, daß ihnen nun das bisher 
konsumierte Bier »nicht mehr schmeckt« und sie den Wirt des 
Dorfes zwingen, sein Bier von derjenigen Brauerei zu nehmen, 
an die sie die Gerste verkauft haben. Die; dadurch herbeigeführte 
Preistreiberei soll durch die.se Abmachung der Brauereien ver- 
hindert werden. 

Das Bedürfnis nach weiteren Bestimmungen wird aber in 
Karlsruhe ebenso empfunden wie anderwärts. Um entscheiden 
zu können, welche Form die geeignetste für einen derartigen 
Vertrag ist, ist es erforderlich, die übrigen in Deutschland bereits 
bestehenden Verträge kurz zu betrachten. 

Die ersten V^erträge, die zustande kamen, enthielten nur 
wenige Bestimmungen. Man suchte naturgemäß die Schäden, 
die sich bisher am meisten fühlbar gemacht hatten, auszumerzen; 
insbesondere wurden überall Minimalpreise festgesetzt, damit das 
Unterbieten in Wegfall käme. Aber bald zeigte sich, daß man 
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damit nicht auskam. Die Brauereien suchten auch fernerhin 
neue Kundschaft zu erwerben, und hinderte ein Paragraph des 
Vertrages die bisherige Art des Erwerbs, so fanden sich immer 
Mittel und Wege, die Bestimmungen zu umgehen. Aus den 
aufeinanderfolgenden Statuten kann man ersehen, wie die neuen 
Paragraphen solche Umgehungen zu verhindern suchen; aber 
trotz der immer umfangreicher werdenden Satzungen finden die 
Brauerinen stets neue Auswege, die Bestimmungen zu umgehen. 

Der Zweck der Verbände ist im allgemeinen, die Standes- 
intercssen der Brauindustrie zu wahren, die gewerblichen Inter- 
essen derselben zu fördern , ihre Mitglieder gegen unlauteren 
Wettbewerb jeder Art sowie gegen Verrufserklärungen und 
Boykottierungen zu schützen, sie in allen gemeinschaftlichen, die 
Regelung der .Vrbeitsverträge betreffenden und steuerpolitischen 
Fragen zu vertreten, nach Bedarf gemeinschaftliche Einkäufe 
und Verkäufe vorzunehmen, für den Verkehr mit den Abnehmern 
gemeinsame, alle Gesellschafter bindende Normen festzusetzen 
und hilfsbedürftige Angehörige des Brauereigewerbes zu unter- 
stützen. Je nach den örtlichen Verhältnissen der Verbände tritt 
bald diesi's, bald jenes Moment mehr in den V^ordergrund. 

Aus den folgenden, in den meisten Statuten wiederkehrenden 
Einzelbcstimmungen geht hervor, wie man die erwähnte Um- 
gehung der festgesetzten Preise zu verhindern .sucht. So werden 
untersagt: Zuwendungen an Geld, Bier, Rabatten, Mietsent- 

schädigungen, Telephonbeiträgen, Rückvergütungen oder sonstige 
Xebenleistungen und Bonifikationen, welche direkt oder indirekt 
eine, wenn auch geringfügige Ermäßigung der Faßbier- oder 
Flaschenbierpreise bedeuten würden. Demgemäß sind auch alle 
offenen oder verdeckten Zuwendungen, z. B. l.ieferung von 
Kohlen, Fuhrlcistungen, höhere als ortsübliche Vergütungen für 
Hausverwaltung, verboten. Der Ankauf von Zugtieren, Mate- 
rialien oder Gegenständen irgend welcher Art von den Kunden 
ist nur gestattet, wenn die Brauerei denjenigen Preis bezahlt, 
welchen ein vom betreffenden Verein zu berufender Sachver- 
•ständiger als den wahren Wert erkannt hat. 

Als unzulässige Nebenleistungen werden ferner angeführt: 
Inkassospesen, welche einen bestimmten Prozentsatz übersteigen 
und Spesen der Reisenden, die über einen Prozentsatz des Um- 
satzes des betreffenden Kunden hinausgehen. 
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Aus den angeführten Bestimmungen geht auch hervor, wie 
man sich gerade gegen diejenigen Punkte wendet, welche als 
eine Folge der Kunden Verwöhnung als besonders hervortretende 
Mißstände oben geschildert wurden. Dahin gehört auch das 
Verbot, Wirtschafts- und Hausinventar zu stellen; das ist nur 
noch im Wege des Verkaufs und auf Grund schriftlicher Ver- 
träge gestattet; für die leihweise Hergabe von Inv^entar ist eine 
angemessene Vergfütung zu entrichten. Kapitaldarlehen müssen 
verzinst werden und dürfen nur bis zu einem bestimmten Betrag 
pro Hektoliter Jahresumsatz erfolgen ; auch hypothekarische 
Darlehen sollen einen bestimmten Taxwert des zu beleihenden 
Gebäudes nicht übersteigen. Der Erlaß von Darlehen sowie ein 
Nachlaß darauf oder auf die Darlehenszinsen sind verboten 
Trebern und andere Brauereiabfälle dürfen nicht billiger als an 
andere Abnehmer abgegeben werden und keineshdls unter dem 
Tagespreis. Bezüglich der Regelung der Eisfrage hat man 
namentlich zwei Methoden angewandt. Die eine schreibt den 
Brauereien vor, daß sie pro Hektoliter des gelieferten Bieres 
nicht mehr als ein gewisses, im \'ertrag festgesetztes Quantum 
von Eis liefern dürfen, die andere Methode ist die, daß die 
Brauereien ihren Wirten überhaupt kein Eis liefern und statt 
dessen eine Entschädigung in bar gewähren, die aber auch natür- 
lich wieder nach dem Umsatz sich richten muß und in ihrer 
Höhe zu der Anzahl Hektoliter des abgesetzten Bieres vertrags- 
mäßig festgesetzt ist. 

Verboten sind Gewinnung, Erhaltung und Begünstigung 
von Kunden durch Zuschüsse für die Wirtschaft, Küche und 
Haushalt, sowie unentgeltliche Bewirtung von Vereinen, Gesell- 
schaften, Körperschaften in der Brauerei selbst oder anderswo, 
ferner die unentgeltliche Bewirtung von einzelnen Personen, 
welche von Kunden in die Brauerei mitgebracht werden; ver- 
boten ferner die Gewährung von Geschenken oder Beiträge an 
A'ereine und Übernahme von Karten von Festlichkeiten, soweit 
dieselben nicht einen wohltätigen Zweck haben. F'uhrwerk darf 
nicht mehr gestellt werden. Geschenke oder Gratifikationen an 
Angehörige oder Verwandte, Freunde oder Bekannte sowie an 
die Angestellten der Kunden sind nicht mehr gestattet. 

Eine Vorschrift, deren Nichtbefolgtmg vorher mancher 
Brauerei großen Schaden gebracht hat, ist fernerhin, daß die 
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Übernahme von Kunden einer anderen Vertragsbrauerei nur 
dann geschehen kann, wenn die nachfolgende Brauerei sich ver- 
gewissert hat, daß keine Verbindlichkeiten an die erst liefernde 
Firma mehr bestehen ; andernfalls ist sie verpflichtet, die Schulden 
des neuen Kunden an die vorher liefernde Brauerei zu bezahlen. 
Der Besuch von Kunden anderer Brauereien ist untersagt; die 
L bernahme von Personal einer Konkurrenzbrauerei, dessen 
Tätigkeit auf den Absatz des Bieres von Einfluß war, darf nur 
nach einer dreijährigen Karenzzeit erfolgen. — Gegenüber 
Außenseitern, d. h. Brauereien, die dem Verbände ihres Gebietes 
nicht beitreten, sind die Vorschriften der Verbände nicht einzu- 
halten ; denn diese würden sonst auf Kosten der Vereinsmitgliedcr 
leicht Kunden erwerben können. Wo eine größere Zahl von 
Außenseitern ist, lassen sich die Bestimmungen natürlich nicht 
so streng durchführen, und das Fortbestehen der Verbände wird 
hierdurch auch vielfach in Frage gestellt. Man hat deshalb auch 
versucht, die Brauereien zum Beitritt zu zwingen, indem man 
Brauereien außerhalb des eigenen Bezirkes beauftragte, denjenigen 
Wirten, die von den Außenseitern billiger geliefert bekamen, 
zu noch billigeren Preisen zu liefern. Die Differenz des Liefe- 
rungspreises und des vom Verband vorgeschriebenen Preises 
wurde der liefernden Brauerei von der Gesellschaft ersetzt. 
Fremde Brauereien beauftragte man deshalb, weil sonst die üb- 
rigen Wirte von der billig liefernden einheimischen Brauerei 
denselben billigen Preis verlangt hätten. Aber eben dieses 
Moment brachte doch diese Art des Erwerbes neuer Verbands- 
mitglieder zum Scheitern. Sobald man nämlich in Arbeiter- 
kreisen von dem Vorgehen der auswärtigen Brauerei hörte, die 
Bier nur zu dem Zwecke lieferte, um die einheimische Brauerei 
zu zwingen, teurer zu liefern, verbreitete sich diese Nachricht 
durch die gute Organisation der Arbeiter rasch bis zu dem Sitze 
der liefernden Brauerei, und die Folge war jedesmal ein sofortiger 
Boykott. Es fand sich deshalb bald keine Brauerei mehr, die 
sich zu einer derartigen Lieferung verstand, und man mußte von 
dieser Methode, Mitglieder zu erwerben, absehen. 

Für Streitigkeiten werden .Schiedsgerichte eingesetzt. Diese 
wurden in der ersten Zeit des Bestehens der Verbände sehr 
häufig in Anspruch genommen, später aber weit weniger ange- 
rufen. Das rührt daher, daß die Brauereileitcr zunächst sich über 
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manche Bestimmungen nicht klar waren und leicht \'erstöße 
Vorkommen konnten; anderseits waren die Umgehungen, die von 
dem Konkurrenten dann beim Schiedsgericht zur Anzeige gebracht 
wurden, im Anfang besonders häufig, weil es den Brauereien 
zuerst schwer fiel, mit den alten Gewohnheiten beim Kunden- 
erwerb sogleich zu brechen. Verstoße gegen die ^'orschrifte^ 
werden mit Geldstrafe geahndet. Das .Schiedsgericht kann so- 
gleich die Weiterlieferung an den durch die Umgehung des 
Verbotes erworbenen Kunden auf bestimmte Zeit untersagen. 
Die Xichtbeachtung des Schiedsspruches unterliegt erneuter Be- 
strafung. Zur Sicherstellung der Verpflichtungen aus dem \'er- 
trage werden Wechsel beim V'orsitzenden hinterlegt; der Betrag 
richtet sich nach der Menge des Malzverbrauches. 

Für eine gewisse Zeit nach dem Inkrafttreten der Verträge 
setzt man gewöhnlich einen Kundenschutz fest, um über die 
größten Schwierigkeiten, die ein di-rartiger neuer Vertrag im 
Anfang mit sich bringt, hinwegzukommen, namentlich um Preis- 
erhöhutigcn, die bei Zustandekommen der \’crbände meist vor- 
genommen werden, durchführen zu können. Der Kundenschutz 
besteht darin, daß keine Vereinsbrauerci an einen Kunden einer 
anderen direkt odt'r indirekt Bier liefern darf. 

Während die Verbände als berechtigt anzuerkennen sind, 
und der Nutzen, den .sie der unter so ungesunden Verhältnissen 
leidenden Brauindustrie gebracht haben, zu begrüßen ist, erheben 
sich Bedenken gegen dieselben, .sobald sie den t>rwähnten Kunden- 
schutz als bleibende Bestimmung in die Statuten aufnehmen, wie 
es einige wenige ^'erbandc getan haben. Einer der letzteren 
setzt z. B. fest, daß im Falle der Übernahme eines Kunden die 
neue Lieferantin der .seitherigen eine Vergütung von 5.50 M. für 
jeden Hektoliter Bier, den sie dem betreffenden Abnehmer käuf- 
lich liefert und von ihm bezahlt erhält, zu vergüten hat. Das 
kommt aber einem unbedingten Kundenschutz gleich und die 
freie Konkurrenz wird dadurch vollständig untergraben. 

Die Braui'reiverbände wurden gegründet, um die Mißstände 
im Brauerei gewerbe zu beseitigen. Eine erhebliche Besserung 
war durch das Verbot des Unterbietens, verbunden vielleicht mit 
Abschaffung der allzugroßen Kundenverwöhnung, wohl zu er- 
rt'ichen. Wie bereits erwähnt war, haben sich aber solche all- 
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gemeine Bestimmungen als zwecklos erwiesen, weil die Brauereien 
durch Umgehungen derselben diese ganz illu.sorisch machten. 
Weitgehendstes Entgegenkommen sollte den Kunden für den 
gleichmäßig festgesetzten Preis entschädigen und das Unterbieten 
fand wie früher statt, in noch weniger schöner P'orm, mit dem 
Bewußtsein der Umgehung der Verträge. Der Kundenschutz 
aber ist nur ein weiterer Schritt in den Bemühungen der Braue- 
reien, sich gegenseitig zum Einhalten der Verträge zu zwingen ; 
er wurde eingeführt, als auch die bis ins einzelne gehenden Be- 
stimmungen dies nicht zu erreichen vermochten. 

Aber noch ein anderer Grund führte zu dieser Vereinbarung. 
Während des schrankenlosen Konkurrenzkampfes hatten die 
kleinen Brauereien versucht, durch Unterbieten gegen die großen 
Brauereien aufzukommen. Schlossen sie sich einer Vereinigung 
an, so mußte mancher erleben, daß ihre unabhängige Kundschaft 
unter den gleichen Bezugsbedingungen lieber ihr Bier von einer 
großen renommierten Brauerei bezog; gute abhängige Kunden 
aber, die von der Brauerei Kapital geliehen hatten, ließen sich 
aus demselben Grund von der größeren Brauerei überreden, das 
Darlehen von ihr zu übernehmen. Kleine Brauereien sind des- 
halb meist schwer zum Beitritt zu den Vereinen zu bewegen; 
viele kleine Außenseiter erschweren aber das Zustandekommen 
eines Verbandes und man suchte darum durch Maßregeln, die 
den besonderen Schutz der Kleinen bezweckten, diesen den Bei- 
tritt vorteilhaft erscheinen zu lassen. Der Kundenschutz aber 
gewährt den kleinen Brauereien diesen Schutz, da ihre Kund- 
schaft ihnen dadurch gesichert wird. 

So stellt sich der Kundenschutz als natürliches Glied in der 
Kette der sich entwickelnden Vertragsbestimmungen dar. Da 
aber für die Brauindustrie auch fühlbare Nachteile durch ihn 
entstehen, so fragt es sich, ob es wünschenswert ist, daß er 
allgemeinere \'crbrcitung findet. 

Ein Nachteil des Kundenschutzes ist offenbar, daß die 
Brauereien in ihrer weiteren Entwicklung gehemmt sind, und 
eine Ausnutzung des Betriebes, wo sie noch nicht erreicht ist, 
sehr erschwert wird. Gerade dieser Umstand bewirkt es, daß 
die meisten Brauereien in Deutschland sich einer solchen Be- 
stimmung grundsätzlich widersetzen würden ; die große Mehr- 
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zahl derselben ist gegenwärtig nicht dafür zu haben und da sie 
hierin ihre Ansicht nicht so bald ändern dürften, wird schon aus 
diesem Grunde in absehbarer Zeit an eine allgemeinere Ein- 
führung desselben nicht zu denken sein. Zu beachten ist ferner, 
daß der einzige Verband, der es durch eine Entschädigung von 
5.50 M. pro Hektoliter seinen Mitgliedern unmöglich macht, 
Kunden anderer Brauereien zu übernehmen, schon jetzt diese 
Bestimmung nicht mehr streng durchführt. Da nämlich, und 
zwar berechtigterweise, Wirte sich oft bitter über die Unmög- 
lichkeit, eine andere Lieferantin zu wählen, beklagen, weichen 
die Brauereien hie und da von der Bestimmung ab. Die eine 
der beteiligten Brauereien gestattet der anderen, ihrem bisherigen 
Kunden zu liefern und beansprucht eine geringere Entschädigung 
pro Hektoliter als die festgesetzte oder auch gar keine, unter 
der Zusicherung, daß die so bevorzugte Brauerei ihr bei nächster 
Gelegenheit Gleiches mit Gleichem vergelte. Daraus geht aber 
hervor, daß die Bestimmung, wo sie eingeführt ist, für die 
Brauereien sehr unangenehm und fast undurchführbar ist, ein 
weiterer Grund zur Annahme, daß sie allgemeine Verbreitung 
nicht finden wird. 

Wohl aber kann man dem Kundenschutz lokale Bedeutung 
nicht absprechen. Wie er als Übergangsbestimmung zu billigen 
ist, so auch in den Verträgen solcher Verbände, welche ohne ihn 
nicht zustande kommen würden. Das ist aber dort der Fall, wo 
viele kleine Brauereien ihren Beitritt von der Bewilligung des 
Kundenschutzes abhängig machen. Meist sind es Privatbrauereien 
mit verhältnismäßig geringem Umsatz, die auf Vergrößerung keinen 
Wert legen, aber ihren Absatz, der ihnen eine auskömmliche Rente 
abwirft, nicht verlieren möchten. Auf Antrag solcher Betriebe hat 
auch in dem oben erwähnten Vertrag die Zahlung der Entschädi- 
gung auf die Dauer von 15 Jahren zu erfolgen. Der (jrund ist 
wieder die Angst der Kleinen, die (Troßbrauereien würden bei 
auf kürzere Zeit geschlossenen Verträgen vor Ablauf derselben 
ihnen die Kunden wegnehmen und bei der Gewißheit, sie später 
zu behalten, kurze Zeit die hohe Entschädigung gerne zahlen. 

Der Kundenschutz, bei dem die Kontingentierung des Ab- 
satzes ja bereits durchgefülirt ist, ist ohne Zweifel nur der Über- 
gang zum Sjmdikat. Daß sich aber Brauereisyndikate in abseh- 
barer Zeit in Deutschland bilden werden, ist kaum anzunehmen. 
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Die Brauindustrie, welche ein der Geschmacksrichtung des Publi- 
kums folgendes, so verschiedenartiges Produkt in einer sehr großen 
Zahl von Brauereien herstellt, eignet sich nicht zur Syndizierung. 
Wenn den Brauereien ein bestimmtes Produktionsquantum zuge- 
schrieben wäre, so würde es wohl das einfachste sein, wenn 
die Brauereien die ihnen zunächst liegende Gegend mit ihrem 
Produkt versorgten. Bekanntermaßen bevorzugt aber das Publi- 
kum auch Biere aus der oder jener Brauerei — bayerische 
Brauereien setzen z. B. aus diesem Grund einen erheblichen Teil 
ihrer Produktion in außerbayerischen deutschen Gebieten ab — . 
Eine Hauptschwierigkeit würde auch der Umstand bieten, daß die 
Brauereien sehr erhebliche Kapitalien in ihrer Kundschaft investiert 
haben, und der Absatz zum Teil fast ausnahmslos an eigene 
Kundschaft erfolgt. Ferner dürfte der Schutz und die Erhaltung 
der Kleinbetriebe — wenn man das als einen Vorteil des Syndikats 
bezeichnen will, illusorisch sein. Der Aufsaugungsprozeß mag etwas 
verzögert werden, aufgehalten wird er sicher nicht. Im Gegenteil, 
die Brauereien, denen an \'ergrößerung gelegen ist, versuchen, 
statt wie bisher die Kundschaft, nun die kleinen Betriebe auf- 
zukaufen. 

Die Gebundenheit der Abnehmer, denen durch den Kunden- 
schutz die Freiheit benommen wurde, ihre Lieferanten, selbst wenn 
ein triftiger Grund vorhanden war, zu wechseln, rief begreiflicher- 
weise große Erbitterung hervor. Man beschloß als Gegenmaß- 
regel in einigen Städten die (jründung von Genossenschafts- 
brauereien, so in Berlin, Breslau, Frankfurt a. M. und Nürnberg. 
Wirte und Flaschenbierhändler bringen ein Betriebskapital auf, 
das zum Betriebe einer Brauerei ev. mit Vorbetrieb (Mälzerei) 
ausreicht und nehmen das erzeugte Produkt ab. Entweder ist 
bestimmt, daß der Absatz ausschließlich an die Mitglieder der 
Gesellschaft, die meist in Form der G. m. b. H. auftritt, erfolgt 
oder cs ist auch Verkauf an Nichtmitglieder gestattet. 

Die bisher gegründeten Genossenschaften sind unter be- 
sonders günstigen Umständen ins Leben getreten, insbesondere 
durch billigen Ankauf der Brauereien, so daß deren Ergebnisse 
nicht maßgebend sein können bei der Beurteilung der Frage, ob 
die Genossenschaften sich entwickeln und den Verbänden wirk- 
sam entgegenzu treten vermögen. Zunächst ist zu berücksichtigen, 
daß neben den unabhängigen Flaschenbierhändlern nur eine sehr 

GUtermann, Karlsruher Brauindustne. ^ 
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beschränkte Zahl von Wirten als Teilnehmer in Betracht kommt 
und daher ein größeres Betriebskapital nicht leicht aufzubringen 
ist. Nur die freien Wirte können Mitglieder werden, denn die 
(xenosscnschaft streckt keine Kapitalien vor, um etwa von Braue- 
reien abhängige Kunden abzulösen; und auch jenen wird es in der 
Regel schwerfallen, sich mit größeren Kapitalien an der Grün- 
dung zu beteiligen. 

Was die Genossenschaft zu erreichen sucht, ist namentlich 
Billigkeit des Produktes und Freiheit. Die Erhöhung der Bier- 
preise und die Einführung des Kundenschutzes gaben ja den An- 
•stoß zu ihrer (iründung. 

Die gegenwärtig bestehenden (jenossenschaften liefern ihren 
Mitgliedern das Bier tatsächlich zu billigerem Preis als die 
Brauereien, die von der G-enossenschaft bekämpft werden. Aber 
das kann aus oben erwähnten Gründen nicht als Regel gelten. 
Wird eine Genossenschaftsbrauerei unter normalen Verhältnissen 
gebaut und betrieben, so kann sie ihren Mitgliedern nur zu bil- 
ligerem Preis als die übrigen Brauereien liefern, wenn sie bei 
der Produktion oder dem Vertrieb Ersparnisse den übrigen 
Brauereien gegenüber zu verzeichnen hat. Solche sind aber 
nicht zu erzielen. Man glaubte weniger Ausgaben zu haben, 
weil die bedeutenden Spesen beim Kundschaftswerb und Besuch 
wegfielen, aber diese sind jetzt, nachdem die Brauereien sich zu- 
sammengeschlossen haben, auch hier vermindert oder fortgefallen, 
sodiiß dieses Moment kaum wesentlich in Betracht gezogen werden 
kann. Im Gegenteil, da die Geno.ssenschaftsbrauereien im all- 
gemeinen immer kleinere Betriebe sein werden, ist ihnen gegen- 
über der Großbetrieb noch im Vorteil und eine billigere Produk- 
tion wird daher nur in Ausnahmefällen zu erreichen sein. 

Die Form der Genossenschaft eignet sich nicht für den 
Brauercibetrieb; die Genossenschaften sind bei solchen Unter- 
nehmungen nicht am Platz, bei denen das kapitalistische Moment 
vorherrscht; allein schon das Kündigungsrecht der Mitglieder 
kann ihnen gefährlich w'erden. Die Geschäfte werden von dem 
aus mehreren Mitgliedern bestehenden Vorstand geführt; diese 
müssen nach dem Genossenschaftsgesetz Genossen sein, sind also 
Konkurrenten; das gibt nicht selten Streitigkeiten, insbesondere 
zwischen Wirten und Flaschenbierhändlern, deren Interessen viel- 
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fach entgegengesetzte sind. Um über wichtige Angelegenheiten 
zu entscheiden, ist auch der Aufsichtsrat heranzuziehen: dadurch 
wird die Geschäftsführung eine außerordentlich schwerfällige, was 
nicht zum Vorteil des Unternehmens gereicht. So bestimmt z. B. 
das Statut einer der Genossenschaften, daß der Aufsichtsrat her- 
anzuziehen ist bei Bewilligung von außerordentlichen Ausgaben 
von 2 = 10000 Mark, Abschlüssen von Miet- und Pachtverträgen, 
Unterbringung zeitweiliger müßiger Kassenbestände, Auswahl 
und Preisbestimmung der einzukaufenden Rohmaterialien usf. 
Ein rasches Ausnutzen günstiger Konjunkturen, wie es z. B. beim 
Einkauf von Rohmaterialien erforderlich ist, wird dadurch un- 
möglich. Außerdem sind die Vorstandsmitglieder, die hier zu 
bestimmen oder mitzureden haben, meist keine Kaufleute, — sie 
wollen alle mitsprechen und beengen den Leiter der Genossen- 
schaft in seinen Maßnahmen. 

Was den zweiten Punkt anbelangt, die erstrebte Freiheit, so 
ist es darum nicht besser bestellt. Die Wirte wollen dem Zwang, 
ihr Bier von ein und derselben Brauerei nehmen zu müssen, ent- 
gehen und unterziehen sich durch den Beitritt zur Genossenschafts- 
brauerei freiwillig demselben Zwang. Auch ist ihnen hier ein 
bestimmter Preis vorgeschrieben. Nicht selten wird es Vorkommen, 
daß Wirte genötigt werden, aus der Genossenschaft auszutreten, 
um als Kunden einer Großbrauerei sich Kapital zu verschaffen. 
Die Brauereien sind eben heute infolge des Bestrebens, sich den 
Absatz durch Ankauf und Beleihung von Wirtschaften soweit 
als möglich zu sichern, derartig mit ihrer Kundschaft verwachsen 
und so stark an Wirtschaften beteiligt, daß es den wenigen freien 
Wirten kaum möglich ist, es ihnen an Ausstattung der Lokale 
und sonstigen das Publikum anziehenden teueren Anschaffungen 
gleichzutun. 

Wenn sich also auch mancherorts, wo die Verhältnisse 
gerade günstig liegen, Genossenschaftsbrauereien halten können, 
so werden sie doch nie die Bedeutung erlangen, daß sie der 
Entwicklung der Brauereien, in bezug auf das Verhältnis zu 
ihren Abnehmern, wirksam entgegentreten können. 

Die ersten Vereinigungen der Brauereien waren lokaler 
Natur. Da sie gegen den Konkurrenzkampf gerichtet waren, 
bestimmte sich dais Gebiet durch die ungefähren Grenzen des 

6 ‘ 
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Lieferungsberciches der betoiligton Brauereien. Bald zeigte es 
sich dann, daß an den Berührungspunkten der verschiedenen 
Vereine Schwierigkeiten, insbt'sondere bezüglich der Preisfrage, 
entstanden, und so bemühte man sich, mehrere Vereine weder 
zu größeren Verbänden zu-sammenzuschließen ; das ist auch teil- 
weise schon gelungen. 

(iegenwärtig bestehen in Deutschland folgende Einzelver- 
qände, die noch keinem größeren Verbände angehören: 

a) unter der Form der G. m, b. H.: 

I. Der \^('rband der Brauereien von Braunschweig und 
Umgebung, z. Der Verein der Brauereien von Burg b. Magde- 
burg. 3. Die Brauereivereinigung von Cassel und Umgebung. 
4. Der Brauerei verein Darmstadt. 5. Der Verband Dortmunder 
Bierbrauer, zur Förderung ihrer gewerblichen Interessen. 6. Der 
Verband Rheinisch- Westfälischer Brauereien zur Förderung ihrer 
gewerblichen Interessen. 7. Brauerei verband von Düs.seldorf 
und Umgebung zur Förderung der gewerblichen Interessen. 
8. Brauereiverein Thüringen. 9. Verband der Brauereien von 
Essen und Umgebung zur Förderung der gewerblichen Interessen. 
IO. Brauerei verband für wirtschaftliche Interessen von Hamburg 
und Umgegend. 1 1. Brauerei Vereinigung für Nordwestdeutschland. 
12. Verband niederschlesischer Brauereien. 13. Brauereiv'erband 
der sächsischen Oberlausitz. 14. Verband der Brauereien in 
Lothringen zur Wahrung ihrer gemeinsamen gewerblichen Inter- 
essen. 15. Vereinigung von Brauereien in Nürnberg, Fürth und 
Umgebung. 16. Schutzverband vereinigter Brauereien von Nürn- 
berg, F'ürth und Umgebung. 17. Württembergischer Brauerei- 
verband. 

b) als eingetragene Vereine: 

18. Brauerverband des Regierungsbezirks Aachen, ig. Bund 
der mittleren und kleineren Brauereien der norddeutschen Brau- 
steuergemeinschaft. 20. Verein Berliner Weißbierbrauereien. 
21. Verein der Brauereien von Bochum und Umgebung zur 
Förderung ihrer gewerblichen Angelegenheiten. 22. Sieg-Rhei- 
nischer Brauereiverband. 23. Verband mittelrheinischer Brauereien. 

24. \^erband der Brauereien von Euskirchen und Umgegend. 

25. Verein oberbadischcr Brauerei besitzer. 26. Verein der mitt- 
leren und kleinen Brauereien der Provinz Sachsens und des. 
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Herzogtums Anhalt. 27. Verband der Brauereien des Pfalzgaues. 
28. Verein Münchener Brauereien. 2g. Verein zur Bekämpfung 
des Unterbietens im Brauereigewerbe im Saar-, Mosel- und 
Nahegebiet. 30. Verein der Brauereien von Schwabach und 
Umgebung (Mittelfranken). 31. Elsaß- Lothringer Brauerbund. 
32. Brauerei verband für den Regierungsbezirk Trier. 

c) Die übrigen Einzelverbände sind: 

33. Brauereiverband für Ermland und Masuren. 34. Kon- 
vention der Brauer und Biergroßhändler im Regierung.sbezirk 
Oppc-ln. 35. Verein märkischer Brauereien. 36. Vereinigung von 
Brauereien, Mineralwasserfabrikanten und Bierverleger zu Bran- 
denburg a. H. 37. Verein der Brauereien und Bierverleger an 
der Unterweser. 38. Brauer- und Mälzervereinigung für den 
Regierungsbezirk Breslau. 39. .Schlesischer Brauerbund. 40. Ver- 
ein von Brauereien im .Stadt- und Landkreise Breslau. 41. Ver- 
band niederrheini.scher Brauereien. 42. Verein der Brauereien 
Anhalts und benachbarter Gebiete. 43. Südwestdeutscher Brauerei- 
verband (Sitz Donaueschingen). 44. Deutscher Brauerbund (Sitz 
Frankfurt a. M.). 45. Niederschlesischer Brauer- und Mälzer- 

verein. 46. Brauereiverband des westlichen Teiles der Provinz 
Brandenburg. 47. Württembergischer Brauerbund (Sitz zu Ileil- 
bronn). 48. Thüringer Brauerbund (Sitz zu Heßberg). 49. Thü- 
ringer Brauerverein (Sitz zu Jena). 50. Mittelbaycrische Brauerei- 
vereinigung (Sitz zu Ingolstadt). 51. Allgäuer Brauerei Vereinigung 
(Sitz zu Kempten). 32. .Schlesisch - Posenscher Brauereiverband 
(Sitz zu Lissa). 33. Verein badischer Kleinbrauer (Sitz zu Möh- 
ringen). 34. Bayrischer Brauerbund (Sitz zu München). 55. Landes- 
verband Bayerischer Brauereien (Sitz zu München). 56. ^'ogt- 
ländischer Brauerverein (Netschkau i. V.). 37. Oberschlesischer 

Brauerbund (Oppeln). 58. Niederlausitzer Brauer- und Mälzer- 
verein (Peitz N.-L.). 39. Verein der Brauereien von Potsdam und 
Umgegend. 60. Oberlausitzer Brauer- und Mälzerv'erein (Schirgis- 
walde i. S.). 61. Baltischer Brauerbund (Stolp). 62. Erzgebirgischer 
Brauerverein (Thun i. .S.). 63. Verband ostpreußischer Brauereien 

(Tilsit). 64. Verein mittelschlesischer Brauereien (Waldenburg i. Schl.). 
63. Verband der Brauereien Südhessens (Worms). 66. Brauerbund 
zu Bayreuth. 67. Venün der Brauereien Berlins und Umgegend. 
68. Verband obergäriger Brauereien im Brausteuergebiet 
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(Berlin). 69. Verein der Weißbier- und Braunbierbrauereien 
Berlins und der Umgegend. 70. Bremer Brauer-Sozietät. 71. Ver- 
ein der Brauereien von Chemnitz und Umgegend. 72. Verein 
der Brauereien von Cottbus und Umgegend. 73. Brauereiver- 
einigung Gillingen a. d. Donau. 74. Verband der Brauereien 
von Dresden und Umgegend. 75. Brauereiverband Duisburg. 
76. Barmen-Elberfelder Brauerei verband. 77. Verein von Braue- 
reien in Erlangen und Umgebung. 78. Verband der Brauereien 
von Frankfurt und Umgegend. 79. Freiberger Brauer- und 
Mälzerverein (Freiberg i. S.). 80. Brauereiverband zu Friedberg 

(Hessen). 81. Brauerei verband Gießen und Umgegend. 82. Ver- 
band der Brauereien von Hagen und Umgegend. 83. Verein 
der Brauereien in Hof i. B. 84. Verband der Brauereien von 
Karlsruhe und Umgebung. 85. Brauereivereinigung in Königs- 
berg i. Pr. 86. Brauereivercinigung in Kronau und Umgebung 
(Oberfranken). 87. Verein der Brauereien des Leipziger Bezirks. 
88. Freie Brauer- und Mälzcrvercinigung zu Leobschütz. 89. Braue- 
reiverband zu Limburg. 90. Brauereivereinigung für wirtschaft- 
liche Interessen von Lübeck und Umgegend. 91. Verband der 
Brauereien von Mainz und Umgegend. 92. Brauereivereinigung 
Meiningen. 93. Vereinigung der Brauereien Mühlhausens (Thü- 
ringen). 94. Ortsverband der Brauereien von München und 
Umgebung. 95. Freie Brauer- und Mälzerinnung Ratibor. 

96. Verein der Brauereien von Regensburg und Umgebung. 

97. Freie Mälzer- und Brauerinnung zu Schweidnitz. 98. Verband 
der Brauereien Stettins und Umgegend. 99. Brauereisyndikat 
zu Straßburg. 100. Verein der Brauereien von Stuttgart und 
Umgebung. 

Zu dem loi. Verband ostdeutscher Brauereien und Mälzer- 
eien E.V. (Bromberg) haben sich zusammengcschlosscn : 102. Ver- 
ein der Brauereien von Bromberg und Umgegend. 103. Brauerei- 
vereinigung zu Graudenz. 104. Brauereivercinigung zu Könitz. 
105. Bezirksgfruppe Osterode, Dcutsch-Eylau des Verbandes ost- 
deutscher Brauereien und Mälzereien. 106. Brauerei Vereinigung 
Schneidemühl. 

Der »Verband ostdeutscher Brauereien« umfaßt die Provinzen 
West- und Ostpreußen, Pommern und Posen. In einem Bericht 
über die Tätigkeit des VTrbandes wird besonders hervorgehoben, 
daß die Unterverbände sich der Beseitigung von Mißständen in 
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ihrem engbegrenzten Gebiet mit vollem Nachdruck widmen 
sollten, während der Verband als oberste Instanz nur die all- 
gemeinen Fragen behandeln und vor allem dafür sorgen soll, 
daß die einzelnen Verbände untereinander, namentlich da, wo die 
Grenzen zusammenstießen , in freundschaftlicher Weise verkehren, 
und das, was in einem Bezirke beschlossen, auch in den anderen 
respektiert würde. So ist die spezielle Regelung der einzelnen 
Fragen je nach den örtlichen Verhältnissen den Unterverbänden 
überlassen, während der Gesamtverband sein Augenmerk in erster 
Linie auf die Behandlung der großen Tagesfragen, besonders 
steuerpolitischer, richtet. 

Ein weiterer Zentralverband, der aus denselben Gründen 
zustande kam. ist der Brauereiverein Leipzig G. m. b. H. (107). 
Er umfaßt folgende Verbände: 108. Bezirksgruppe Chemnitz vom 
Brauereiverein Leipzig G. m. b. H. 109. Bezirksgruppe Halle, 
iio. Bezirksgruppe Leipzig. iii. Bezirksgruppe Vogtland 
(Reichenbach i. V.). 

Ferner vereinigen sich die folgenden Verbände in der 
»Norddeutschen Braucrcivereinigung E.V. mit dem Sitz in Det- 
mold« (i 12): 113. Bezirksgruppe I zu Hamm i. W. 114. Bezirks- 
gruppe II zu Paderborn. 115. Bezirksgruppe III zu Herford. 
116. Bezirksgruppe IV zu Höxter. 117. Bezirksgruppe V zu 
Detmold. 118. Bezirksgruppe VI zu Münster. 119. Bczirks- 
grupp>e VII zu Oldenburg i. Gr. 120. Bezirksgruppe VIII der 
norddeutschen Brauereivereinigung (Aurich). 

Der »Zentralverband Norddeutscher Brauereien zu Hannover« 
(120) endlich vereinigt wieder die drei großen Verbände, 
die »Norddeutsche Brauereivereinigung«, den »Brauereiverein 
zu Leipzig G. m. b. H. und den »Verband der Brauereien 
von Hannover und Umgegend G. m. b. II.« zu einem Zentral- 
verband. 

Ähnliche Ziele wie die letzten Vereinigungen verfolgt der 
erwähnte »Deutsche Brauerbund-, der sich über ganz Deutschland 
erstreckt. Hier ist aber die einzelne Brauerei Mitglied des 
Bundes und eine Einteilung in Zweigvereine besteht nicht. 

Ein zweiter Verband, der sich bereits über ganz Deutsch- 
land erstreckt, aber besondere, von den übrigen abweichende 
Ziele verfolget, ist der »Boykottschutzverband deutscher Brauereien«. 
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Seine Geschichte reicht über 14 Jahre zurück, bis zu dem 
ersti'ti Zusammenschluß deutscher Brauereien gegen Boykottangriffe, 
dem Vorläufer des »Zentralverbandes deutscher Brauereien gegen 
Verrufserklärungen«. Nachdem bereits in den 70er Jahren eine 
größere Anzahl Berliner Brauereien, von Gastwirten, die sich 
die Erhöhung der Bierpreise nicht gefallen lassen wollten, mit 
Erfolg in Verruf erklärt worden war, wurde im Jahre 1889 nach 
dem Muster nordamerikanischer Gewerkschaften der erste größere 
Boykott gegen die Brauereien Hamburgs in Szene gesetzt, dem 
schon in jedem der folgenden Jahre Wiederholungen in Berlin, 
Leipzig, Halle, Hamburg, Radeberg und Magdeburg folgten. 
Hier trat zum erstenmalt; die sozialdemokratische Organisation 
der Arbeiter als Gegner auf den [’lan; von nun an wurden in 
immer zunehmendem Maße politische Machtzwecke bei Ausübung 
des Boykotts \'erfolgt. 

Die Brauereien schlossen sich jetzt zu \'erbänden zusammen, 
die über ganz Deutschland verbreitet, aber in eng begrenzten 
Bezirken neben der Vereinigung zur Abwehr maßloser Forde- 
rungen seitens der Arbeiterschaft die V'ersicherung, d. h. die Ver- 
teilung der Boj'kottlasten auf mehrere bezweckten. Den Anfang 
machte Berlin, welches am 23. Juli 1890 den »Verband Berliner 
Brauereien gegen Boj'kottschäden« errichtete. Allen diesen Lokal- 
verbänden, die in ihren Aufgaben und Mitteln die größte Ver- 
schiedenheit aufwiesen, war der Versicherungsgedanke gemeinsam, 
und schon 1892 wurde angesichts der sich stetig wiederholenden 
Bo}^kotts und in der Erkenntnis, daß diese kleinen Verbände 
gegenüber der mächtigen Gegnerschaft und ihrer gefährlichen 
Kampfesweise einen zu geringen Schutz boten, der Wunsch rege, 
diesen Schutz mindestens durch Rückversicherung bei einem 
Zentralverbande zu verstärken. Ein solcher wurde am 15. Februar 
1895 als »Zentralverband deutscher Brauereien gegen Verrufs- 
erklärungen* durch 7 Lokalverbände: Berlin, Leipzig, Magdeburg, 
Braunschweig, Hannover, Bremen und Dresden errichtet. Bald 
schlossen sich ihnen andere an, sodaß die Ztdil der Mitglieder 
im Jahre 1905 auf 26 gestiegen war. Die nachstehende Tabelle 
zeigt seine äußere Entwicklung in den ersten 1 1 Jahren seines 
Bestehens: 
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Geschäfts- 

jahre 


Anzahl 

der 

V erbändc 


Boykott- 

<mtschädigungen 

.H 


Verwaltungs- 

kosten 


Konventional- 

strafen 


■895 


11 


— 


700.44 


— 


1896 


14 


— 


300.— 


— 


1 1897 


15 


12 150.— 


230.— 


— 


1898 


16 


1 156.— 


189.45 




1 1899 


17 


88 412.02 


464.88 


— 


1900 


i8 


6 ,=) 54-55 


253-45 


— 


i 190' 


19 


3 030.88 


186.13 




' 1902 


20 


4 286.24 


242.95 




1903 


2. 


I > 59-79 


256.35 


674-75 


1904 


23 


35 870.1 1 


I 320.96 


— 


1905 


26 


636 284.61 


3 404-90 


— 


Summe 
der 1 1 Jahre 




788 904.20 


7548.81 


674-75 



Während die beiden ersten Jahre keine Entschädigungen 
forderten, vermittelte er in den darauffolgenden Jaliren die 
Zahlung von 788904.20 M., von denen das Jahr 1904/05 infolge 
der Abrechnung des Hamburger und Bremer Boykotts allein 
656284.61 M. aufweist: Für die innere Entwicklung des Zentral- 

verbandes war von maßgebendem Einfluß, wie die §§ 152 und 
153 der G.O. von Rechtsprechung und Wis.senschaft ausgelegt 
wurden. 

Fast alle Lokalverbände hatten neben dem Versicherungs- 
zweck auch noch den Schutz der Vertretung ihrer Mitglieder 
in Fragen der Lohnbewegung, bei Arbeitseinstellungen etc. 
übernommen und Bestimmungen getroffen darüber, in welcher 
Weise die einzelne Brauerei bei Tarifverhandlungen sich zu ver- 
halten und an einem Lohnkampfe teilzunehmen habe. Ein Er- 
kenntnis des Oberlandesgerichts zu Hamburg vom November 1898 
und ein dasselbe bestätigendes Urteil des Reichsgerichts vom 
März 1899, welches selbst solche Bestrebungen dem § 152 der 
G.O. unterstellt, die auch nur mittelbar bezwecken, Arbeiter von 
der Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen abzu- 
halten, ferner die Tatsache, daß der Zentralverband nur eine lose 
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Vereinigung von ebenso lose zusammengesetzten Gesellschaften 
war, legten die Befürchtung nahe, daß bei Anwendung jener 
Grundsätze auf die Mitglieder des Zentralverbandes der letztere 
gefährdet sei. Nach den Vorschlägen des Zentralverbandvor- 
standes wurde am 5. Juni 1899 die Trennung der bisherigen 
Zwecke der Lokalverbände durch Gründung von wirtschaftlichen 
und Abwehrvereinigungen neben den alten Lokalverbänden 
empfohlen und zum allergrößten Teile auch durchgeführt. Die 
Stellung, welche der Zentralverband nunmehr allen anderen ihm 
noch nicht angeschlossencn Brauereivereinen gegenüber einnahm 
und festhalten mußte, hatte aber zur natürlichen Folge, daß die 
Aufnahme solcher Vereine in den Zentralverband noch mehr 
erschwert wurde als früher. Dazu kam, daß mit dem Inkraft- 
treten des B.G.B. auch die Frage brennend wurde, ob der Zentral- 
verband in seinem Verhältnis zu den Lokalverbänden und deren 
Mitgliedern klagbare Ansprüche erwerbe und gewähre. Später 
wurde angeregt, auch solchen Brauereien, die keinem Lokal- 
verbande angehörten, die Möglichkeit der Versicherung beim 
Zentralverband zu geben. 

Am 14. Juli 1905 -stimmten 365 deutsche Brauereien einem 
Anträge zu, wonach der Zentralverband in den >Boykottschutz- 
vt.'rband deutscher Brauereien, Versicherungsverein A.-G.« umge- 
wandelt werden sollte. Er hat seine Aufgaben unverändert vom 
Zentralverband übernommen. Letzterer hatte die von den Lokal- 
verbänden ihren Mitgliedern zu gewährenden Boykottentschädi- 
gungen zu verteilen und so indirekt letztere zu versichern. Das- 
selbe, also die Versicherung der Mitglieder gegen Verrufser- 
klärungen und Boykottierungen und nur diese Versicherung ist 
die alleinige Aufgabe des Verbandes. Jeder andere Zweck, jede 
Versicherung gegen andere Schäden ist damit ausgeschlossen. 
Der Verband sichert weder den Kundenbestand, wenn er ihn auch 
durch Einführung der Neutralität der Mitglieder schützt, noch tritt 
er den Answüchsen der schrankenlosen Konkurrenz entgegen. 
Der Boykottschutzverband verhütet nur den aus bestimmten Ur- 
sachen erwachsenen Schaden. Er versichert gegen Schädigung 
des Absatzes, wie er sich aus dem Minderabsatz während der 
Boykottdaucr gegenüber dem gleichen boykottfreien Zeitraum des 
Vorjahres ergibt; er entschädigt also nicht die durch Arbeitsein- 
stellungen, Streiks oder Aussperrungen entstehenden Ausfälle. 
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Neben diesem Prinzip der Einheit wurde aus der Verfassung 
des Zentralverbandes noch ein gleichwichtiges Prinzip, das der 
möglichsten Freiheit der Mitglieder, übernommen. Diese kommt 
zum Ausdruck in der Durchfülirung der Selbstverwaltung inner- 
halb des Boykottschutzvereins und in der durch die direkte Einzel- 
versicherung den Mitgliedern außerhalb derselben ermöglichten 
Unabhängigkeit. Während der Zentralverband nur eine V'’ereini- 
gung verschiedener Gesellschaften darstellte, von denen jede 
einzelne ohne selbst mehr als eine lose Interessengruppe zu sein, 
einzelne territorial zusammengehörige Brauereien in sich vereinigte, 
ist der Boykottschutzverband ein Versicherungsverein auf Gegen- 
seitigkeit im Sinne des Gesetzes vom 12 . Mai igoi. Er hat 
damit, anders als der Zentralverband, Rechtsfähigkeit, und ist in 
seinem Bestände von dem Ilinzutreten oder dem Ausscheiden 
einzelner Mitglieder unabhängig, parteifähig, und mit allen sonstigen 
Rechten juristischer Personen ausgestattet. Auch er weist, wie 
der Zentralverband, Verbände in seinen Bezirken auf, aber sie 
sind nicht wie die Lokalverbände Sonder-Organisationen, sondern 
Mitgliedergruppen, lediglich zu dem Zwecke geschaffen, eben die 
.Selbstverwaltung innerhalb des Verbandes auf das Tunlichste 
auszubilden und zu ermöglichen. 

Jede einzelne Brauerei ist unmittelbare Versicherungsnehmerin, 
es tritt also die Einzelversicherung an die Stelle der Rückversiche- 
rung. Der Boykottschutzverband sucht seinen Aufgaben gerecht 
zu werden durch Vorbeugung der Gefahren, Beschränkung der 
Folge des schadenbringenden Ereignisses und durch den Ersatz 
der Schäden, die nicht verhindert werden können. Was den ersten 
Punkt betrifft, so ist eine absolute Verhütung des Boykotts durch 
keine Maßregel zu erreichen, da aber die Taktik der Gegner 
darauf hinausgeht, den Boykott auf wenig Köpfe zu konzentrieren, 
und damit mit aller Energie durchzuführen, so sucht der Bo\'kott- 
schutzverband dem entgegenzuwirken, indem er sich auf möglichst 
große Gebiete ausdehnt und möglichst viele Mitglieder des Ge- 
werbes zu umfassen sucht. Das konnte nur dann erreicht werden, 
wenn jeder Brauerei Deutschlands der Eintritt in den Verband 
ermöglicht wurde. Eine zweite Vorbeugungsmaßregel ist die 
.Schaffung eines bedeutenden Reservefonds; dadurch soll den 
Gegnern gezeigt werden, daß die Schädigung einer Brauerei 
bei solchem Unterstützungsfond nicht so leicht sein würde. Aus 
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ähnlichem (irund ist endlich das Hervortreten des Verbandes an 
die Ofh'ntlichkeit zu empfehlen. 

Um die schadenbringendon Folgen möglichst zu unterdrücken, 
hatte man bereits im Zentralverband den Mitgliedern eines Lokal- 
verbandes verboten, mit Kunden boykottierter Mitglieder anderer 
Lokalverbände (ieschäftsverbindungen anzuknüpfen. Diese Vor- 
schriften sind insofern wirksamer gestaltet, als unter Wahrung 
aller Freiheit des Bezirksverbandes dem Aufsichtsrat oder einem 
Bevollmächtigten de.sselben die Möglichkeit direkter Verhand- 
lungen gegeben ist. Ferner sind die Bestimmungen über den 
Kundenschutz und die Eindämmung des Boykotts durch Neu- 
tralität der unbeteiligten Mitglieder verschärft worden. 

Was den dritten Punkt, den Ersatz des -Schadens betrifft, so 
ist festgesetzt, daß für jeden Hektoliter I.agerbier 3 M.. für jeden 
Hektoliter Einfachbier 2 M. vergütet wt'rden. Denjenigen Mitgliedern, 
welche innerhalb ilires Lokalverbandes früher höhere Entschädi- 
gungssätze gewährten, bleibt es unbenommen, diesem Bedürfnis 
durch die (xewährung eines Zuschusses Rechnung zu tragen. 
Die Voraussetzungen für den -Schadtmorsatz bilden der Nachweis 
und die rechtzeitige Anmeldung der -Schadenersatzansprüche nach 
bestimmten Norimm, die sich als praktisch erwiesen haben. 

Die Leistungen der Mitglieder bestehen in einer einmaligen 
Aufnahmegebühr, den Jahresbeiträgen, den Umlagen zur Schadens- 
deckung und der Deckung der \'erwaltungsko-sten. Die Jahres- 
beiträge werden so berechnet, daß der im Geschäftsjahr des 
Vereins versteuerte Malzverbrauch zugrunde gelegt und auf je 
looo Zentner bestimmte, aber mit dem Verbrauch der einzelnen 
Brauereien steigende sieben Einheitssätze von 5 bis 20 M. ge- 
fordert werden. Das geschieht deshalb, weil in der Gefahr und 
Schädigung der einzelnen Brauereien gewisse Ungleichheiten 
be-stehen, andererseits, weil die Jalircsbei träge nicht die Form 
einer lästig werdenden Steuer annehmen und die Zahlungskraft 
des einzelner» übersteigen sollen. So wurden, ohne daß man den 
Versuch unternahm, Boykottzonen und Gefalirenklassen zu bilden, 
die erwähnten 7 Klassen gebildet. 

Nicht Angriffsorganisationen sollen die Verbände, sein, 
sondern lediglich zur Abwehr unberechtigter Ansprüche dienen 
und OS wird ausdrücklich bestimmt, daß die Brauereien nicht 
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geschützt werden sollen, wenn der Verruf oder Boykott mut- 
willig, böswillig oder durch eigenes grobes und fahrlässiges 
Verschulden der Brauerei herbeigeführt worden ist. 

Der Boykottschutzverband umfaßt gegenwärtig 32 Bezirks- 
verbände, Karlsruhe bildet einen derselben. Über die (iründung 
eines wirtschaftlichen Verbandes werden daselbst Verhandlungen 
gepflogen. Es ist, unter Benutzung der Erfahrungen anderer 
Verbände, die Fc*stlegung eines Vertrages mit möglichst ein- 
gehenden Bestimmungen — den örtlichen Verhältnissen ent- 
sprechend — zu empfehlen, von der gänzlichen Lahmlegung der 
freien Konkurrenz durch dauernde Einführung des Kundenschutzes 
dagegen abzuraten. 

Es ist zwar dargelegt worden, wie die natürliche Entwick- 
lung der Verbände im Kundenschutz endigen kann, aber man 
darf doch hoffen, daß die Brauereien allmählich einsehen werden, 
daß eine Einhaltung der Verträge ihnen am dienlichsten ist. In 
diesem Falle würde die Fassung der Verträge, wie sie gegen- 
wärtig meist bestehen, den Zwecken vollständig genügen. 

Ein das Zustandekommen eines Verbandes in Karlsruhe 
besonders erschwerendes Moment ist, daß es infolge der lang- 
gestreckten Lage Badens den Brauereien der angrenzenden Länder 
möglich wird, etwa von den Karlsruher Brauereien festgesetzte 
Mindestpreise durch Unterbietung illusorisch zu machen. Dies 
mag überhaupt mit ein Grund sein, weshalb Baden bis jetzt .so 
wenig Brauereiverbändo aufzuweisen hat. Es ist zu wünschen, 
daß cs auch dort bald gelingt, die Brauereien zu vereinigen; 
dann wird auch eine Verständigung zwischen den einzelnen 
Verbänden zustande kommen zum Vorteile der Beteiligten und 
der ganzen Brauindustrie. 
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V olkswirtschaftliche Abhandlungen 

der Badischen Hochschulen 

hcrausgegeben von 

Carl Johannes Puchs, Eberhard Gothein, 

Gerhard von Schulze-Gävernitz. 



Oer Obstbau and Obsthaodel im Qrossherzoftum Baden. Von Dr. EDUARD 
ENGEL. (VII. Band. i. Heft.) — Preis im Abfinnenient 3.20 M., im Einzel- 
verkauf 4 M. 

• In diner ungemein Kründlichen Studie verfolgt der verdienstvolle Verfasser das Ziel, dem 
I.eter einen tiefen Einblick in ein der vollsten Berücksichtigung wertes Gebiet, in das Wesen, die 
Bedeutung und die Entwicklungsbedingungen des ländlichen Öbstabsatzes im (iroUhercogtum Baden zu 
gewähren. t Pomologische Munatsheite. 



Dag Tarifweseo in der Personenbeförderung der trangozeanischen Dampf- 
schiffahrt. Von Dr. ROBERT SCHACHNER. (VII. B.ind. 2. Heft.) — 
Preis im Abonnement 4 M., im Einzclverkauf 5 M. 

aSchachnei füllt mit der vorliegenden Darstellung eine in nationalukünomischen Fachkreisen in 
steigendem Maße empfundene literarische Lücke aus. Diese unumwundene Anerkennung gebührt eben- 
sowohl der sachlichen Darstellung, wie vor allem auch der methodischen Anordnung des Stoffes.a 

Jahrbücher fUr Natiunalökonomie und Statistik. 



Bodenwelle, Bau- und Bodenpolitik in Frelbnrg i. Br. wibrend der letzten 
to Jahre (IMJ-IMZ). Von Dr. WILHELM MEWES. (VII. Band. 
3. Heft.) — Preis im Abonnement I.60 M., im Einzelverkauf 2 M. 

»Ich begnüge micJi mit der Hervorhebung des Gesamtwertes der Arbeit, die ich als einen aus- 
geseichneten Beitrag zur Wohnungsfrage bezeichnen möchte.« Frankfurter Zeitung. 



Die oberbadiseben Rindviehzuchtgenogseaschaften. Von Dr. o. Oswald. 

(VII. Band. 4. Heft.) — Preis im Abonnement 1.80 M., im Einzelverkauf 2.40 M. 
»Die mit sichlticher Lust und Liebe geschaffene Abhandlung verbindet äußerst genaues Ar- 
beiten mit echt wissenurhaftlkher Behandlung und Wrwertung des reichhaltigen Materials.« 

Donaueschinger Wochenblatt, 



Die Badigche Landwirtgebaft an Anfang deg XX. Jahrhunderts. Von Dr. 

MORIZ HECHT. (VII. Band. l. Ergänzungsheft.) — Preis im Abonnement 
6 M., im Einzelverkauf 7 M. 

»Die Hechtsche Arbeit ist eines der wenigen Bücher, das aus der Flut der zoll- und agrar- 
politischen Literatur der letzten Jahre gerettet zu werden verdient.« Preußische Jahrbücher. 



Die Orgaoisationeo des Jüdischen Proletariats Io Russlaod. Von Dr. SARA 
K ABINOWITSCH. (VII. Band. 2. Ergänzungsheft.) — Preis im Abonnement 
4 M., im Einzelverkauf 5 M. 

»Es gibt nicht viel wissenschaftliche Werke Ober die sozialen Verhältnisse Rußlands, die in 
deutscher Sprache vorlicgen, keines, das in umfassender Weise sich mit der jüdischen Arbeiterbevölke- 
rung beschäftigt. Sara Kabinowitsebs Schrift füllt darin eine Lücke aus, und dafür werden alle dankbar 
sein, die diesem Problem Interesse entgr^enbringen. — W'ir wünschen der Schrift viele Leser.« 

Israelitische MonatMchrift. 



Die Tarife der deutschen Strasseobahoeo, Ihre Technik und wirtschaftliche 
Bedeutung. Von Dr. LOTHAR WEISS. (VII. Band. 3. Ergänzungshefc.) 
— Preis im Abonnement 2.40 M., im Einzelverkauf 3.20 M. 

»Der VerfaMcr versteht cs, dem an sich etvi*as spröden Stoff daduicb von vornherein allgemeiaes 
Interesse zu sichern, daß er den prinzipirllen Fragen der Tarifbildung, des Unterschieds von StraBcnbabn- 
und Eisenbabntarif, der Vorzüge des kommunalen oder privaten Betriebes u. a, gebührende Aufmerk- 
samkeit widmet und sein Werk dadurch über das Niveau einer bloßen Materialsammlung erheblich 
hinaushebt. Wir freuen uns, die verständige und fleißige Arbeit der Beachtung unserer Leser ai^lcgent- 
lichst empfehlen zu können«. Literarische Mitteilungen der Annalen des Deutschen Reichs. 
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der Badischen Hochschulen. 



Loba aod Hanshalt der Ubrenfabrikarbeiter des badiscbea Schwanwalds. 

Von Dr. HEINRICH FEURSTEIN. (VH. B»nd. 4. EigSniungsheft.) — 

Preis im Abonnement 2.40 M.« im Einzelverkauf 3 M. 

aDa« Bach darf als nostergÜhif dsfOr baek^nct wordao, wie man dia Lag« der Arbeiter 
erfo r schen soll.a Dokumente des Sozisltsmui. 

»Die reichhaltigea statistisd»en Tabellen, die geschichtliche Entwicklung der Schwarawilder 
Uhrenrndostrie, die damit snsammenblngenden nationsldkeiiomiscbeQ Betrachtungen, das mit großem 
Fieifie susammengetragene Material Terschaffen einen dauernden Wart dem Bache, welches, auf einem 
sosialeB Hintergrund entworfen, alt lichtvolle Emseldarstellung sich vorxQglich abhebt.« 

Wissenschaftliche Beilage xur Germania. 



Pfir and wider Karl Marx« Prol^omena zu einer Biographie. Von Dr. AUGUST 
KOPPEL. (VIIL Band. 1. Heft.) — Preis im Abonnement 2.80 M., im 
Einzelverkauf 3.60 M. 

»Dem Verfasser, einem Neukantianer, kam es darauf an, die erkenntnistheoretischen 
Voraussetzungen und die logische Struktur des manistiseben S^rstems zu untersuchen. Unter 
diesem Gesichtspunkte prüft er in originellem Gedankeogaog die beiden Pfeiler des Marxismus: Die 
Entwicklung der Lehre vom Wert und Mehrwert und die Akonomische Geschichts- 
suffsssung.« Sociale Kultur. 



Die Agrarpolitik des Markgrafen Karl Friedrich von Baden. Von Dr. OTTO 

MOERICKE. {VIII. Band. 2. Heft.) — Preis im Abonnement 2.40 M-, im 
Einzelverkauf 3.20 M. 

»Ich möchte gern anerkennen, daß es dne Fülle interessanter und im Detail biaber unbekannter 
Notizen Uber die landwirtschaftlichen Änderungen bringt, die damals unter der Ägide der seitweae 
pbjrsiokratisch stark beeinflußten badischen Verwaltung mit mehr oder sraniger Erfolg angeetellt sind.« 

Frankfurter Zeitung. 



Die Lederwareniodastrie In Offeobacb am Main und Umgebung. Von Dr. 

LUDWIG HAGER. (VIII. Band. 3. Heft.) — Preis im Abonnement 2.40 M.. 

im Einzelverkauf 3 M. 

»Die 5k>rgfalt, mit weldter der Verfaseer den hier obwaltenden und sozial wissenschaftlich vor 
allen anderen Materien das Interesse in Anspruch nehmenden verwickelten Besiehungen zwischen Lohn- 
arbeit, Ibusindustrie und Heimarbeit gerecht zu werden versucht, verdient die vollste Anerkennung, 
und die Darstellung darf als eine völlig sschentsprechende und in hohem Grade belehrende bezeichnet 
werden.« Kritische Blätter für die ges. Sozialwimenacbaflen. 



Die Lage der Orchestemiugiker io Deotscblaad mit besonderer Berücksichtigung 
der Musik-GeschaUe (Stadtpfeifereien). Von Dr. HEINRICH WALTZ. 
(VIII. Band. 4. Heft) — Preis im Abonnement 1.80 M., im Einzelverkauf 
2.40 M. 

»Die Schrift ist an,emeia I ww w wrt and ein Stück Knltureeecbichte.. 

Tsgesfragen (Ktssinger Blätter). 

»Dem Verfsaser gebührt warmer Dank dafür, daß er sidi gerade diesem meist so srettig 
beachteten Gegenstände gewidmet hst.« Breisganer Zeitung. 
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G. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag, Karlsruhe. 



Volkswirtschaftliche Abhandlung-en 

der Badischen Hochschulen. 



Die älteste deutsche Gewerkschaft: Die Organisation der Tabakarbeiter und 

Zifarreaarbeiter bU zum Erlasse des Sozialistengesetzes. Von Dr. FRANZ 
KJ-ÜSS. (VIII. Band. 2. Ergänzimgshefl.) — Preis im Abonnement i.6o M.. 
im Einzelverkauf 2 M. 

>Im Gef^enut« zu der Geschichte der bremischen Orranwaiiun wird hier der Vensuch gematht, 
nicht Dar Tatsachrngruppen aneinander tu reihen, sondern die Kdden der Entwicklung aufzudeckm : 
emeneits den Einfluß der stirkea Persteiiehkeit des Grtlnders, anderseits die Zusamnirnhänge mit der 
wirtschaftlichen, politischen und allgemeinen Zeitgeschichte. Das ist dem Autor gut gelungen und 
gerade das verleiht der Schrift besonderen Reit und Wert.« 

Kritiscbe Platter fQr die grs, Sozi.'ilwissenscbaften. 



Der wirtschaftliche Nledergaaf Freihorgs i. Br. und die Lage des städtischen 
Qrundeigentnms im 14. and 15. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Gesdiicbte 
der geschlossenen Sladtwirtschaft. Von Dr. HERMANN FLAMM. (VIII. Band. 
3. Ergänzungsheft.) — Preis im Abonnement 2.40 M., im Einzelverkauf 3.20 M. 
»Eins von den BQcbern, die wir brauchen: sorgfältige ortsgeschichllicbe Untersuchung be- 
stimmter Entwicklungsreihm auf Grund eingehender Lokalkenntnis.« 

Vierteijahrasrhrift für Sozial« und Wirtaebaftsgeschichte. 
»Das Buch ist mit völliger Beherrschung des gedruckten Materials und genauester Verwertung 
der Archivalien gearbeitet und bedeutet einen bervorragetiden lleitrag zur mittelalterlichen Stadt« 
geschichte.« läter. Beilage der Kdln. Volk^^zeitung. 

Die Dezeatralisatioa der Industrie und der Arbeiterschaft itn Großherzogtum 

Baden und die Verbreitung des Mehrfamilienhauses auf dem Lande. Von Dr. 
R. P'. WALLI. ' (VIII. Band. 4. Plrgänzungsheft.) — Preis tm Abonnement 
3 M.» im Einzelverkauf 3.80 M. 

»Mit einem der wichtigsten Probleme unserer Sozialpolitik beschäftigt sich da« fleißige, auf 

statistiscbcr Grundlage aufgebaute Buch Das Buch bietet dem denkenden und volkswiitachaft« 

lieh ge^hulten Lfiscr viel zu denken. Er läfit uns die Folgen der Industrie unter einem neuen Ge« 
sichtswinkel erblicken. E'ür Sozial* und Wobnungspoiitiker und Arbeitgeber bietet das Buch des 
Lesenswerten viel.« Gemeinde* Verwaltungsblatt. 

Die Akzise io der Kurpfalz. Ein Beitrag zur deutschen Finanzgeschichte des 17. 
und 18. Jahrhunderts. Von Dr. AUGUST J. KINEISEN. (IX. Band. i. Heft.) 
— Preis im Abonnement 1.60 M., im Einzciverkauf 2 M. 

»Die lebendig geschriebene und stets mit arcbivalischeo (oft wörtlichen) Belegen versehene 
Abhandlung, die auf fleißiger und gewandter Quellenforschung beruht, ist auch vom allgemeinen, 
historischen, natioDnl*Ökonomiscben und kultarelleo Standpunkte aus eine anregend« Lektüre.« 

Badische Reebtspraxis. 



Die Qemarkuags-, Boden-, Bau- und WohnunäspoliGk der Stadt Mannheim 

seit 1892. Von Dr. WILHELM WEIS. (IX. Band. 2. Heft.) — Preis im 
Abonnement 1.60 M., im Einzelverkauf 2 M. 

Die Darstellung soll einen Überblick über die neueste Entwicklung der Stadt Mannheim 
und ihre Tätigkeit geben, soweit sie auf der räumlichen Grundlage, der Gemarkung, basiert sind. 



Frachtsatz und Transportmenge unter Zugrundelegung der Verhältnisse des Mann- 
heimer Weizenhandels nach der Schweiz. Von ALFRED SCHNEIDER- 
(IX. Band. 3. Heft.) — Preis im Abonnement — .90 M., im Einzelverkauf 1.20 M. 
»Die auf umsichtiger Benützung des statistischen Materials und der Literatur beruhende 
Monographie liest sich trotz des spröden Stoffes leicht und anregend.« Badische Keditsprazis. 

Das Mfihlengewerbe in Baden und in der Rheinpfalz. Von Dr. Max fromm. 

(IX. !^nd. 4. Heft.) — Preis im Abonnement 2.80 M., im Einzelverkauf 3.60 M. 
»Die Schrift i»t außerordentlich interessant und verdient auch von denen, die den Standpunkt 
des Verfassers in bezug auf die Bedeutung der GroßmUllerei nicht teilen, gelesen zu werden.« 

Die Mühle. 



Zu beziehen durch jede Buchhandlung und direkt vom Verlag. 
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Lehenslaiif. 



Ich wurde am 7. August 1884 als Sohn des Kaufmanns 
Sigmund Gütermann in Gutach (Breisgau), Großherzogtum Baden, 
geboren. Meine Schulbildung erhielt ich in Nürnberg, bis zur 
Untertertia auf dem dortigen humanistischen Gymnasium. Die 
folgenden Jahre be.suchte ich das Realgymnasium in Saalfeld a. S., 
wo ich zu Ostern 190,5 das Zeugnis der Reife erhielt. 

Die ersten vier Semester studierte ich sodann in Leipzig 
auf der Handel.shochschule. Nach Ablegung des Diplomexamens 
daselbst widmete ich mich dem Studium der Jurisprudenz und 
Staatswissenschaften, zunächst ein Semester in Leipzig, das fol- 
gende in Heidelberg. 

Eugen Gütermann. 
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